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1. GemäD 5 6 Abc. 1 Satz 1 des Gesetzes über die Bildung eines Sachver- 
ständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung vom 
14.August 1963 legt der Sachverständigenrat, dessen Mitglieder der Bundes- 
präsident auf Vorschlag der Bundesregierurg am 14. Februar 1964 berufen hat, 
der Bundesregierung hiermit sein erstes Jahresgutachten vor. 

2 üas Gesetz (5 2) beauftragt den Sachversffindigenrat, 
.die ieweilige gesamtwirschaftliche Lage und deren absehbare Entwicklung' 

darzustellen und zu untersuchen, .wie im Rahmen der marktwirtschaftiichen Ord- 
nung gleichzeitig 

Stabilität des Preisniveaus. 
hoher Besch6fiigungsstand und 
außenwirtschaftliches Gleichaewiht - -.- 
bei stetigem und anaemesseMm wachstum - - 

gewbhrleistet werden können'; es untersagt ihm iedoch, Empfehlungen fOr-be- 
stimmte - wimdiaftt- und wzialpolitische Mdnahmen auszusprechen. 

3. üa das Gesetz vorsieht, daß die Ziele gleichzeitig erreicht werden sollen, 
sind sie für den Sachverständigenrat grundsätzlich gleichrangig. Daraus folgt, 
da6 der Sachverständigenrat immer jenen Zielen die gröRh Aufmerksamkeit 
widmen muß, die in der ieweiligen gesamtwirtschaftlichen Lage und deren a b  
sehbarer Entwicklung am wenigsten verwirklicht sind. 

4 Stabilität des Preisniveaus, hoher Beschäftigungsstand und adenwirtschdt- 
lichcs Gleichgewicht, von stetigem und angemessenem Wachstum im Rahmen 
der markhvirischaftlichen Ordnuna bealcitet. bilden auch die Gnindloae f6r die 
weiteren Untersuchungen, mit den& d i r  ~esetzgeber den Sach~erständi~enrat 
beauftragt hat: 

über .die Bildung und Verteilung von Einkommen und Vermögen', 
über .die Ursachen von aktuelkn und möglichen Spannungen zwischen der 
ge~mtwirischaftiichenNachfmge und dem gesamtwirischaftiichen Angeh'  
und 
über .Fehlentwicklungen und Mglictikeiten zu deren Vermeidung oder 
deren Beseitigung'. 

5. Mit der sich aus dem Gesetz ergebenden Beschränkung des AuRmges, die 
darin besteht, d d  der Sachverztiindigenrat .keine Empiehlungen fJr bestimmte 
wirischah und sozialpolitische MaDnahmen aussprechen' soll, hat der Gesek- 
geber unmißverständlich zum Ausdruck gebracht, da6 die politische Vemniwor- 
tung in  diesem Bereich ausschlie0lich bei den verfmsungsrnäßig zustündigen 
Organen bleibt; er will nicht einmal Empfehlungen, die diese Vernntworiung 
nach außen hin abschwächen kbnnten. 

6. Wenn der Sactiversffindigenrat dem gesetzlichen Auftrag gern60 die a b  
sehbare Entwicklung der gesamtmrtschaftlichen Lage aufzuzeigen versucht, W 
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vonvort 

ist er sich dessen bewußt, da0 die Koniunhranalyse zwar ein einigermahn 
zutreffendes Gegenwarkbild erlaubt, aber alle voraussagen immer nur hyp* 
thetischer Art sein kännen. Apodiktische Vorhersagen kann es schon deshalb 
nicht geben, weil die künftige Entwicklung auch der Wirtschoft Gegenstand 
menschlichen Gestaltungswillens ist und von den freien Entschlüssen politischer 
Instanzen und wirtrchaftiicher Gruppen im Inland und im Ausland mitbestimmt 
wird. So können auch die Vorhersagen in diesem Gutachten, das dem Gesetz 
zufolge überdies erst achi Wochen nach seiner Fertigstellung dem Bundestag 
und der Wfentlichkeit bekannt wird, durch die tatsächliche Entwicklung schnell 
widerlegt werden; bei Fehlentwicklungen und vor allem bei salchen, die sich 
durch ein entsprechendes Verhalten der verantwortlichen Stellen vermeiden 
lassen, wäre dies sogar zu wünschen. 

7. Doch bedeuten alle diese Ungewißheiten nicht, daß iede Prognose von vom- 
herein sinnlos wäre, bedarf doch iede rationale Wirtschaftspolitik ihrer, damit 
sie Fehlentwicklungen schon dann, wenn sie sich anbahnen. erkennt und ihnen 
begegnen kann, bevor es zu spät ist. Hierfür genügt es aber, wenn Prognosen 
die wichtigsten Tendenzen hervorheben; Bruchteile von Prozentsätzen haben 
nur rechnerische Bedeutung. Nur so ist der Auftrag des Gesetzgebers aufzu- 
fassen; nur so aufgefaßt, ist er erfüllbar. 

8. Von den drei Grundzielen und dem Wachstumsziel scheint dem Sochver- 
ständigenrat, wie im Gutachten näher dargelegt, die Stabiliffit des Preisniveaus 
gegenwärtig am meisten gefährdet. Die mit Preis- und Geldwerktabilität ver- 
bundenen Fmgen, die sich auch darauf ershecken, wie die verantwortlichen 
Instanzen bei enger Verfiechtung der deutschen Wirtschaft mit dem Ausland 
ihren konjunkturpolitischen Handlungsspielraum erweitern können, bilden daher 
den Kern des Jahresgutachtens 1964. Bei der freimütigen Erörterung dieser Mög- 
lichkeiten hat sich der bchverständigenrat nur von den im Gesetz genannten 
Zielen leiten lassen; als Grenze war ihm nur die Rahmenbedingung .markt- 
wirtschaftliche Ordnung' geseizt. Doi3 andere Ziele und andere Rahmen- 
bedingungen andere Konsequenzen haben, steht außer Zweifel. 

9. In dem weiten Bereich, der durch die im Gesetz genannten Ziele und Neben- 
bedingungen und durch den Begriff .gesamtwirtschaftliche Lage' abgegrenzt 
ist, liegen zahlreiche wichtige Probleme, die der.Soc)iverst6ndigenrat in seinem 
ersten Jahresgutachten aus Mangel an Zeit, an Kräften und an statistischen 
Unterlagen nicht mit der gebotenen Gründlichkeit untersuchen konnte und die 
deshalb zum Teil nur beilävfig erwähnt, zum Teil überhaupt nicht angesprochen 
werden konnten. Er wird sich ihrer annehmen, sobald er dazu in der Lage ist; 
dabei haben jene Probleme den Vorrang, die unmittelbar zu den im Gesetz 
genannten Fehlentwicklungen führen können. 

10. Statt vielen Einzelfragen seine Aufmerksamkeit zu widmen, hat der Sach- 
verständigenrat es in seinem ersten Jahresgutachten für erforderlich gehalten, 
die gesamtwirtschaftiiche Lage in einem größeren zeitlichen Zusammenhang zu 
sehen. Denn wichtige Bedingungen der gegenwärtigen Entwicklung lassen sich 
nur vor dem Hintergrund längerfristiger Strukturwandlungen richtig beurteilen. 
In späteren Gutachten zur gesamtwirtschaftlichen Lage wird es dem Sachver- 
sffindigenrat eher möglich sein, auf historische Rückblicke zu verzichten, obwohl 
noch sehr gründliche Untersuchungen der konjunkturellen Zusammenhänge in 



der Bundesrepublik nötig sein werden, damit bei der Analyse der Lage und bei 
der Abschätzung der voraussichtlichen Entwicklung das Typische besser vom 
Zufälligen getrennt werden kann. Falls Bundesregientng und Bundestag es 
wünschen und die Voraussetzungen dafür schaffen, wird der Sachverrtandigen- 
rat als Mittler und mit eigener Kraft darauf hinwirken, daO sich die Wirtschafh- 
politik in der Bundesrepublik kilnftig noch mehr als bisher auf die wirtKtiaFh- 
wissenschaftliche Forschung stützen kann. 

11. Für die in diesem Bericht behandelten Fragen hat der Sachverständigenrat 
viel Nutzen gezogen aus Diskuss;onen mit Vertretern der Bundesministerien und 
der EWG-Kommission. der Deutschen Bundesbonk und des Sozialbeiroh. der 
Sozialpartner und de; Bundesverbandes der Deutschen Industrie sowie der 
Wirtschafhwissenschaft an den Hochschulen und in den Forschungsinstihten. 
Zahlreiche Wirtschafisverbönde haben sich für eine Befragungsaktion im 
Sommer 1964 zur VerFügung gestellt. Ihnen allen sei an dieser Stelle für ihre 
Mithilfe gedankt. Mit dem Statistischen Bundesamt zusammenzuarbeiten war 
nach Oberwindung unvermeidlicher Anfangsschwiengkeiten eine große Freude. 

12 Der Sochverständigenrat hätte seinen ersten Jahresbericht nicht in dem 
verkilrzten Zeitraum fristgemal) fertigstellen kbnnen ohne die unermüdliche 
Unterstützung seiner Mitarbeiter, insbesondere aus Essen und Saarbrücken. Alle 
Fehler und Mängel, die dieser Bericht enthält, gehen indessen allein zu Laskn 
der Unterzeichneten. 

Wiesbaden, den 15. November 1964 

W. Bauer P. Binder H. Giersch 

H. Koch F. W. Meyer 
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E h r  Kapitel: Au8enwimdiaft und Binnenkonjunktur 

Wirkungsbreite der au6endrtschdlichen Triebkräh 

1. Die gesamtwirtschaftliche Entwicklung unserer Wirixhaft wird heute mehr 
denn ie bestimmt durch den hohen Grad ihrer auOenwirtschaftlichen Verfiech- 
tung, insbesondere mit den Pamierländern im europäisch-atlantischen Raum. 
Dies zu beleaen und auf seine wirtschafk~olitischen Konseouenzen hin zu unter- 
suchen, ist die Aufgabe der einleitenden~bschnitte. 

2 Der Anteil der Ausfuhr von Gütern und Diensten am Bruttosozialprodukt 
der Bundesrepublik ist zwischen 1950 und 1960 auf mehr als das Doppelte ge- 
stiegen; er lag 1963 - nach einem offensichtlich konjunkturell bedingten Rück- 
gang - nur wenig niedriger als in GroBbritannien, das in Bwölkerungszahl 
und Wirixhafkstruktur der Bundesrepublik von allen Ländern am meisten 
gleicht (Tabelle 1). 

3. Wie stark die Bundesrepublik ihrerseits auf das welhirtschaftliche Ge- 
schehen einwirkt, läOt Tabelle 2 vermuten. Sie zeigt, da0 unser Anteil am Welt- 
handel'], gemessen an den Exporten, auf 11 vH und, gemessen an den Importen, 
auf 92 vH angewachsen ist; diese Werte liegen nur noch unter denen für die 
Vereinigten Staaten (173 vH bzw. 12,9 vH). 

4. Viele Produktionsbereiche, die im Hinblick auf Beschäftigung, Preisniveau 
und Wirtschaftswachstum eine Schlüsselstellung einnehmen, stehen heute in 
einem viel engeren Verhältnis wechselseitiger Abhängigkeit mit dem auslbn- 
dischen Koniunkturgeschehen, als dies je zuvor der Fall war. Beispiele d&r 
gibt Tabelle 3. 

Im übrigen zeigt sich diese Interdependenz besonders deutlich am Geld- und 
Kapitalmarkt. Sie wird bei der heutigen internationalen Mobilität der Arbeits- 
kräfte auch schon am Arbeitsmarkt fühlbar. 

5. Welche Länder durch ihre Nachfrage nach unseren Gütern den starkstk 
6nfluB auf das Koniunkturgeschehen in der Bundesrepublik ausüben, macht 
Tabelle 4 deuilich. Danach ging 1963 in die EWG-Lbndermehr als ein Drittel 
unserer Warenauduhren. Die Schweiz und die Vereinigten Staaten bezogen ie 
rund 7 vH und Grdbritannien etwa 4 vH der Exporte. 

6. Das AusmaO der internationalen Koniunktuwerbundenheit IäOt Schaubild 1 
erkennen. Es zeigt ziemlich deutlich, da8 die Jahre 1555 und lW/Q nicht nur 
in der Bundesrepublik, sondern auch in anderen Ländern Hohepunkte von 
Wachsturnszyklen waren und daO das Jahr 1958 für die wichtigsten lndmtrie- 
Iänder entweder eine erhebliche Verlangsamung des Wachstums oder gar eine 
Schrumpfung des realen Sozialprodukts brachte. Das Schaubild siützt die Ver- 
mutung, daO die europäischen Länder n a h  wie vor in ihrer Entwicklung recht 
stark vom amerikanischen Konjunkturverlauf abhängen. Das gilt besonders für 

1) Ohno Avbnbnd.1 dn  Chlbtod. (ohuropdiidie und oiiefiidi. Undu). .doh eindl.  Jvpa1ari.n. 



A&mirisdroft und Binnenkonjunkiur 

Tobelle I 
Anteil der Ausfuhr') am Bruttosozialprodukt ausgewählter Länder 

in vH 

I Land 

I Land ) 1957 1 1958 1 1959 1 1880 1 1961 1 1962 1 1863 1 

Bundesrapublik 
Deutschland ohne 

Saarland und Berlin . 
Belgien ................ 
Frankreich ............. 
Hallen ................. ........... Niederlande 
Danemark ............. 
Großbrltannlen ....... und Nordirland 
Norwegen ............. 
Osterrelch ............. ..... Vereinlgte Staaten 

11,6 15.7 163 172 19s 20,s P,2 
267 35,O 31,7 28,4 e8,8 33,7 38,6 
144 17,2 15.1 147 15,8 15,7 13.4 
11,l 12,7 11,O 11,s l2,l 125 13.4 
433 502 1 ,4  50,l 493 49.6 49,7 
27.4 33,l 51,7 30,7 31.4 332 333 

n,l a.0 27.3 25.0 249 24,O P5,3 
393 47,s I 38,9 38s 41,8 45,O 
153 16.7 16.5 202 =,I 2l,1 24,O 
4,8 5,6 5,l 4,s 4,8 49 5.6 

1) Im Slnnr der Voltnvlrbchrttllchen GenmUeshnungen <Waren und Dbnsh). 

Bundesrepublik 
Deutschland ohne 

Saarland und Berlin . 
einschl. Saarland 

und Berlin (West) . . 
Belgien ................ 
Frankreich ............. 
Italien ................. 
Niederlande ........... 
Danernark ............. 
Großbritannien 

und Nordirland ....... 
Norwegen ............. ............. Osterrelch ..... Vereinigte Staaten 

Tabelle 2 

Anteil des Warenhandels der Bundesrepublik Deufschlandl) am Welthandel? 
in vH 

1 1 1950 1 1954 I 1959 1 1880 1 1981 1 1962 1 1853 1 

24,3 234 241 24.9 

2l,2 20,2 19.4 19.9 
G 5  d.9 35.0 35,7 36,O 366 
19,3 13,2 146 15,s 15,5 14,s 142 
153 147 15,3 17.1 17,7 17,6 17.1 
50,7 50,4 52,2 52.9 50,7 50.5 50.8 ... 94,2 %,I 33,) 33.1 30,9 29,4 

252 24,l 233 23,) P,8 22,s P,8 
46,O 42.0 42s 42,7 413 40.0 413 
2 5  23,8 24,5 24,9 !U, 24,6 25.4 
6,O 5,2 4,s 5 3  5.4 5.3 5,3 

') Einsshi. Beriln (We.1). bis L Juli 1959 ohne Saaknd  
9 Ohne dle Under des Oilblocke (osteuroplllsshe und uldleche). ledoch eins&& Jugoslawlrn. 

Ausfuhr (Ausfuhr aller ........ LBnder=Im) 
Einfuhr (Einfuhr aller 

Lander = 11x1) ........ 
3,6 92 9,6 140 10,7 10,7 11,O 

4,6 7,3 8P 8,5 8,9 9,4 92 



Tabelle 3 

Anteil des Auslandsumsatzes am Umsatz') wichtiger Industriegmppen 
in vH 

lDBd DMeches Reich, ab 1950 Bundeepeblei ohne Surhnd dnachl. L*din (W& 
') 1850 In b d l n  (W&) ein8chl. untern8hrn8ntlniernei LI.l.rungen 
7 Ohne Eneqle und Bau. 

lndustriegruppe 

Eisenschaffende Industrie ............... 
Chemische Industrie .................... 
Msschlnenbau .......................... 
Fahrreug- und Luitiahneugbau .......... 
Elektrotechnische Industrie .............. 
Textilindustrie .......................... 
Industrie Insgesamt3 ................... 

Schaubild 1 

m REALES BRUTIOIOZIALPRODIJKT AUSGEWÄHLTER LÄNOER 
Vnmuung gernüber dem Vorjahr in vH 

+l2 

- R-reich -- Vurinigie Siut 

46 

4 

+z 

0 

-2 

R .I1 

1936 

10.6 16,4 19.2 1B,8 
17,3 123 23.2 11L 
17s 20,l 29.5 a1,8 
4 7  11,) X40 32,8 

12,7 7.9 19,6 178 
4 7  3.6 78 8 5  

8,6 8,2 15,O 15.2 

1959 1850 1%3 



AuBemrirtschoff und Binnenkonivnldur 

Anteil einzelner Länder und Länderg~ppen an der 
Warenausfuhr') der Bundesrepublik') 

in vH 

') Swhlhandci. 
') Einseh1 W l n  (Wnt). bis L Juli 1958 ohne J a i b d .  
7 VHbmuchsl(n&r. 

Land/Lündergruppe.) 

die Hoch- und Tiefpunkte des amerikanischen Zyklus. Daß sich mit der Ver- 
wirklichung des Gemeinsamen Marktes ein engerer Konjunkturzusommenhang 
der Mitgliedsländer herausbildet, der gegenüber konjunkturellen Einflüssen aus 
den USA verhällnismäßig unempfindlich ist, wird zumindest durch die Daten, 
die dem Schaubild zug~nde  liegen, nicht bestätigt. 

7. Art und Stärke der Abhängigkeit unserer Wirtschaft von der Avslands- 
koniunktur werden entscheidend beeinflußt durch die Struktur unseres Aui3en- 
handels. Kennzeichnend für diese is t  - neben einem Importüberrchv0 im 
Bereich ograrischer Erzeugnisse - ein sehr hdier Anteil (über 50 vH) der Er- 
zeugnisse der Investitionsgüterindustrien an den Exporten (Tabelle 5). Allem 
Anschein nach hat die deukche Wirtschaft gerade hier ihre komparativen 
Kostenvorteile gefunden und im Zuge ihrer Eingliede~ng in die expandierende 
Weltwirtschaft zu nuhen und zu entwickeln verstanden. Diese Konzentration 
der Ausfuhr auf Güter, deren Absatzchancen in hohem Maße von der Investi- 
tionstätigkeit im Ausland abhängen, trägt dazu bei, daß die deutsche Binnen- 
koniunktur auf Obersteigerungen und Störungen im Wachstum wichtiger Partner- 
Iänder deutlich reagiert. Wie noch genauer zu zeigen sein wird, pRegte den 
Phasen erhöhter Investitionstätigkeit im Inland regeimäßig ein (von der Aus- 
londsnachfrage ermöglichter) Anstieg der Zuwachsmte unserer Exporte oder 
der Exportoufträge vorauszugehen. Bildhaft gesprochen kann man sogen, daß 
die deutsche Wirtschaft dank ihrer Entwicklungsrichtung (Produktions- und 
Exportstniktur) den - manchmal allerdings etwas böigen - Wind der Expan- 
sionrbestrebungen in aller Welt im Rücken gehabt hat. 

4 

I. Länder ......... Fnnkrekh 
Niederlande ........ 
Italien ............. ........... Schweiz 
VereinigteStaaten.. 
Belgien-Luxemburg. 
GroObiiiannien ... und Nordirland 

II. Lünderg~ppen ...... EWG-Länder ..... EFTA-Under 

5,7 8.3 4 8  7 1  8.8 9,4 10.3 11,O 
4 8.3 4 0  U 8 8 8  8.3 9 1  8 8  
4 8  5,4 5 8  5,0 5,8 8P 7 8  9,4 
58 8,1 41  S,8 4 8  8 2  7,1 7.5 7,3 
8.3 8,7 8,8 7.1 9.3 7.9 8.8 7.3 7 2  
8,7 8.8 8,7 8.6 6,O 8,0 6,4 4 8  7,1 

4,O 4,1 3.8 4 8  4.4 4 3  4 3  3,7 8 8  

288 29.5 292 27.3 27,8 29.5 31.7 34.0 37.3 
288 28,O 27.3 27s 27.0 2&0 2&3 27,8 27.1 



fnbelle 5 

WarenmäbiaeShuktur des Adenhandels') 1963 

Anteil der 

GbenrchuO (+), 
Import- 

Mill. DM 

8. Daß unsere Exporktruktur dem Wachstum der Binnenwirkchafi förderlich 
ist, geht indirekt auch aus Tabelle 6 hervor. Sie gliedert rund vier Fünftel der 
Warenausfuhr nach Erzeugnissen von neun Industriegruppen. Von diesen kön- 
nen zumindest die ersten vier, die 1963 mehr als die Hälfte der Ausfuhr be- 

Erzeugnisse folgender Bereiche: 
InvestitionsgGterindustrlen ................ 

1 Grundstoff- und ProduMionsgüterindustrien 
Verbrauchsgüterinduotrlen ................ 
Bergbau .................................. 
Nahrungs- und Genußmittelindustrien ...... 
Land-. Forst- und Jagdwirtschafi, Fischerei. 

Gartenbau und Tierzucht ................ 
Waren, die nicM zugeordnet werden konnten . 
Insgesamt .................................. 

stritten, für die  gegenwärtige^ Phase der weltwirkchafilichen Entwidtlung als 
typische Wachrtumsindustrien angesprochen werden, das heiOt als Produktiw- 

+24957 Sä,l 13,7 + 1 883 26,6 P58 - S i 6  9,7 118 - PS84 4.7 9,8 - 9 781 197 #,I 

-10446 18 Pl,1 - 3 691 1,3 85 
+ 6032 100 100 

fnbelle 6 

Anteil wichtiger Warengruppen an der Ausfuhr1) 1963 

Bundageblst elnnchl. Berlb (WeiU. 
') Swialhandel. 
9 Gaplled.rlin Anlehnung an di Pmduhiionsaiatlaiii. 

1. Maschinenbauerzeugnisse ............................... 21.5 
2. Landfahrzeuge ........................................... 
3. Chemische Erzeugnisse .................................. I :Y 

Bundew6bld elnschl. Bedin (West). 
'1 Sp.zldhandrl. 
9 Gapllrdert In Ankhnuno an dls Pmdukilonutitlitlk. 

- 
4. Elektrotechnische Erzeugnisse ........................... 
5. Eisen und Stahl .......................................... 
6. Erzeugnisse des Kohlenbergbaus ......................... 
7. Eisen-. Biech- und Metallwaren ........................... ................................................. 6. Textilien 
9. Feinmechanische und optische Erzeugnisse .............. 

8.6 
6,7 
4 2  
4,O 
3.6 
98 

Zusammen ................................................ 1 78.0 
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bereiche, deren Erzeugnisse sich bei beiriedigender und kräftiger Expansion 
der Gesamtnachfrage einer überdurchschnittlichen Nochfragesteigerung gegen- 
übersehen. Bei weniger ausgeprägter Konzentmtion auf diese Bereictie oder 
bei schwächerem Anstieg der Weltnachfmge wäre die deutsche Wirtschaft in 
den letzten 15 Jahren sicherlich langsamer - m6glicherweise aber auch gleich- 
mäßiger - gewachsen. 

AuBenwimchaR und Binnenkoniunhr in den Wohrtumsryklen 

9. Bei dem hohen Grad der außenwirtschaftlichen Verfiechtung der Bundes- 
republik sind Ungleichgewichte inländischen Ursprungs für die Stabiliw von 
Preisniveau und Beschäftigung weniger gefährlich als früher, weil der freie 
Außenhandel und der ausländische Arbeitsmarkt zusätzliche Ausgleichs- und 
Ausweichm8glichkeiten bieten. Jedoch finden Ungleichgewichte inländischen 
Ursprungs, die außenwirtschaftlich kompensiert werden, normaleweise ihren 
Niederschlag in Ungleichgewichten (Uberschüssen und Defiziten) der Zahlungs- 
bilanz. Das bedeutet indessen nicht, da8 alle Zahlung~bilanzungleichg~chte 
AusRuß binnenwimchuftlicher Storungen sein müi3ten Sie können auch als Folge 
von Ungleichgewichten in mchtigen Partnerlöndern entstehen. Soweit diese poli- 
tisch bedingt sind, lassen sie sich mit Mitteln der 6konomischen Analpe über- 
haupt nicht im voraus erkennen. Bisweilen erreichen sie AusmaBe, mit denen 
sie die Stabiliffit des Preisniveaus (oder der Beschäftigung) in den als Konjunk- 
turpder dienenden Partnerländern erheblich gefährden. Hierin liegt heute das 
Hauptproblem der Koniunkturdiagnose für ein Land, das so eng mit der Welt- 
wirtschaft verfiochten ist wie die Bundesrepublik; wir versuchen, ihm Rechnung 
zu iragen, indem wir den außenwirtschaftlichen Fragen in der Vorausschau, 
aber auch im Rückblick, mehr Gem'cht und Raum geben, als es bisher üblich 
war und notwendig erschienen sein mag. 

10. Das Jahr 1960 brachte nach 195111952 (Korea-Boom) und 1955 die viert- 
h6chste Wachstumsrate des realen Bruttosozialprodukts (8,8 vH) und den Höhe- 
punkt der dritten Welle im Wachstum der deutschen Wirtschaft nach 1950. Seit 
dem Herbst 1963 erlebt unsere Wirtschaft ihren vierten Koniunkiuraufschwung. 
In all diesen Fällen lag offensichtlich eine wichtige Triebkraft in der Zunahme 
der Auslandsnachfrage. Für den Korea-Boom steht dies außer Zweifel. Für die 
anderen beiden Adschwungsphasen gibt Schaubild 2 die Daten Es zeigt, daß 
dem Anstieg der Bruttoinvestitionen und des Brultorozialprodukts im Wachs- 
tumszyklus, der 1955 seinen Höhepunkt hatte, eine beschleunigte Zunahm des 
Exportvolumens vorausgegangen war. In der Ahchwungsphase des ndchsten 
Zyklus (1959) beschleunigten sich Ausfuhr- und lnvestitionsvolumen zur selben 
Zeit. Ein Vergleich der In- und Auslandsauftrdge Iäßt iedoch vermuten, daß der 
AnstoO auchhier vom Ausland ausging. Wasden eeenwärtigen Wachstums- 
zvklus onlanat.so besteht kein Zweifel.daß d e r ~ u d w u n a  in der zweiten Hdlfte 
1963 durch & Entwicklung im benachbarten Ausland a&ael8st wurde. Daß in 
all diesen Fällen die Expo~bemühungen der deutschen Uniernehmer, vor allem 
in den Jahren aeaömafter Nachfraaeentwidluna im Inland. die Avsfuhrsteiae- 
rung wesentlich mitbewirkt haben,rst sicherlich-nicht zu leugnen, obwohl Jie 
veriügbaren lnfmationen hierüber keine quantitativen Aussagen zulassen. 

6 
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Maubild 2 

SOZIALPRODUKT. INVESTITIOHEN UND AUUENHMDEL 11 
In Preisen von 1914 

VILdlmP ppa ibr  dem mlrpiechm6a Voridiinieilrm in vH 

1912 1913 1 9 9  1955 1956 1957 1958 1959 1960 1961 1962 I963 1961 
1?61 Brarydid rinull..mM dir IrM W Blii W1 

v u n i i j l a u n a  ~ n r n  ui haur r *(a ori DIL 

X 
I I I~  s i i r  m vdlnmMr- b i r u b u i g  ~ n i  ii 
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Doch ohne die Nachfrageenkicklung in den Abnehmerlöndern wäre diesen 
Bemühungen viel weniger Erfolg beschieden gewesen. 

11. Nicht minder typisch ist, doß im Aufschwung auch die lmporte schnell 
zuzunehmen pflegen (Saubi ld 2). Engpässe, die sonst - stärkere - Preis- 
Steigerungen bewirkt hätten, lie!3en sich durch Rückgriff aui das ausländische 
Angebot kurziristig ausweiten. Demzufolge konnte der Index der industriellen 
Erzeugerpreise noch 1959 - ebenso wie 1954 - sinken Er begann dann aber 
in der zweiten Hälfte 1960 deutlich anzusteigen (ähnlich 195% und zwar unter 
dem Einfluß einer 1959 einsetzenden Investitionswelle, die 1960 den Anteil der 
Investitionen am Bruttosozialprodukt aui die Rekordhöhe von 263 vH (1955: 
25,6 vH) brachte. 

12  Diese Einfuhrsteigerungen reichten indessen selbst in den Jahren der Hoch- 
koniunkiur nicht aus, av0enwirtschaftliche Oberschüse zu verhindern. In Jahren 
gedämpfter Binnennachfrage war die Neigung zu Oberrctiüssen - jedenfalls 
bis 1962 - regelmänig besonders groß. Ab 1956157 bewirkten die Leistungs- 
bilanzüberschüsse, da0 die Gold- und Devisenbestände der Bundesbank in 
einem Umfang zunahmen, der nicht nur das Ausland beunruhigte. Unabhängige 
Sactiverständiae. darunter der Wissenschaftliche Beirat beim Bundemirkchofts- 
ministerium, hatien die Fortdauer dieser Entwicklung schon 1957 vorausgesehen 
und als autonome Gegenmaßnahme eine Aufwertung der DM vorgeschlagen. 
Erst im Man 1961, nachdem das Versagen der restriktiven Kreditpolitik jeden 
Zweifel daran beseitigt hatte, da0 die Bundesbank bei Konvertibilität und festen 
Wechselkursen keine wirksamen Mittel besitzt, die Bundesrepublik vor den 
Gefahren einer importierten Inflation zu schützen, folgte die Bundesregierung 
der Empfehlung der Sachverständigen; sie werkte die DM auf. 

13. Nimmt man an, daß es bei der Aufwertung vornehmlich darum ging, die 
Gefahr kräftiger Preissteigerungen durch Verbilligung der Importe und Er- 
schwerung des Exports für einen nicht zu kurzen ~eimum abzuwenden, so war 
der Aufwertungssatz von rund 5 vH eher zu niedrig als zu hoch gegriffen. Zu- 
mindest hätie eine Aufwertung dieses Umfangs unter dem Gesichtspunkt der 
Geldwerktabilität - wenn auch nicht des Wachstums - einige Zeit früher 
erfolgen und vielleicht auch in kurzem Abstand wiederholt werden müssen. 

14. Zugunsten dieser Vermutung spricht der überdurchschnittlich hohe Kauf- 
kraftschwund der DM in den Jahren 1961 und 1962 Die 1960 einsetzende Lohn- 
welle konnte in ihrer Wirkuna auf das Kostenniveau zunächst noch durch hohe 
Produktivifatssteigerungen weTtgehend kompensiert werden. Ahnlich wie 1955156 
setzte sie sich iedoch 1961162 trotr geringerer Produktiviffitsforkchrine mit glei- 
cher Intensität fort. nachdem die Einkommen aus Untemehmertatiakeit und Ver- 
mögen von 1959 auf 1960 um fast 11 vH zugenommen hatten. so kam es zu 
einem Anstieg des Kostenniveaus, in dessen Gefolge der Preisindex des Brutto- 
sozialprodukts sich 1961 um 43  vH und 1962 um 4,4 vH ehbhte. Der Preisindex 
für die Endnachfrage iedoch, in dem sich auch die Entwicklung der lmportpreise 
niederschlägt, stieg nur um 3,2 vH bzw. 3,4 vH. Die Verbilligung der Importe war 
zum grdOten Teil der Aufwertung zu verdanken. 

15. Zwar sind auch im Ausland die Produktionskosten im Gefolge des Booms 
von 1960gestiegen. aber wie man aus Tabelle7 schließen kann, war der Anstieg 
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im Mittel der Jahre 1961 und 1962 in der Bundesrepublik wohl am stärksten. Da 
auch im Ausland leichte Rezessionen den Spielraum für die Abwälzung von 
Kostenerhöhungen enger begrenzten, konnte es nicht ausbleiben, daO die Auf- 
wertung im Verein mit der in- und ausländischen Kostenentwicklung die Ertrags- 
loge der Unternehmen in der Bundesrepublik spürbar beeinflvßt hat, vor allem 
natürlich von Unternehmen, die viel exportieren oder unter lmportkonkurrenz 
stehen. Dies hat dazu beigetragen, da0 die .GewinnquoteS, d. h. der Anteil der 
Einkommen aus Unternehmertätigkeit und VermOgen am Volkseinkommen, von 
39,2 vH im Jahr 1960 auf 36.1 vH 1962 zurückgegangen ist. 

Tabelle 7 

'J Die Lohnioetsn b ProdunJnheii sind. wenn nicht anders vermeri3. hmchnel aus: Index der Ver- 
dlensb je Arbeiter- bzw. Aihltiitund. dirldiirt durch indei de, Ro6uWon b oeiebido Arbeker- bn*. 
Arboltsnunde ,100. OIe Etoebniiu sind weosn des helemoenen Auioanosmltwials nur prob nroiekhbar. 

Lohnkosten ie Produkteinheitl) 
in der Verarbeitenden Industrie ausgewählter Länder 

Verönderung gegenüber dem Vorjahr in vH 

'I Einschl. Bembiu und Eneioie. 
'I i S 3  Januar bis November. 
7 MeO=iiier der ArbsiiseinbmrneN divldlert durch Index der Prcduiüm .1üü 

16. Daß Aufwertung und Kosmrieb die W e t t b ~ b s ü k k g e n h e i t  der 
deutschen Exportindustrie insbesondere 1961 vermindert haben, wird auch deut- 

Land 

lich, wenn man die Entwicklung des deutschen &portpreisniveaus zur Entwick- 
luna der Preisniveaus (der letzten inländischen Verwenduna) in den Partner- 

1961 1961 

- 

~ändern in Beziehung setzt, wie es in  ~abel le 8 geschehen ist.Mit Ausnahme der 
Niederlande, die ebenfalls aufgewertet hatten, sind die Preise unserer Export- 
guter in Auslandswährung stärker gestiegen als die Binnenpreise im übrigen 
EWG-Raum Auch aui dem britischen und nordamerikanischen Markt war die 
deutsche Wettbewerbsposition, was die Preise anlangt, 1961 schlechter als 1960. 
Die Jahre 1962 und 1963 brachten iedoch bereits wieder eine Umkehr dieser 
Eniyicklung, und zwar fast ausschliefllich als Folge von Preissteigerungen in den 
Partnerländem. 

17. Die Reaktion der Handelsbilanz auf die veränderten Bedingungen ist aus 
Schaubild 30 ersichtlich. Danach ging der AusfuhrÜbersdivO, der wegen mehr- 
monatiger Wirkungsverzögerung im Mittel des Jahres 1961 noch zugenommen 
hatte (9,8 Mrd. DM), 1962 auf 6.4 Mrd. DM zurück. Zwor hatte er nur 1955 leich 
abgenommen. Im Gegensatz zu damals fiel die Annäherung an das aufenwirt- 
schaftliche Gleihgewicht 1962 jedoch nicht in eine Phase überschäumender 
Binnennachfrage, sondern in ein Jahr mit gedämpfter Koniunktur, für das auf 

1 B63 

Bundesrepubiik Deutschland ............. 
Belgien') ................................ 
Frankreich ............................... 
Italien') .................................. 
GroObritannien und Nordirland ........... 
Vereinigte StaatenA) ...................... 

+ 8 + 7 + 3 
+ 1 + 4 + 4 + P + 5 + 3 + 2 + 7 +I1 + 8 + P  - 1 
- 1 0 - 1 
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Tabelle 8 

Der Preisindex der deutschen Ausfuhr1) im Verhältnis zum Preisindex 
der letzten inländischen Verwendung in wichtigen Partnerländern 

1960-100 

Land 1 gS1 1962 1- 

') lm Sinm brVo l luw i~ha f t l khen  Geramtmchnunpen [Wann undDbntt.)~~po~miw Inlr*.lllp~r 
Au.bndrrrlhninp. 

Grund der Erfahrungen in den Vergleichsiahren 1954 und 1958 nicht ein be- 
sonaers niedriger, sondern ein besonders hoher ExportubenchvB zu erwarten 
gewesen wäre. Es scheint demnach, daß der drastixhe Rückgang des deutschen 
Exportübenchusses 1962 nicht durch die konjunkturelle Nachfrageenhvicklung 
bedingt war, sondern als Folge der Aufwertung und der oben beschriebenen 
Kostensteigerung anzusehen ist. 

18. Bei den Dienstleistungen (Schaubild 3bJ stieg der Passivsaldo, der sich auch 
für die früheren Jahre ergibt, wenn die Einnahmen von ausländischen militä- 
rischen Dienststellen ausgeklammert werden, 1%1 und 1962 verstärkt an. Aus 
Schaubild 3b geht im übrigen hervor, d d  die Bundesrepublik zu einem zuneh- 
menden Defizit der Dienstleistungsbilanz neigt, wozu vor allem der Reiseverkehr 
beiträgt. Im Gefolge der Aufwertung wurde diese Passivierungstendenz offen- 
sichtlich verstärkt. 

19. Wie sich die wirksame Nachfrage und ihre Shuktur vor und nach der Ad-  
wertung verändert haben, Iäßt Tabelle9 erkennen. 
Sie gibt eine Obenicht über die Entwicklung der letzten Verwendung von Gütern 
und Diensten (einxhl. Ausfuhr) und macht zunächst deutiich, d d  der Investitions- 
boom von 1960, ähnlich wie seine Vorgänger (1955 und 1951/523, in hohem M& 
exportbedingt war. Weiterhin zeigt sich, da0 in den Jahren 1%1/62, also nach 
dem Investitionsboorn, analog der Entwicklung von 1956 und 1953 der Private 
Verbrauch einen besonders großen Anteil der Gesamtnachfmge ausmachte. A d  
diesen Wandel ist die Aufwertung nicht ohne EinRu0 gewesen. Ohne sie wäre 
1961 und 1962 der Zuwachs der Ausfuhr (4.6 vH bm. 4,B vH) nicht so gering und 
der Zvwachs der Investitionen (93vH bm. 83vH) vermutlich grö0er gewesen; 
die Zunahme des Konsums (9,8 vH bzw. 9.2 vH) sowie des Konsumanteils von 
einem Drittel auf die Hälite der zusätzlichen Nachfrage wäre sicherlich nicht so 
kräftig ausgefallen. Daß dieser Proze0 mit einer Verminderung im Ausladungs. 
grad des Produktionspotentials einherging, obwohl der Staatsverbrauch stärker 
zunahm als iede andere Sparte (1961: 14,O vH und 1962: 153 vH), häite durch 
zusätzliche Investitionsanreize vermieden werden können. Bei einem höheren 
Aufwertungrratz, der die außenwirtschaftlichen Auftriebskräfte stärker gebremst 
häite, wäre eine Stützung der Binnenkoniunktur mit RGcksicht auf Beschbfrigung 
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Entwicklung der letzten Verwendung von Waren und 
Dienstleistungen 1951 bis 1964 

1951 
1952 
1 w  
1954 
1955 
1956 
1BST 
185B 
1058 

1960 
1961 

1962') 
1963') 

l984')q 1. Hj. 

Jahr 

Ab 1-1 Bundeiwbiet einuhl, vorher ohne SMrlind und Berlln Weit). 
') VoNu(le Etpebnlue. 
3 Qudi :  Dsutishe Bundmhnk. 

und Wachstum unumgänglich, aber wohl auch in Grenzen mit dem Ziel der 
Geldwerktabilität vereinbar gewesen, zumal sich die Importgüter auf den In- 
landsmärkten noch mehr verbilligt hötten. 

20. Als Folge von Avfwertung und interner Preisanpassung zeigte die außen- 
wirtschaftliche Situation 1962 ein Bild, das den Vorstellungen vom Zahlungs- 
bilanzgleichgewicht vergleichsweise weit entgegenkommt. Dies wird aus 
Tabelle 10 ersichtlich. Die Devisenbilanz war 1962 mit einem Defizit von 
0,6 Mrd. DM so gut wie ausgeglichen, nochdem sie 1961 mit einem Defizit von 
1,9 Mrd. DM und 19M) mit einem Obenchuß von 8,O Mrd. DM abgeschlossen 
hatte. Störend ist nur, daß die sogenannte .Grundbilanze, die für die Beurtei- 
lung des langfristigen außenwirkchaftlichen Gleichgewichts den Maßstab a b  
gibt, nicht ausgeglichen war, sondern ein Defizit von 2 3  Mrd. DM aufwies, das 
im wesentlichen mit dem Passivsoldo der Bilanz der laufenden Posten kor- 
respondiert. Abgesehen von Sondereinflüssen, die hier eine Rolle gespielt hoben, 
ist iedoch eine leichte Passivierungstendenz nach so vielen Jahren unangemessen 
hoher Obenchüsse durchaus vertretbar, ia sogar zu begrüßen. 

21. Diese außenwirtschaftlichen Verhältnisse des Jahres 1962, die mit einer Zu- 
wachsrate des realen Sazialprodukk von 4,l vH verbunden waren, wurden 
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gegenüber in vH 
dem Vorjahr 

in vH 
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Tabelle 10 

Salden der Zahlungsbilanz 
Mrd. DM 

'1 Spezialhandel: Oduhr clf. Auduhi tob 
4 Nmtohapitiümport: +. 
9 Zunahme der &Mn&: +. Ouli.: Deutsche BundasblnL 

Posttlon I 1980 I 1961 

Tobelle 1 1  

Bruttosozialprodukt und dessen Preisindex in wichtigen Partnerländern 
Veränderung gegenaer dem Voriahr in vH 

schon irn Frühiahr 1963 durch die Auslandsnachfrage und den internationalen 
Kapitalverkehr wieder g e t a n  Zumindest für die Auslandsnachfrage liegt der 
Grund in konjunkturellen Entwicklungen, die sich in wichtigen Partnerländem 
schon 1962 durchgesetzt hatten. Tabelle 11 zeigt, da6 in ltolien und FrankreiEh 
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1.Handelsbilanz') ...... 
2. Dienstleistungsbilanz. 
3. Unentgeltliche 

Leistungen ........ 
1 . 4 .  Bilanz der 

laufendenPosten .. 
4. Langfristige Kapitai- 

Belgien .......... 
Frankreich ....... 
ltaiien ........... 
Niederlande ..... 
GroBbritannien 

und Nordirland . 
VereinigteStaaten 

1962 

+5,2 +6,8 +3J +8,0 +2,4 +2.0 +0,7 
+2,8 +O,6 -0,6 4 , 2  -0,l 4 1  4 6  

4 4  -4,l -5,l - 5 , O  I -1,4 -1,l 

+4.6 +2,8 -22 +O,9 +1,2 +O.S -I# 

1063 

6,4 1,7 5.8 1 2  6,7 2.3 7,s 3,s 
10,s 3,2 7.9 3.4 11,s 4,2 10,O 5,4 
9,0 2,i 103 2,O 12.6 5,9 13,7 8.5 

11.2 2.1 8.0 2A 6 2  3,s 8,s 4.7 

5,9 1.3 6b 3.3 4,2 3.9 5.3 1,4 
4,0 1 3,2 1,3 7,l 0,9 5.0 1 5  

leistungen.) ........ 4 , 2  4 3  -0,l +2,0 +0,2 -1,l -0.1 
a)privat ........... +1,0 +0.9 +1,0 +3,1 +0,4 4 , 9  +0,1 
b) 6ffentlich ....... -1,P - 5 . 1  -12 -1,2 -02 4 , 2  4 2  

1 . 4 .  „Grundbilanzu ... +4,4 -1 J -2,3 +28  +1,4 -0,8 -1,l 

5. Kurzfristige Kapitai- 
leistungen.) ........ +2.0 -0.9 +0,9 +0,3 -2,3 +0.3 +0.0 
a)privat ........... +2.9 +0,3 +0,3 +0,7 -1,6 +0,5 4 . 0  
b)6ifentlich ....... -1,O -1,2 +Ob -0,s -0.8 - 0 2  +41 

1.-6.Devisenbilanza) ..I +8,0 -1.9 -06 +2,6 +0,0 +0,1 -0,4 

1962 1980 

1963 

1981 

1W4 
I. vj. I 2. vi. 1 3. vj. 
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1962 und 1963 und in den Niederlanden 1963 die Gesamtnachfrage und die 
Einkommen verstärkt zunahmen, was einen kröitigen Preisaufhieb mit sich 
brachte. 

22 In Italien, das 1962 mit 5,9 vH und 1963 mit 8 5  vH die höchsten Inflations- 
raten in Eumpo aufwies (Tabelle 11).  führten kräftige Lohnerhähungen - bei 
gleichzeitigem Sinken der Sparquote - zu einem Kostendruck und zu einer 
erheblichen Ausweitung der privaten Konsumnachfrage. Da gleichzeitig eine 
expansive Geldpolitik betrieben wurde, um die Investitionstätigkeit anzuregen, 
konnte sich die monetäre Nachfrage so stark ausweiten, da0 sie das reale An- 
gebot übertraf, obwohl die Importe, besonders aus der Bundesrepublik, erheb- 
lich zunahmen und die Exporte stagnierien. Die deutschen Lieferungen nach 
Italien erhöhten sich wertmäßig 1962 um 21.3 vH gegenüber dem Voriahr, 1963 
um 33,O vH und noch einmal im ersten Vierteljahr 1964 um 13,O vH. 

23. In Frankreich nahmen 1962 und 1963 die privaten Konsumausgaben im 
Gefolge von Lohnerhöhungen, die jeweils bei 9 vH lagen, erheblich zu. Gleich- 
zeitig wurde in Obereinstimmung mit den Zielen des 4. Planes die Investitions. 
tätigkeit gefördert. Dadurch entstand eine Obernachfrage, die 1962 die Gesamt- 
importe um 124 vH und die Lieferungen aus der Bundesrepublik nach Frank- 
reich um 13,9 vH steigen lie0. lm Jahr 1963 nahmen die Gesomtimporte um 
16,l vH zu und die deutschen Lieferungen um 182 vH. 

24. In den Niederlanden bewirkten 1962 eine Erhohung der Löhne um 9 vH 
und eine Senkung der Lohn- und Einkommensteuer einen Konsumstoß, der 1963 
der Investitionstätigkeit kräftige Impulse gab. Da auch der Stoatsverbrauch stark 
zunahm, entstand troh der seit Mine 1962 ergriffenen Gegenmaßnahmen eine 
Obernachfrage,die 1963 einen lmportanstieg um insgesamt 1 l,6 vH (1962: 3,8 vH) 
auslöste, bei einem Mehr an Lieferungen aus der Bundesrepublik von 17.1 vH 
(1962: 2 7  vH). 

22. In den Vereinigten Staaten begann 1961 ein Koniunktumvfrchwung, der 
ein Wachstum des Sozialprodukts von 7.1 vH im Jahr 1962 und von 5,O vH im 
Jahr 1963 brachte und die deutschen Warenexporte dorthin, die 1961 abgenom- 
men hatten (-7,2 vH), 1962 um 10.3 vH und 1963 um 8 7  vH steigen ließ. lnfolge 
des Einflusses, den die omerikanische Wirtschaft auf die Weltkoniunktur zu 
haben pflegt, wirkte der amerikanische Aufschwung auch in anderen Ländern 
anregend auf die Gesamtnachfrage und damit indirekt auf die Nachfrage noch 
deutschen Exportgütem 

26. Die inflatorischen Prozesse in Italien. Frankreich und den Niederlanden 
führten dazu, da0 das Verhältnis der deutsmen Exportpreise zum Preisindex der 
letzten inländischen Verwendung in diesen Ländern schon 1962 wieder niedriger 
war als vor der Aufwertuna (Tabelle 81. Ab Mine 1962 nahmen die Auftro~sein- 
gänge der Industrie aus dem ~usland erneut stärker zu als die ~"slandsum&tze, 
und vom Jahresende an waren sie wieder absolut größer als diese (Schaubild 4). 
Auslandsaufträge und -umsätze waren bereits im Frühjahr 1963 höher als 1962, 
dagegen übertrafen die Inlands-Auftragseingänge und -umsätze die Vorjahres- 
werte erst im Herbst. Die Zuwachsraten der Ausfuhrwerte gegenüber dem Vor- 
jahr betrugen im zweiten, driften und vierten Vierteliohr 1963 9,9vH, 12,6vH 
bzw. 15,OvH. Mit den Ausfuhren stieg der Oberschuß der Handelsbilanz erneut 
auf ein beträchtliches Niveau (Tabelle 101. 
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Sdiavbild 4 
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W. Die wiedereinsetzende Exportkoniunktur brachte der Industrie nicht nur 
eine höhere, sondern auch eine avrgeglichenere Auslashing der Kapazitäten, 
als sie seit dem Ende des Booms von 1960 gehabt hoffe. Schon 1963 erreichte der 
Anteil der Ausfuhren am Bruttosozialprodukt mit 19.9 vH fast wieder den Stand 
von 1961 (203 vH); im ersten Halbjahr 1964 lag die .Ausfuhrquote' wohl nodi 
etwas darüber, wenn sie auch an die Rekardhöhe von 1960 (212 vH) nicht wie- 
der herankam. 

28. Die Entwicklung der Exporte während der ersten drei Quartale des Jahres 
1964 Iüßt eine deutliche Abnahme der Zuwachsraten gegenüber dem Voriahr 
erkennen (Tabelle 12). Die Abschwächung des Exportanstiegs schlägt sich bei den 
Erzeugnissen der Investitionsgüterindu&rien stärker nieder als bei den übngsn 
G ~ p p e n  (Ausnahme Bergbau), obwohl ihr Anteil an der gesamten Warenaus- 
fuhr langfristig einen deutlichen Aufwärtstrend zeigt. 

29. Wenn man die Ausfuhren nach Italien ausgliedert, wie es in Tabelle 13 ge- 
schehen ist, und außerdem berücksiditigt, daR der starke Exportzuwachr im 
entenVierteliahrl964 weitgehend mit derwittewngsbedingtenStagnation im ent- 
sprechenden Voriahreszeitraum zusammenhängt, so tn'n die in Ziffer 28 hervor- 
gehobene Dämpfung des Exportanstiegs sehr viel weniger deutlich hervor. In 
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Warenausfuhrl] nach Warenbereichen 
Verändening gegenüber dem entspredwnden Vwiahreszeitraurn in vH 

Bundweblei elnsshl. b d n  ( W d .  
') SDerlalhandil. 
.) Geolledert In Anbhnuno an dle PmduLtlonMiaiktR 
4 Elruchl. butlmrnter Wann, die den obioen Bemichen nlcht zuomrdnoi werden konnten. 

Warenbereich') 

den Exportzahlen finden also - außer der langen Frostperiode Anfang 1963 - 
vor allem die inflatorischen und antiinflatorischen Vorgänge und Mannahmen 
in Italien ihren Niederschlag, viel weniger Konjunkiurbewegungen allgemeiner 
und längerfristiger Art. Eine pessimistische Beurteilung der iüngsten Ausfuhr- 
entwicklung ist schon deshalb nicht angebracht, weil der Einbruch bei den Liefe- 
rungen nach Italien wahrscheinlich eine einmalige Niveaukorrehur darstellt. 
Obwohl Italiens Produktivkräfte heute sicherlich mehr entwickelt sind als vor 
zwei Jahren, ist seine Wareneinfuhr aus der Bundesrepublik im dritten Quartal 
1964niedriger als damals. Es ist also in absehbarer Zeitwieder mit einem Anstieg 
der Ausfuhren nach Italien zu rechnen, sobald dieses Land sein wirkchaftiiches 
Gleichgewicht auf hohem Beschäftigungs- und Produktionsniveau wieder- 
gefunden hat. 

30. Die Ausfuhren in die anderen EWG-Länder haben sich in den ersten drei 
Vierteljahren nicht unbefriedigend entwickelt. Daß die Zuwachsraten im ersten 
Quartal für die Ausfuhr in die Benelux-Länder so hoch waren, i s t  wieder nur eine 
stdistische Nachwirkung der Frostperiode imvoriahr. Lediglich die Ausfuhr nach 
Belgien hat sich im dritten Vierteliahr in ihrem Wachstum auffallend stark ver- 
langsamt. Wieweit die vergleichweise geringe Ausfuhrzunahme in diesem Falle 
auf saisonalen Einflüssen beruht, IäOt sich in dem Zeitpunkt, in dem dieser Bericht 
abgeschlossen wird, nicht abschätzen. 
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folgender Bereiche: 
+ 5,4 +13,1 + 4,O + 8,8 + 1,l - 5.4 -10,6 

Grundstoff- und 
ProduktlonsgGter- - 5,3 + 6.1 + 9.6 +16,2 +22,4 +11,8 + 7,O 

Investltiansgoter- + 4.8 +11,0 +14,7 +13,4 +W,O +11,4 + 4.1 
Verbrauchsgüter- + 40 +i6,3 +i9,5 +m,8 +iai +12p 
Nahrungs- und Genus 

-11,6 + 2,9 - 0,2 +40.1 +50,5 +34,1 +20,7 
Land-, Forst- und 

Jagdwirhchaft, 
Flscherei, Ga~enbau 

+24.8 +21.4 +32,6 +24,1 +35,7 - 4,O +12,4 

Insgesamt') ............ + 2,l + 9,9 + I26  +15,0 +20,5 +11,8 + 5,7 

18a3 1964 
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Tabelle 13 

Warenausfuhr'] der Bundesrepublik?) nach Länderg~ppen und Ländern 
Veränderung gegenüber dem entsprechenden Voriahreszeitraum in vH 

EWG-Under .......... 
Belgien-Luxemburg .. 
Frankreich ........... 
ttalien ............... 
Niederlande .......... 

VereinigteStaaten ..... + 6.9 +10.1 +10.4 + 7.4 +B,9 +10,1 +12.O 
Obrige Welt ........... 1 - 6,9 - 0,s + 5,3 + 5,9 +20,2 +lO,6 + 63 
I 

+ 8,s +M.1 +S ,2  +P73 +24,2 + I 2 9  + 0,s + 2,s +17,7 +23.5 +18,1 +30,9 +20,2 + 6,6 + 9.7 +20,0 +17,0 +25,4 +23,9 +lLl + I 4 2  
+21,8 +28,3 +44,8 +36,5 +13.0 -8,a -31,s 
+2 ,4  +15,2 +p ,6  +28,8 +30,3 +20,7 +12,7 

EFTA-L8nder .......... 
darunter: 
GroObritannien ..... und Nordirland ........... Osterreich ........... Schweden 
Schweiz ............. 

Insgesamt ohne itaiien. ./ + 0.4 + 8,4 + 9,s +13,2 +U,3 +13,7 + 9 8  

+ 2,s + 9,O + 5,l + I25 +15,4 +11,9 + L 7  

+ 9,s +11,7 + 2,l +!B$ +30,1 +B,6 +16,9 
+ 4,3 + $8 + 4 8  +10,6 + 9 3  +11,3 +18,1 + 2,8 +12,4 +13,6 +16,7 + I 9 3  + 9.7 + lb - 0,7 +10,6 + 9,7 + 9,0 + 9,8 + 6 3  + 2,6 

'1 S~lalhandel.  
3 Elnschl bd in  (West). 
') Verbrauchrlhndei. 

31. Beachtenswert sind im übrigen die steigenden Zuwachsraten der deutxhen 
Exporte nach Osterreich und die beharrliche, wenn auch nicht extrem starke 
Expansion der Warenausfuhr in die Vereinigten Staaten. Beide Fälle geben 
Hinweise, wie sich die deutschen Exporte bei relotiv stetiger Konjunkturentwick- 
lung in den Partnerländern ausdehnen können. Dagegen wird man nicht damit 
rechnen können, daß die Exporte nach Großbritannien auf mittlere Sicht auch 
nur entfernt in dem Maße zunehmen werden, wie es seit dem Herbst 1963 ge- 
schehen ist. Das gilt vor ollem, nachdem die britirche Regierung einen zurätr- 
lichen Zoll von 15 vH des Warenwerk auf die Einfuhr von gewerblichen Halb- 
waren und Fertigerzeugnissen erhebt. 

32. Nicht unwichtig ist schließlich in diesem Zusammenhang, dd3 die kräftige 
Belebung unserer Exporte seit Mitte 1963 auch die Ausfuhrpreise beeinf ldt hat. 
Der Durchschnitkwert der Ausfuhren lag im August 1964 um 33  vH über dem 
Tiefstand zwölf Monate vorher und um 2,4 vH über dem Jahresmiltel 1963. Noch 
stärker bringt den Wandel im Preisklima der lndex der Verkaufspreise fJr Aus- 
fuhrgüter zum Ausdruck. Während dieser lndex in der Zeit von 1958 bis 1963 
fast konstant geblieben ist, verzeichnet er für die ersten acht Monate 1964 einen 
Anstieg um 3JvH gegenüber dem gleichen Zeitraum desVorjahres. Den grai3ten 
Anteil hieran haben die Erzeugnisse der Eisen- und Stahlindustrie, die ihre Preise 
im Auslandsgeschäft- im Gegensatz zu den im Inland erzielten Preisen - nach 
der Avfwerlung und in der Zeit der Konjunkturberuhigung erheblich zuri)ck- 
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genommen hatte (Tabelle 14). Da der lndex der Verkaufspreise für Ausfuhrgüter 
sich auf die in Lieferkontrakten vereinbarten Preise bezieht, nicht auf die Preise 
der schon erfolgten Lieferungen, eilt er dem lndex der Durchschnitkwerte etwas 
voraus. Es ist deshalb mit einer weiteren leichten Zunahme des Durchschnitts- 
werts inder nöchsten Zeit zu rechnen. Nachteilig auf die Entwicklung des Export- 
volumens dürfte sich dies angesichts der anhaltenden Preisauhriebstendenzen 
im Ausland und der wohl vehältnismä0ig geringen Preiselastizität der Nach- 
fmge nach vielen Gütern in unserem Exportsortiment kaum auswirken. Dagegen 
ist zu befürchten, dai3 die Auiwärtsentwicklung der deutschen Exportpreise nicht 
ohne Folgen für die Nominallbhne und indirekt auch für die Preisbewegung im 
Inland bleiben wird. 

Exportarieniierter Wadistvm und Geldwemtabilit6t 

33. Die Wachstumsverlangsamung, die sich nach der Aufwertung mit der Ver- 
minderung des Exportanstiegs vollzog, scheint eine Auffassung zu bestätigen, 
die die erstaunlich hohen Raten des Wirtrchaftswachstums in vielen Ländern 
während der Nachkriegszeit in erster Linie dem Sog der weltweiten N&ge- 
expPnrion zurechnet und hohe Wachstumsraten in L6ndern mit vergleichsweise 
restriktiver Geld- und Fiskalpolitik als exportgetriebenes Wachstumerklärt. Ge- 
stützt wird diese These im Falle der Bundesrepublik dadurch, daß die w m -  
s~n_Ex~~!ndustr ien zugleich wichtige Wachstumsindustrien sind (Ziffer 8) und 
daß die oTien Raten des realen Wirtschaftswochsbms, die während der Boom- 
johre von 1951.15'55 und 1960 erreicht wurden, in unmittelbarem Zusammenhang 
mit krät3igen Steigerungen des Exporlvolumens dehen (Ziffer 10). 

Tobelle 14 

lndex der Verkaufspreise für Ausfuhrgüter 
Veranderung gegenüber dem Vorjahr in vH 

Bundeawbiel dnrshl. Berlln (We6iI. 
') Wiederi  In Anbhnunp i n  di. PmduMion~.tiUstlt 

Warengruppe') 

Ausfuhrgliterinsgesamt ................. 
darunter: 
Maschlnenbaueneugnlsse .............. 
Landfahrzeuge ......................... 
Chemische Erzeugnisse ................ 
Elektrotechnische Erzeugnisse .......... 
Eisen und Stahl ........................ 
Erzeugnisse des Kohlenbergbaus ....... 
Eisen-, Blech- und Metaliwaren ......... 
Textilien ............................... 
Feinmechanische und optische 
'Erzeugnisse .......................... 

IS61 

- 0,2 + 0,2 + 0,l + 3,2 

+ 3,7 + 3.6 + 1,s + 2,6 + 0,4 + 0,g f 0 + 0.2 - 3,2 - 3.4 - 0,9 + 0,6 + 1 6  + 0.6 + 0 9  + O,6 - 8.9 - 5,3 - 5,8 +12,7 - 0,7 + 0.8 + 1,s + 3.1 
+ 1,8 + 1,6 + 0,s + 1,4 - 1,6 - 0.7 + 1,2 + 1.0 

+ 34  + 2,8 + 1,O + 2,3 

1954 
Jan. bis 

Aug. 
1062 1963 
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34. Begünstigt wurden die deutschen Exporterfolge durch den Umstand, doß 
die komparativen Vorteile, die unsere Wirtschaft im Rahmen der internationalen 
Arbeitsteilung gefunden hat oder entwickeln konnte, namentlich bei jenen 
Güte~l jegen, für die sich die Nochfrage im Zuge eines industriebeitinimfen 
~d~r tschaf t l i chen Wachstums überdurchschnitt~ch schnell ausweitet (Ziffer 8). 
Diese hohe Einkommenselastizität der Nachfrage macht es begreiflich, daß der 
lndex der Verkoufspreise für Ausfuhrgüter und noch mehr der lndex der Durch- 
schnittswerte der Ausfuhr einen steigenden Trend aufweisen, wohingegen arr 
dere Industrieländer eine vergleichbare Zunahme ihres Exporivolumens nur bei 
nahezu konstanten Preisen erreichen konnten. Offenbar konnten bei uns viele 
Unternehmen ihren Auslandsabsatz auch bei steigenden Preisen ausdehnen. 
Dies ist um so bedeutsomer, als schnell wachsende lidustrien oft vergleichsweim 
groi3e Produktivitätdortschriiie erzielen können und für Ersotzinvestitionen 
weniger aufzuwenden brauchen, als sie an Abschreibungen erwirtschaften. 
Dai3 der Aufwärtstrend des lndex der Durchschnitlswerte unserer Ausfuhr nur 
die spätere Korrektur anfänglich besonders niedriger Preise widerspiegelt, ist 
wohl schon für eine ganze Reihe von Jahren nicht mehr von Bedeutung. Ohne 
die hohe Einkommenselastizität der Nachfrage nach Gütern, die in der Zu- 
sammensetzung unseres Exportangebots eine große und zunehmende Rolle 
spielen, hätten wir wahrscheinlich die hohen LeistungsbilanzOberschüsse nicht 
bei steigenden Export- und sinkenden lmportpreisen erzielen können, zumal 
wir in der Liberalisierung d e  Außenhandels nicht hinter anderen Ländern zu- 
rückgeblieben sind. 

Tabelle 15 

Veränderung des Bniitos~zial~rodukts je Einwohner, 
der Preisindices der letzten inländischen Verwendung und der 

Ausfuhr in ausgewählten Ländern 1553 bis 1963 

35. Eine weitere Erklärung für unsere Exporlneigung liefert die These, daß 
exportorient'iertes Wachstum - im Gegensatz zu binnenwirischafilich orien- 

I ver- 
Bnderung 

VerBnderung des 
Preislndex der 

Brutto- I:;; 
des realen Preis- 

schere inlBn- 
Land sozial- (Sp. 3 .I. 

produHs je Sp. 4) 
Einwohner 

1 2 

dlschen Ausfuhr') 
Verwen- 

vH 
3 I 4 

Vereinigte Staaten ........... 
Großbritannien und Nordirland 
üel~ien ...................... 
Niederlande ................. 
Frankreich ................... 
Bundesrepublik Deutschland.. 
Italien ....................... 

12.5 14.0 1QA 5.4 
23.8 20.2 32,7 12,5 
30.8 24,0 21,7 - 2 3  
353 35.7 37,2 1 5  
U A  953 58.6 33.3 
@,OB 21,s 26.8 58 
W 1  . 28,4 f ,l 2.7 - 

'> P r e i u  In bweilioer Luidnwähnira. 
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iiertem Wachstum - nicht aus Zahlungsbilanzgründen gebremst zu werden 
braucht, daß ununterbrochenes Wachstum schnelleres Wachstum id,und dai3 
schnelleres Wachstum, weil es mit größeren Praduktivitätsfartschritten einher- 
geht, die Konkurrendähigkeit auf den Expohiärkten begünstigt. Der Zusam- 
menhang, auf den es hier ankommt, ist folgender: Erfahrungsgemäß werden mit 
steigendem Realeinkommen die lndustriegüter im Vergleich zu den Dienstlei- 
stungen billiger. Deshalb und weil die Dienstleistungen im Sozialprodukt mehr 
Gewicht haben als in der Ausfuhr, steigt das Binnenpreisniveau im Vergleich 
zum Exportpreisniveau. Soll die Binnenkaufkmft des Geldes erhalten bleiben, 
so müssen wegen dieser .Scherea die Preise der Industrieerzeugnisse und damit 
die Ausfuhrpreise (ausgedrückt in Inlandswährung) absolut sinken, und zwar um 
so stärker, ie schneller die Arbeitsproduktivität zunimmt. Ein Land, das grdßere 
Produktivitätsforkchritte erzielt als andere, wird infolgedessen bei festen Wech- 
selkursen seine Wekerbsposit ian im internationalen Handel ständig ver- 
bessern. sofern es nicht sein Binnen~reisniveau - enk~rechend der ri&ren 
Scherenbirkung -starker steigen läßt als seine ~achborn und ~artn&. Länder 
mit vergleichsweise g rokn  Praduktivitökforischntten, aber verhältnismäßig ge- 
ringer Steigerung des Binnenpreisniveaus werden deshalb zu außenwirtschaft- 
lichen Oberschüssen neigen, wenn dieser Tendenz nicht durch Wehselkurs- 
anpauungen entgegengewirkt wird. Tabelle 15 zeigt den Zusammenhang 
mischen der Stärke des Produktivitäkforlsdiritts und der Gröi3e des .Scheren- 
effekts' im interndionalen Vergleich. In der Bundesrepublik öffnete sich die 
.Schere' nicht so weit, wie es auf Grund der Pmduktivitäkentwidtlvng zu er- 
warten gewesen wäre. DaO unsere Exportpreise höher sein kannten, als der 
Regel entspricht, unterstreicht die Bedeutung der hohen Einkommenselastizität 
der Nachfrage nach unseren Exporten (Ziffer 34). Demgegenüber läßt die ver- 
hältnismäfiig groi3e Scherenöffnung, die sich in den Niederlanden gezeigt hat, 
darauf schließen, daß die Einkommenselastizität der Nachfrage nach den Ex- 
porten dieses Landes - vermutlich wegen des hohen Anteils der Agrarerzeug- 
nisse (253 vH) an der Ausfuhr- gering ist. 

36. Wegen der auseinandergehenden Entwicklung von Binnen- und Export- 
preisniveau mimte die Bundesrepublik im Zuge d u  raschen Produktivitätdart- 
Schritts für Touristen aus Ländern mit wesentlich langsamerer Realeinkommens- 
entwicklung - z. B. den Vereinigten Staaten - notwendigerweise ein teureres 
Land werden, sei es durch schnelleren Anstieg des Binnenpreisniveaus, sei es 
durch Verteuening ihrer Währung. Wenn die Bundesrepublik tatsächlich lange 
Zeit nicht W teuer war, wie man es bei dem erreichten Realeinkommensniveau 
eigentlich hätte erwarten sollen, so ist dies nur ein Reflex der preis- und wäh- 
rungspolitischen Bedingungen, die zu den übermäßigen Leisiungsbilanzüber- 
schüssen führten. 

37. DaO die den Export begünstigenden Umstände sich in beträchtlichen Lei- 
stungsbilanzübenchüssen niederschlagen konnten, hängt natürlich auch mit 
unserer Nachfrage nach Gütem und Diensten des Auslandes zusammen. Um 
den Ausgleich von der lmporheite her zu erleichtern, hätten wir entweder die 
Preise unserer Inlandsgüter stärker steigen oder die Preise fremder Valuten 
sinken lassen müssen, es sei denn, es wäre gelungen, Hemmnisse für die Einfuhr 
von Erzeugnissen aus den sogenannten Niedrigpreisländem oder gar von Er- 
nöhrungsgütern zu beseitigen. 
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38. So einleuchtend es erscheint, daß das Wachstum der deutschen Wirtschaft 
durch seine Exportorientierung begünstigt wurde, so schwierig ist es abzu 
schätzen, um wieviel weniger unser Sozialprodukt zugenommen hätte, wenn 
die Exportbernühungen nicht so erfolgreich gewesen wären und die zum Teil als 
Störung empfundenen Impulse aus dem Ausland gefehlt hätten. Eine Vorstellung 
von der Größenordnung -wenn auch nicht mehr - läi3t sich gewinnen, wenn 
man annimmt, da0 das reale Sozialprodukt in den Boomiahren 1951,1955 und 
194 bei binnenwirkchaftlich orientiertem Wachstum nicht stärker zugenommen 
hätte als im Durchschnitt aller Jahre von 19% bis 1963. Dabei ergibt sich rein 
rechnerisch, d. h. unter Vernachlässigung aller Sekundä~irkun~en-und Anpas- 
sungsprozesse, dai3 unser reales Pro-Kopf-Einkommen im Jahr 1963 ungefähr 
um ein Zehntel geringer gewesen wäre. 

39. Es ist zu vermvten, daß eine weniger starke Expansion der Welhachfrage 
unsere Wachstumsindustrien dazu veranla0t hätte, überdurchsdrnittliche Pro- 
duktivitätsforkchritte mehr in Form von Preinmkungen weiterzugeben und nicht 
so sehr in Farm besonders starker Erhohunaen der Nominallöhne. die auf 
andere Bereiche übergegriffen und d&it zurErhöhung der deutschen Kosten- 
und Preisniveaus beig&Ggen haben. Bei der ~xpansion-der Welhachfrage, wie 
sie tatsächlich stattgefunden hat, hätte man sich eine ähnliche Wirkung von einer 
Wechselkunpolitik erhoffen können. die sowohl die exportierenden Betriebe als 
auch die Bekiebe im Bereich der lmportkonkurrenz'immer wieder zu Preis- 
ermäßigungen (in DM) veranla0t und den besonders großen Spielraum der Un- 
ternehmen für Nominallohnerhöhungen in der Hochkoniunktur auf diese Weise 
eingeengt h6tte. Nimmt man an, daß die hohen lnflationsmten der Jahre 1951, 
1956 und 1962 in engem Zusammenhang mit der Hochkoniunktur der Jahre 199, 
1955 und 19M) stehen und daß der Preisadirieb in den betreffenden Jahren ohne 
die koniunkturellen Obenteigerungen nicht größer gewesen wäre als irn Durch- 
schnitt oller übrigen Jahre, so ergibt sich rein rechnerisch für 1963 ein um 72 vH 
niedrigeres Preisniveau (gemessen am Preisindex für die letzte inländische Ver- 
wendung). 

40. Fraglich ist indessen, ob eine auf stetige Nachfrageexpansion ausgerichtete 
Wechselkurspolitik das Wirkchaftswachstum unberührt gelassen hätte. Die Ent- 
wicklung des Exportvolumens und der Produktivimt in den exportorientierten 
Bereichen hätte zwar nicht unbedingt zu leiden brauchen; denn das lnshument 
der Wechselkursveränderung IaRt sich prinzipiell auch so einsetzen, da6 die 
Dämpfung der auBenwirkchaftlich bedingten Obernachfrage in den Boomiahren 
ganz und gar ausgeglichen wird durch eine wechselkurspolitische Förderung 
der untemehmerischen Exportanstrengungen in den Jahren verlangsamter Nach- 
frageentwicklung. Zweifelhaft i s t  iedoch, ob der Versuch, die koniunhrellen 
Aufiiiebskräfte in dieser Weise zu glätten, den trendmäßigen Anstieg der Ge  
samtnachfrage letzten Endes nicht verringert hätte. Zumindest hätte man den 
realen Wachstumsspielraum der deukchen Wirkchaft im voraus richtig ein- 
schätzen müssen. Auch wird man nicht bestreiten können, da0 das Wachstum, 
welches die deutsche Wirtschaft auch nach Erreichen der Vollbeschäftigung nach 
gezeigt hat, nur ganz wenige Sachkenner emartet haben. 

41. Selbst bei richtiger Einschätzung des realen Expansionspotentials hafte 
eine auf Geldwerktabilität ausgerichtete Wechselkurspolitik noch Nachteile für 
.das Wirkchaftswachsium mit sich bringen können. Um diese Nachteile zu ver- 

a 
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meiden, hätte man U. a. verhindern müssen, daß die Erhöhungen des Außenwerk 
der Währung im Verein mit der gesamtwirtschaftlichen Lohnentwicklung die 
Gewinnmargen so komprimiert hätten, daß die Investitionsbereihchaft der Un- 
ternehmen nachhaltig gefährdet worden wäre. In diesem Rahmen hätte die 
Wechselkurrpolitik den bewnden stark expandierenden Unternehmen so viel 
Lohneh6hungsspielraum lassen müssen, wie notwendig war, um genügend 
Arbeitskräfte aus anderen Bereichen anzulocken. Nur unter günstigen, aber 
nicht unter ollen Umständen hätte also das reale Wachstum, das die Wirtschafi 
in der Bundesrepublik gezeigt hat, auch bei Geldwertstobilität - und zumindest 
geringerem außenwirtschaftlichen Ungleichgewicht - stattfinden können. In 
diesem Fallewären dieReallöhne - trotz geringerer Nominallohnerhöhungen - 
nicht weniger stark gestiegen, und die Zinssätze, die ja für die Kapitalkosten von 
Bedeutung sind, hätten sich wegen der größeren Geldwerktabilität auf einem 
etwas niedrigeren Niveau eingespielt. 

42 Zugunsten einer Wachstums- und Koniunkhtrpolitik, die die aimenwirt- 
schaftiichen Auftriebskräfte neutralisiert und gezügelten binnenwirtschaftlichen 
AdIriebskr6ften entsprechend mehr Raum gibt, laßt sich U. a.anführen, dofl über- 
große Gold- und Devisenbestände, wie sie sich im Zuge exportorientierten 
Wachstums in der Bundesrepublik gebildet hatten, nicht gerade eine sehr pro- 
duktive - und damit wachstumsfördernde - Anlage von Volksvermögen dar- 
stellen1). Das aiit vor ollem. wenn aleichzeitia Ko~i to i im~ort  stattfindet. W d d  
den ~ o l d -  und ~evisenreskrven zum Teil hoch~erzinshche Äuslands~chulden 
gegenüberstehen. Oberdies kann der reale Wert der Gold- und Devisenbestände 
infolge von Preissteigerungen im Ausland ständig sinken. Der vieldiskutierte 
Verlust der Bundesbank in Höhe von 1P2 Mrd. DM, der mit der Aufwertung - 
Neubewertung des Goldes und der fremden Valuten in DM -verbunden war, 
ist nur der buchmäflige Niedenchlag von Inflationsverlusten, diedie international 
sehr liquide gewordene Bundesrepublik schon vorher erlitten hone. Wenn hier 
von übermäßiger Liquidität die Rede ist, so soll dies bedeuten, daß auch ein 
geringeres Polster den wachstumspolitischen Erfordernissen genügt hätte. Ein 
Vergleich der deuhchen Erfahrungen mit denen Großbritanniens, das aus 
Zahlungsbilanzgninden eine .stop and go'-Politik treiben mußte, lehrt freilich, 
daß eine Neigung zur übermäßigen Liquidität dem Wachstum weniger abträg- 
lich ist als das Gegenteil. 

1) Da Zinriitrap &r BundabDnkfGr O.ldanlqen im Ausland behu. 1943 QB.O Mill. DM. Boogin auf den 
durchsdiniftlirhen Gold- und Osriisnhslond in John 1%3 4 n  237 M . D M  ergibt s id i  ein Nsminol- 
n n i n r u n ~  von lC9vH. 



Zweites Kapitel: Die-binnenwiridafilichen Auftriebskräfie 

Der Ubergang zur Binnenkonjunktur 

43. Die Impulse, die seit Anfang 1963 von der raschen Expansion der Auslands- 
nachfrage ausgingen, haben die binnenwirtschaftlichen Avftriebskräfte so stark 
angeregt, daß die wirtxhaftliche Entwidlung in der Bundesrepublik seit der 
Jahreswende 1963164 die Zeichen eines Kaniunktumufschwunger tragt. Das 
Schwergewicht der Nachfrageaumeitung hat sich seitdem von der Außen- a d  
die Binnenwirtschaft verlagert. Wenn es nicht zu einer boomarh'gen Obersteige- 
rung wie 1959160 gekommen ist, so vornehmlich aus folgenden Gründen: Die 
Steigerung der Auslandsnachfrage ließ im Verlauf des Jahres 1964 an Stärke, 
nach (Ziffer 28ff.); gleichzeitig nahm die Einfuhr beschleunigt zu. Der AuOen- 
handel hat also teils als Folge der DämpfungsmaOnahmen im Ausland, teils mit 
der üblichen Automatik den sich anbahnenden koniunkturellen Spannungen 
zwischen der Angebok- und der Nachfrageentwicklung entgegengewirkt. Aui3er- 
dem emeiterie sich aber auch die Binnennachfrage selbst nicht so sprunghaft, 
wie dies 1959160 der Fall war. Das gilt vor allem für die Investitionstätigkeit. 

Die lnvestitiomneigung dar Unternehmen und des Staates 

44. Ahnlich wie bei den Exporten Iäßt sich auch bei den Investitionen die iüngste 
Entwicklung besser beurteil&, wenn man sie vor dem Hintergrund der langfnsti- 
gen Tendenzen und Struktumandlungen betrachtet. Bemerkenswert sind hier 
vor allem drei Beobachtungen: 

a) der zunehmende Anteil der Bruttoinvestitionen am Bruttosozialprodukt 
seit 1950, 

b) der zunehmende Anteil des Staates und der Bauinvestftionen an den 
Bruttoinvestitionen, 

C) die überdurchschnittliche Beschleunigung und Verlangsamung der Unter- 
nehmensinvestitionen im Wachstumszyklus. 

45. Die Zunahme des Anteils der Bruttoinvestitionen am Bruttosozialprodukt 
beschreibt Schaubild 5. Während die Investitionsquote zu B e g i ~  der fünfziger 
Jahre noch bei 22 vH lag, überschreitet sie heute auch in Jahren, in denen von 
einer koniunkturellen Obersteigerung nicht die Rede sein kann, die Rekordhöhe 
des vorigen Jahrzehnh, die das Boomiahr 1955 brachte. Etwas onders sieht es 
aus, wenn man den Anteil der Nettoinvestitionen am Nettosozialprodukt ins 
Auge f d t .  Er lag wohl 1960 und noch 1961, nicht mehr jedoch 1962 und 1963 
über dem Niveau von 1955. Der Unterschied erklart sich daraus, daO der Anteil 
der Enatzinvestitionen - oder genauer: der Teil der Investitionen, der durch 
Abschreibungen gedeckt ist - heute höher ist als in den fünfziger Jahren. Man 
kann auch sagen, d d  die trendmä8ige Zunahme der Bruttoinvestitionen im 
Vergleich zum Brvttosozialprodukt wohl wenigstens zum Teil auf einem über- 
proportionalen Anstieg der Abschreibungen und damit der Kapitalkosten beruht. 
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Sdwubild 5 

Dies steht in Obereinstimmung mit der Beobachtung, dai3 der Kapitoleinsatz je 
Beschäftigten seit Erreichen der Vollbesch6ftigung in der Mitte des vorigen Jahr- 
zehnts erheblich zugenommen hat. Da Ersatzinvestitionen in der Regel auch in 
Jahren der Rezession vorgenommen werden und somit wen i~er  koniunktur- 
empfindlich sind als die Neuinvestitionen, erscheint ihre relative Zunahme als 
ein stabilisierender Faktor. Tatsächlich bedeutet dies jedoch nur, da0 die Un- 
stabilität unserer Wirtschaft nicht so zugenommen hat, wie man vermuten 
kannte, wenn man nur den hohen Anteil der Bruttoinvestitionen am Bruttosozial- 
produkt ins AugefaOt. 

46. Tiefere Einblicke in die konjunkturellen Zusammenhänge errn6glicht eine 
Gliederung der Gesamtinvestitionen (brutto] in Investitionen der Unternehmen, 
des Staates und der Wohnungswirtschaft (Tabelle 16). Nach dieser Zusammen- 
stellung ist der Anteil der Wohnungswirtschaft ziemlich konstant geblieben und 
der Anteil des Staatesavf Kosten des Anteils der Unternehmen nicht unerheb 
lich gestiegen. 



Invesfitionsneigung der Unternehmen und der Stades 

41. Gleichwohl kommt den Unternehmensinvestitionen im Kreis der koniunk- 
turbestimmenden Faktoren nach wie vor das grö5te Gewicht zu. Absolut haben 
sie von 1950 bis heute in iedem Jahr- mit Ausnahme von 1953- zugenommen; 
aber in Jahren geringen Wachstums -wie 1958 und 1963 -war die Zunahme 
prozentual geringer (2.8 bm.  13 vH) und in Jahren der Hochkonjunktur - 
wie 1955 und 1%9/60 - prozentual höher als die des Bruttosozialprodukts 
(Tabelle 82 im Anhang). Daß die Unternehmensinvestitionen in der Regel auch 

Tabelle 16 

Ankile der Unternehmen, des Staates und derwohnungswirtschaft 
an den Investitionen 

in vH 

Ab 1080 Bundeap~bl8t slnschl.. vorher (und zum Viirpiich IOr lm) ohne Sandand und Barlin (Wni). 
'1 ZiuJpiich phitsr Omanisationan ahn. Erwerbtchaiabr; ohne Wohnunp.dfisch8tl. 
.) GebinaMrp.nsh&n und Soziaimnichanin~. 
9 Vorilufip. Emebnlsr. 

Jahr 

1950 
1951 
195'2 
1953 
1%4 
1055 
1956 
1857 
1958 
1959 
1950 

1960 
1961 
1 w )  
1963') 

bei weniger günstiger Konjunkturlage immer noch zugenommen haben, zeugt 
von dem Vertrauen der Unternehmer in die langfristige wirtschaftliche Entwick- 
lung, das seinerseits immer wieder durch die Auswirkungen der Investitionsent- 
schlüsse bestätigt worden ist. Hierin liegt wohl die wichtigste Erklärung dafür, 
da5 Koniunkturzyklen bisher bei uns immer nur Wachstumszyklen waren. 

48. Auf der anderen Seite ist es der Koniunkturpolitik nicht gelungen, Zyklen im 
Wachstum der Unternehmensinvestitionen auch nur annähernd zu verhüten und 
damit eine der wichtigsten Bedingungen für ein stetiges Wirtschaftswachstum 
zu schaffen. Diese Bedingung ist deshalb so wichtig, weil die alternative S M -  
gie, die darin besteht, die öffentlichen Ausgaben undloder die Wohnungmirt- 
schaft zum antizyklischen LÜckenbUOw zu machen, nicht ohne erhebliche 
Schwierigkeiten oder Nachteile anwendbar ist. Moglichkeiten, die zeitliche Ver- 

Unternehmen') 

71.6 8-4 90.0 
70,s 8.0 90b 
70,4 9.1 20.5 
65,4 10.7 23,9 
688 10,O 232 
69,9 W M2 
68.9 148 M,3 
69.2 lob M2 
68,2 11.3 M,5 
68,o 12,4 ab 
683 11.8 19,9 

68,4 11.8 19,8 
W 9  12,s 20b 
648 14,s 21,l 
8297 15,9 21 C 

Staat9 
Wohnungs- 
wiechatt 



teilung der Unternehmensinvestitionen im Sinne einer grökren Stetigkeit zu 
beeintlussen, liegen im Bereich der Unhrnehmensbesteuerung und der Kredit- 
politik. Da aber die erforderliche Flexibilität eigentlich nur bei der Kreditpolitik 
gegeben ist, deren Wirksamkeit nach Rüdrkehr zur Konvertibilität Ende 1958 
erheblich nachgelassen hat, drängen die konjunkturpolitischen Oberlegungen 
in eine Richtung, die im Endergebnis darauf hinauslädt, daß man das kredit- 
politische Instrument wieder wirksam macht, indem man es mit einem neuen, zur 
Feinreguliewng geeigneten wechselkunpolitischen Inshment kombiniert. Wahr- 
scheinlich wäre bei einer besseren zeitlichen Verteilung der Untemehmensinve- 
stiionen in der Vergangenheit das Preisniveau heute wenigstens um die Preis- 
steigewngen im Gefolge der Booms von 1955 und 1960 niedriger (Ziffer 39). 

49. Von den lnvestitionsausgaben der Unternehmen sind rund zwei Drittel Aus- 
rüstungsinvestitionen. In das letzte Drittel teilen sich Bau- und Vorratsinvestiti- 
nen, wobei die ersteren auf Kosten der letzteren im Trend anteilmäßig zuneh- 
men (Tabelle 171. 

Tabelle 17 

Investitionen der Unternehmen nach Arten 
Anteile in vH, gleitende SJahres-Durdixhnitte 

') Ohne WohnungsMu. 
I Vorliuiige Ergibniese tGr W62 w d  1- 

Zeitraum 

1950-1 954 
1851 -1955 
1 952-1 856 
1953-1 957 
1954-1 958 
1955-1 959 
1856-1850 
1957-1961 
1956-1962') 
I=-lsai') 

50. Der relative Rückgang der Vorratsinvestitionen Iäßt sich damit erklären, 
da0 dieunternehmen zunächst einmol ihre Lager an Rohstoffen und Halbwaren 
in eine normale Relation zum Umsatz bringen mui3ten und daß später erhebliche 
Rotionalisierungsfamchritte in der Logerhaltung erzielt werden konnten, und 
zwar sowohl im Produktionsprozet3 als auch im Handel. Konjunkturell sind die 
Vorrakinvestitionen, auch nach den Erfahrungen anderer Länder (Lagerzyklusl, 
der empfindlichste Teil der Unternehmensinvestitionen (Schaubild 6). Teils unter- 
liegen sie spekulativen Einflüssen im Gefolge von Preisschwankungen auf den 
Weltmärkten, teils sind sie Ausdrud: des Bemühens, die Rohstoff- und Halb- 
warenvorräte im Aufschwung mindestens proportional mit der Produktion aus- 
zudehnen und bei einer Verlangsamung des Produktionsanstiegs und bei dro- 
henden Oberkapazitäten dort am meisten Zurückhaltung zu üben, wo es am 
leichtesten möglich ist. 

26 

Ausrüstungs- 
Investitionen 

05,8 16.8 178 
66.7 16,8 163 
67,6 17.7 14,8 
67,6 18,9 13,5 
67,O 188 13,2 
86,7 20.8 12,7 
66,4 2l 12,7 
66,7 a . 2  123 
68,3 2l,5 10,3 
698 n ,6  8 2  

Bau- 
investitionen') 

Vorrats- 
investitionen 



lnvertitionsneigung der Unternehmen und des Stader 

BRUTTOSOZIALPRODUKT UND INVESTITIONEN~ 
DER UNTERNEHMEN 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in ffl 
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51. Bei den Investitionen des Staates handelt es sich zum übemiegenden Teil, 
d. h. zu rund neun Zehnteln, um Bauinvestitionen. Die Zunahme des Stoatsanteils 
an den Gesamtinvestitionen - seit 1950, namentlich aber seit der Mitte der 
fiinkiger Jahre - bedeutet daher, daß der Staat im Hoch- und Tiefbau seine 
wirksame Nochfrage schneller ausgedehnt hat als die Unternehmen und die 
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Wohnungswirtschaft. Besonders ins Gewicht fielen dabei die Verkehninvesti- 
tionen, von denen der größte Teil wiederum eine unvermeidliche Konsequenz 
der Motorisieningswelle war. Während der Stoot am Beginn der fünfziger Jahre 
noch mischen 18 und X) vH der Gesomtnachfroge nach Bauleistungen bestritt, 
lag sein Anteil in den letzten Johren zwischen 24 vH (1960) und 29 vH (1963). Ein- 
zelheiten sind der Tabelle $3 im Anhang zu entnehmen. 

52 Mit seinem hohen Anteil an den Gesamtinvestitionen hat der Fiskus eine 
große koniunkturpolitische Verantwortung übernommen; aber ouch hier dauert 
es seine Zeit, bis die Institutionen und Verhaltensweisen den neuen Bedingungen 
gerecht werden. Diese Problematik zeigte sich sehr deutlich am Beispiel des 
Jahres 1955, als der Staat mitten in der Hochkonjunktur seine Bauausgaben um 
fast ein Drittel erhöhte. Erst in den letzten Johren hat sich der Gesetzgeber 
bemüht, ouch die staatlichen Investitionen koniunkturpolitisch zu steuern: dos 
Gesetz zur Einschränkung der Bautätigkeit vom B Juni 1962 betmf auch staat- 
liche Hochbauprojekte. 

53. Ober seine eigenen Bauinvestitionen hinaus beeinflußt der Staat die Nach- 
frage im Bausektor auch durch Darlehen und Zuschüsse, vornehmlich zur Förde- 
rung des Wohnungsbaus. Dieser Einfluß ist ouch heute noch erheblich, obwohl 
der Anteil der öffentlichen Mittel an der Wohnungsbouiinonzierung von 40 vH 
Anfang der fünfziger Jahre auf etwos über N vH in den letzten Johren zurück- 
gegangen ist, teilweise allerdings im Zuge einer Umstellung auf Zinssubven- 
tionen. Mit zunehmender Normolisierung der Verhälhisse auf dem Wohnungs- 
markt werden sicher ouch die Hemmungen, hier liegende koniunkturpolitische 
Möglichkeiten zu nutzen, geringer werden, wie überhaupt mit der Zunahme des 
frei finanzierten Teils der Wohnungsbou mehr und mehr wieder die Funktion 
eines automatischen Koniunkturstabilisators erfüllen wird. 

54. Der von der Bundesregie~ng erwogene Gedanke, die staatlichen Investi- 
tionsausgoben im weitesten Sinne, also einschließlich der Darlehen und Zu- 
schosse on Dritte, konjunkturgerecht zu manipulieren (vgl. den Nachtrag zum 
Bericht Ober die Wirtschoftsentwicklung im Jahr 1963 und die Aussichten für 
1964, vom 8. Juni 1964, S. 16f.). scheint zunächst groBe Perspektiven zu eröffnen. 
Doch ergibt sich hier das schwierige Problem der administrativen Koordinierung 
Sentlicher Instanzen und Selbsfverwaltungskörperschaften, die mit eigenen 
dringenden Aufgaben so intensiv befaßt sind, daß sie sicti koniunkturpolitischen 
Erfordernissen leicht verschliehn oder nur widerstrebend und mit Verzögerung 
beugen, es sei denn, man könnte auch hier mit finanziellen Anreizen bewirken, 
doßEigen- und Gesomtinteresse koniunkturgerecht zurammenfollen. Die Bundes- 
reaie~na ist zu Recht der Meinung. doB hier nicht oerfektionistische Lösunaen 
angestrebt zu werden brauchen,-sondern doB e; ausreicht, wenn sich >ie 
KoÖrdiniening oui Bund, Länder, Loste~usgleichsfonds und ~roßstadtgemein- 
den beschränkt. die zusommen etwa 70 vH der öffentlichen Investitionen be- 
streiten. Doch darf man nicht verkennen, doß die öffentlichen Investitionen sich 
zumindest primär auf den Baumarkt konzentrieren und da8 eine so punktuelle 
antizyklische Politik nur dann keine Strukturverzerrungen noch sich zieht, wenn 
Gesamtkonjunktur und Boukoniunktur in der gleictien Richtung vom Gleich- 
gewichtspfad obweichen und die Dberhitzung oder die Flaute im Bausektor 
besonders stark in Erscheinung tritt. 
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Die Au~iistungsinvestitionen im gegenwärtigen Aufschwung 

55. Die Investitionstätigkeit im Bereim der Ausrüstungsinvestitionen hat auch 
in den koniunkturschwachen Jahren 1961162 nicht nachgelassen, doch nahmen 
die Mehrousgaben von Jahr zu Jahr ab. Diese Entwicklung erreichte während 
des Jahres 1963, als die Ausrüstungsinvestitionen nur noch um 2 vH zunahmen 
(gegenüber 19 vH im Jahr 1960), ihren Tief- und Wendepunkt. Schon im zweiten 
Viertel des Jahres 1963 IieOen die Auftragseingänge aus dem Inland bei den 
lnvestitionsgüterindustrien erkennen, doO sich erneut eine beschleunigte Zu- 
~ h m e  der Ausrüstungsinvestitionen anbahnte. Im Verlauf des Jahres 1964 hat 
sich die Enhvicklung der Inlandsbestellungen weiter verstärkt, so da13 mit einem 
Zuwachs der Ausrüstungsinvestitionen um etwa 12 vH gerechnet werden kann 
(Tabelle 18). 

Ausrüstungsinvestitionen 

Zeitraum . Mrd. DM 

23,79 
25.63 
28.46 
33,s 
40,56 
4466 
45,61 

I 1963')3 1. Hj. 
2. Hj. 

19ö4')') 1. Hj. 

Verende~ng gegenober 1 dem Vorjahr in vH 

I I I 

Ab 198i Bundeeoebiet sinschl.. roihir ohne Saarland und &din (Weit).' 
'1 Vorlluiiw Er0ebnis.s. 
9 Quelle: Deutsche Bundesbank 

56. Der Wandel in der lnvestitionsbereitshaft erklärt sich wohl hauptsächlich 
daraus, daO ob Frühiahr 1963 fast alle Industriezweige wieder eine erhebliche 
Ausweitung der Auslandsumsätze verzeichnen konnten (Ziffer 261. Zusammen mit 
einem verlangsamten Anstieg der Lohnkosten je Produkteinheit hat dies die 
Erfragslage verbessert und den Seibstfinanzie~ngsrpielroum der Unternehmen 
wieder erweitert. Die nicht-entnommenen Gewinne sind in der zweiten Jahres- 
hälfte 1963 und im ersten Halbjahr 1964 wieder gestiegen, nachdem sie 1962 und 
in der ersten Hälfte 1963 abgenommen hatten. 

9. Die Nachfrage nacti Ausrüstungsimestitionen ist in diesem Koniunktur- 
aufschwung erheblich longsamer gestiegen als 1959160. So haben die Auftrags- 
eingänge im Inlandsgeschäft bei den lnvestitionsgüterindurtnen damals von 
ihrem Tiefpunkt - Jahreswende 1958159 - bis zu ihrem Höhepunkt mit einer 
Jahresrate von 36 vH und diesmal - von Anfang 1963 bis zum September 1964- 
nur mit einer Jahresrote von 19 vH zugenommen (Schaubild 7). 

29 
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58. Auch in diesem Aufschwung haben sich die Unternehmen in immer mehr 
Wirtschaftszweigen gleichzeitig zu zusätzlichen Investitionen entschlossen. 
Dies kann indirekt aus den Adtragseingängen bei den verschiedenen Sparten 
des Maschinenbaus gefolgertwerden (Tabelle 19). Während in der ersten Hälfte 
des Jahres 1963 die Zahl der Sparten mit sinkendem Auftragseingang bei weitem 
überwog (23 : 81, war das Verhälbis in der zweiten Hälfte 1963 schon umgekehrt 
(6 :Zj; in der enten Hälfte 1964 meldeten alle Sparten des Maschinenbaus (mit 
einer Ausnahme) höhere Auftragseingänge als irn Vorjahr. Seither hat aber 
diese Einheitlichkeit in der Nachfrageentwicklung wieder etwas nachgelassen. 

Schwbild 7 
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Ausrüdungsinvestiiionen im gegenwärtigen Aufschwung 

59. Um der gestiegenen Nachfrage entsprechen zu können, haben die In- 
vestitionsgüterproduzenten auch in diesem Aufschwung ihrerseits ihre Investi- 
tionspläne erweitert. Ein Indiz für diesen Akzelerationsprozeß sind gleichfalls 
die Auftragseingänge in einzelnen Sparten des Maschinenbaus. 

Tabelle 19 

AuftragseingGnge aus dem Inland bei 31 Sparten des Maschinenbaus 
Veränderungen gegenüber dem entsprechenden Voriohreszeitraum 

Zeitraum Zunahme Abnahme 

. . . Sparten 

1958 
1958 
1850 
1961 
1962 

1963 1. Hj. 

1964 1. H]. 

Bunderpebiei ohne Saarland und Berlln. 

Schaubild 8 läßt erkennen, daß ebenso wie in den vorausgegangenen Auf- 
schwungsphasen 1955 und 1959160 die Nachfrage nach Werkzeugmaschinen, 
Prüfmaschinen und Präzisionswerkzeugen, die als typische .Investitionsgüter 
der Investitionsgüterindustrien' gelten, schneller zugenommen hat als die Nach- 
frage nach allen übrigen Maschinen - wie umgekehrt auch in Phasen abklingen- 
der Investitionstätigkeit die Nachfrage nach diesen Maschinen erheblich st6rker 
zurückgeht als die Gesamtnochfrage nach Maschinen. Wie Schaubild B außer- 
dem ondeutet, hat sich der Beschleunigungsprozeß bis zum Sommer 1964, also 
nach mehr als zwanzig Monaten steigender Nachfrage auf den Investitions- 
gütermärkten, noch nicht so intensiviert wie im vergleichbaren Zeitabschnitt des 
Aufschwungs 1959160. 

60. Zwar nahmen im Frühjahr und Sommer 1964 die Auiiragsbestände der 
Investitionsgüterindustrien zu, aber doch in erheblich engeren Grenzen als 
1959160 (Schaubild 9). Eine Verlängerung der Lieferfristen für Investitionsgüter 
ist im allgemeinen nicht eingetreten. Die Ausweitung der Produktionskapazitat 
der deutschen Wirtschaft wird von dieser Seite her nicht behindert. Auch die 
Beurteilung der Auftragsbertonde durch die Investih'omgükrprodurenten im 
Rahmen des Ifo-Tests gibt keine Anhaltspunkte für eine boomartige Ober- 
Steigerung. 

61. Der Unterschied zu 1959160 erklärt sich wohl mindestens zum Teil damit, 
daß die Exportbelebung - namentlich im lnvestitionsgüterbereich - diesmal 
weniger nachhaltig war und das Exportklima sich schon im Sommer 1964 wieder 

31 



Die binnenwirfschaftlihen Avftriebskräfte 

Sdioubild 8 

abzukühlen begann. Ob auch die Knappheit an Arbeitskräften in diesem Jahr 
dazu beigetragen hat, die Expansiansemartungen zu dämpfen, mag dahin- 
gestellt bleiben. Doch ist es jedenfalls den Wachstumsindustrien bisher noch 
immer gelungen, genügend Arbeitskräfte aus anderen Bereichen anzuziehen. 

62 Trotz des vergleichsweise rnä0igen Anstiegs der Nachfrage konnten die 
Investitionsgüterproduzenten die Preise ihrer Erzeugnisse von Februar 1963 bis 
September 1964 (im Durchschnitt um etwa 2 vH) erneut erhöhen, nachdem die 
Preise bis dahin während eines verhältnismä0ig kurzen Zeitraums - zweite 
Jahreshälfte 1962 -stabil geblieben waren. In Schaubild 10 wird verglichen, wie 
sich der Index der Erzeugerpreise für Investitionsgüter im jetzigen und im vor- 
herigen Aufschwung entwickelt hat. Die Basis ist jeweils so gewählt, da0 sie mit 
dem Monat vor dem koniunkturellen Aufschwung bei den Auftragseingängen 
zusammenfällt. Obwohl die Nachfroge 1959160 rascher stieg als 1963164, sind 
die Preise für Investitionsgüter damals noch ein ganzes Jahr unverändert ge- 
blieben, so ia sogar zunächst noch weiter gesunken. Um den Unterschied in der 
Preisentwi&lung zu erklären, kann man einmal das Augenmerk auf die Preise 
für lmportgüter lenken, die - verglichen mit dem Vorjahr - 1959 noch im 
Durchschnitt um 25 vH niedriger, aber 1963 um 2,4 vH höher waren. Eine andere 
Erklärungsmöglichkeit bezieht sich auf die Lohnkosten ie Pradukteinheit. Sie 
waren - wieder verglichen mit dem Voriahr - 1959 in den Investitionsgüter- 
industrien um 0,3 vH niedriger und 1963 und in den ersten acht Monaten 1964 
um 4,4 VH bzw. 2,7 vH höher. Obwohl es sehr wahncheinlich ist, d d  die InvesH- 

INUNDWACHFRAGE NACH YAXHlNENBAUERZEffiNISSEN 
ZUR UBERWIEGENDEN VERWENDUNG IN DEN lNVEmTlONStUTERlNDUSTRlEN 
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Ausrürtungrinverfitionsn im gegenwärtigen Aufschwung 

Schaubild 9 

tionsgüterindustrien im Jahr 1964 - 6hnlich wie andere Bereiche (Ziffer M) - 
ihre Gewinne im Zuge der Produktionsousdehnung bei zumindest konstanten 
oder gar zunehmenden Gewinnspannen erhdht hoben, stützt der Vergleich mit 
dem vorangegangenen Wachstumszyklus doch die Vermutung, d d  die Preis- 
Steigerung für Investitionsgüter zu einem erheblichen Teil ein Refiex voran- 
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Die binnenwirtrdiaftlichen Auflriebrkräffe 

gegangener oder gleichzeitiger Kostensteigerungen war. Das gilt um so mehr, 
als in weiten Bereichen der Investitiomgüterindustrien nur unterdurchschnittliche 
Produktivitäkfortrchritte erzielt werden und Lohnerhöhungen wegen der Ar- 
beitsintensität der Produktion stark ins Gewicht fallen. Unter diesen Umständen 
ist nur dann mit einer Unterbrechung der Preisauhriebstendenzen zu rechnen, 
wenn wieder - wie in der me ikn  Hälhe 1962 - Oberkapazitäten gröfieren 
Umfangs auf den Markt drücken sollten. Doch darf die Preisentwicklung im 
Investitionsgütenektor in ihrer Bedeuhing nicht überschätzt werden, da hier 
Qualitähverbesserungen mehr zu Buch schlagen und weniger berücksichtigt 
werden können als bei den Konsumgütern, deren Preise überdies unmittelbar 
den Geldwert für die breiten Schichten der Bevölkerung bestimmen. 

Die Nachfrage nach Bauinvestitionen in den lef tkn beiden Jahren 

63. Die gesamte Nachfrage auf dem Baumarkt ist schon seit 1963 nicht mehr 
so rasch und so einheitlich gestiegen, wie es in den vorausgegangenen Jahren, 
vor allem bis 1962, der Fall war. Da sich auDerdem als Reaktion auf die iahre- 
lang anhaltende starke Ausweitung der Nachfrage die Kapazit6ten der Bau- 
wirtschah erheblich vergrößert haben, nimmt die Obernachfrage am Baumarkt 
nun etwas ab. Als sicherstes Zeichen dafür kann angesehen werden, daß rich 
der Anstieg der Preise für Bauleistungen erheblich verlangsamt hat und daß die 
sogenannten Oberhbnge im Wohnungsbau, die in den vorausgegangenen Jah- 
ren dauernd zugenommen hatten, nun leicht zurückgehen (Ziffer 114). 

Gegenwärtig gehen von der Bawirhchaft schwächere expansive Wirkungen 
auf die Gesarntnachfraae aus als in den verganeenen Jahren. Dies hat dazu 
beigetragen, d d  sich >er gegenwärtige ~onju~ktura&chwun~ in milderen 
Formen abspielt als die beiden vorausgegangenen Konjunkturaufschwünge, in 

PREISNIVEAU 
DER BAUlHVESTlTlOHEH WD DES BRUTTOSOZIALPRODUKTS 

Veradenuip geanübu dem Vorjahr in rH 

1951 I952 I l9M 1955 19% I957 IPSB I959 lSM 1961 I962 1963 

-4 
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Bauinverfifionen in den leiden beiden Jahren 

denen zu den starken Steigerungen der Nachfrage noch Ausrüstungsinvestitionen 
und zu den außenwirtschahlichen Oberschjssen jeweils noch eine krähige Ex- 
pansion der Ausgaben für Bauinvestitionen hinzugekommen war. 

Tabelle ZU 

Bauinvestitionen 

Zeitraum 
Veranderung gegen- 

Mrd. DM Ober dem Vorjahr 

I 1963')') 1. H]. M,6 
2. Hj. 

1gy1')3 I. H]. 

Ab 19111 Bundnrnbkt elnschl.. rofher ohne Surlind und Beriln OHe8.t)). 
') Voriautige Eipebnlmie. 
3 Quelle: Deuiache Bundesbank, 

64. Im Wohnungsbau, auf den mehr als die Hälfte der Hoihbauleistungen ent- 
föllt, übertraf die Nachfrage 1963 kaum mehr das Voriahresniveau (Schau- 
bild 12). Ein Grund dafür ist, daB die öffentliche Hand 1963 um ein Viertel weni- 
ger Wohnungen finanziell gefördert hat als im Jahr zwar und die einkommen- 
steuerlichen Begünstigungen (§ 7b ECtG) im freifinanzierten Wohnungsbau ein- 
geschränkt worden sind. Auch das Gesetz zur Einschränkung der Bautätigkeit 
vom 8. Juni 1962 hat zur Dämpfung der Nachfrage nach Wohnungsbauleistun- 
gen im vergangenen Jahr beigetragen. Wenn seit Beginn des Jahres 1964 die 
Wohnungsbaunachfrage wieder zunimmt, so ist dies zum Teil ein ReAex der 
administrativen Beschrinkungen der Bautätigkeit im vergangenen Jahr, die - 
ebenso wie das .Baustoooaeseiz' und die verzöaerte Auszahluna der Bundes- 
mittel - den w6hnung;b& in diesem Jahr nicht-mehr hemmen. Hinzu kommt, 
daß nach den vorliegenden Informationen mehrere Bundesländer ihre Woh- 
nungsbauprogramme für das Jahr 1964 gegenüber dem Jahr 1963 enveiteri 
haben. All dies hat dazu geführt, daß für den öffentlich geförderten Wohnungs- 
bau bei weitem mehr Mittel zur Verfügung stehen als vor einem Jahr. Ob die 
erneute Zunahme der Nachfrage auch auf der konjunkturbedingten Einkommens- 
steigerung beruht, Iäßt sich noch nicht übersehen. 

65. Die gewerbliche Wirtschaft hat mit zunehmender InvestitionsbereitschaH 
ihre Nachfrage auch auf dem Baumarkt erhöht. Zum Teil ist dies darauf zurück- 
zuführen, daß das .Baustoppgesetz' Ende 1963 in allen Bundesländern außer 
Kraft getreten ist und wieder Bauaufträge für Bur* und Vemoltungsgebäu&, 



Die binnenwiitschaftlidten Auffriebslnafte 

SdKiubild 12 
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für Kauf- und Warenhäuser, Hotels und Gaststätten usw. vergeben werden 
können (Tabelle 21). 

66. Seit Mitte 1963 nimmt auch die Nachfrage der öffentlichen Hand nach 
Hochbauleishingen wieder beschleunigt zu, nachdem sie im erden Halbiahr 
1963 nur sehr wenig gestiegen war (Schaubild 12). Dabei dürfte es sich nur zu 
einem kleinen Teil um eine Reaktion a d  das Auslaufen des .Baustoppgesetzesm 
handeln, da die von diesem Gesetz betroffenen Proiekte (Bürogebäude usw.) 
im Vergleich zu dem gesamten affentlichen Hochbauvolumen nur geringe Be- 
deutung haben. Außerdem hatten viele Gebietskörperschaften, unmittelbar 
bevor das Gesetz in Kr& trat, umfangreiche Bauplanungen zur Genehmigung 
vorgelegt. Da die Bausummen der genehmigten öffentlichen Hochbauproiekte 
und vor allem auch die tutsächlichen Bauausgaben schon seit längerer Zeit die 



Der Staafsverbrad 

Tabelle 21 

Baugenehmigungen fJr Bürogebäudel) nach Bauherren 
VerCinderungen gegenüber dem entsprehanden Voriahreszeitmurn in vH 

1862 1.vj. 
2. vj. 
3. vi. 

- - -  

4. vj. 
1983 1. VI. 

Zeitraum 

e vj. 
3. Vj. 
4. Vj. 

1964 1.vj. 
2. vj. 

Gebiets- 
korperschaiten 

1iU Bundei0ebM einichl.. r o i k  Ohm Berlln (Ws*). 
'I Nach den m i c h l a m n  d m n  B i u k w n .  

Obrige Bauhsrren 

in den Haushaltsplänen veranschlagten Mittel übersteigen, werden die für öffent- 
liche Bauvorhaben zur Verfügung stehenden Haushaltsreste laufend geringer. 

67. Im Gegensatz zur Entwicklung auf den Hochbaumärkten hat der Staat im 
Tiefbau im bisherigen Verlauf des Jahres - bis August - nach Informationen 
des Statistischen Bundesamtes sogar etwas weniger Aufträge vergeben als in 
der gleichen Zeit des Vorjahres. Dabei haben sich die öffentlichen Bauherren 
nicht einheitlich verhalten. Der Bund, der wegen seiner Zuständigkeit für die 
Fernstrden die grä0ten Auiträge im Tiefbau zu vergeben hat, übte schon im 
Jahr 1963 bei seiner Auftragsvergabe Zurückhaltung. Erst seit dem zweiten 
Vierteliahr 1964 nahmen die Aufträge im Vergleid, zum Vojahr in diesem 
Bereich wieder zu. Die Länder dagegen haben in der zweiten Hälfte 1963 ver- 
höltnismäßig viel Tiefbauaufträge vergeben, aber dafür im Jahr 1964 ihre Bau- 
tätigkeit eingeschränkt. Da unter dem Sog der raschen, ja zum Teil hektischen 
Nachfrageausweitung in der Vergangenheit die Kapazitäten im Tiefbau stark 
gewachsen sind, macht sich nunmehr ein Nachfragemangel bemerkbar. Dem- 
zufolge sind die Preise im Straßenbau zum erstenmal seit 1960 gesunken 
(Schaubild 13). 

Der Staaisverbrauch 

68. Der Staat - in diesem Zusammenhang die Gebiekkörperschaften und die 
Soziaiversiherung - hat mit seinen Verbrauchsausgaben zu dem gegenwar- 
tigen koniunkturellen Aufschwung wenig beigetragen. Mit einem Anstieg von 
schähungsweise 6 vH im Jahr 1964 werden die laufenden Avhvendungen der 
öffentlichen Hand für Waren und Dienstleistungen (einschl. Gehölter und Lohne 
der Bediensteten), auf die 1963 56 vH der gesamten Staabausgaben (ohne Dar- 
lehensgewährung) entfielen, weniger zunehmen als das nominale Bruttotozial- 
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Sdiaubild 13 

INDICES DER BAUPREISE 

1 ,1960 1 1961 1 1962 1 1963 1 1964 1 
IR160 

produkt. Der Anteil des Staatsverbrauchs am Bruttosozialprodukt, der 1963 auf 
den noch nie zuvor erreichten Stand von 155 vH angewachsen war (Schau- 
bild 14). wird deshalb wieder etwas zurückgehen. 

69. Zwar war dieser Anteil schon 1952 fast genauso hoch 115.2 vH). doch blieb 
der Staakverbrauch bis 199 als Folge sparsamer ~aushalkführu&'und sinken- 
der Verteidigungsaurgaben (Stationie~ngskosten) hinter dem Wachstum des 
Soziai~rodukk zurilck, um dann erneut- weitgehend bedinat durch den raschen 
A&; der   und es wehr - bis 1963 Jahr für jahr stärker zuzunehmen als das 
Sozialprodukt. 

70. Tabelle 22 gibt eine Aufgliederung des Staakverbrauchs nach zivilen und 
militärischen Verwendungsarten lnfolge der sprunghaften Zunahme der Ver- 
teidigungsausgaben von 1959 bis 1962 isi ihr Anteil am Staakverbrauch in dieser 
Zeit von 23 vH auf 28 vH gestiegen. Dagegen haben sich die Ausgaben im 
zivilen Bereich etwas stetiger entwickelt. Wenn sie in den meisten Jahren eben- 
falls sfärker zugenommen haben als das BruttosozialproduM, so hängt dies vor 
allem damit zusammen, daß auch die dem Stad obliegenden Aufgaben mit 
steigendem Realeinkommen an Bedeutung gewinnen und seine Dienste, wie die 
Dienstleistungen überhaupt, relativ teurer werden. 



Der Staaisverbrauch 

Saiaubild 14 

ii. Der Anteil der laufenden Penanalausgaben am Stahverbrauch hat von 
1950 bis 199 stark geschwankt; er erreichte 1957 mit 54,l vH seinen Hohepunkt 
und ging seitdem fast kontinuierlich auf 47,4 vH im Jahr 1963 zurück (Tobdle23). 
Dieser Rüdgang beruht - obwohl auch die Zahl der Bediensteten und mit ihr 
die Höhe der Personalausgaben gesfiegen ist- darauf, da0 die Sahausgaben 
seit 199 mit wesentlich höherer Rate zugenommen haben. Hierzu haben vor 
allem die Riistungseinkäufe im In- und Ausland beigetragen. 
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Die binnenwirtrrhoftlidren Auftr;ehskrähe 

72. In Preisen von 1954 hat das Volumen der vom Staat nachgeiragten Güter 
und Dienste für die laufende Verwendung weit schwächer zugenommen als die 
entsprechenden Nominalbeträge. Von 1950 bis 1963 ergibt sich für den Staats- 
verbrauch nach den Volkswidschaftlichen Gesamtrechnungen ein Preisanstieg 
von 72 vH; das ist mehr als bei jeder anderen Vemendungsart des Bniitosozial- 
produkk Allerdings kann der errechnete Preisanstieg durchaus zu hoch bemes- 
sen sein, weil man bei der Schätzung des Prod~ktivitätsanstie~s im dffentlichen 
Dienst offenbar sehr zuriickhaltend war (Ziffer 94, FvOnote). 

73. Wenn im Jahr 1964 vom Staatsverbrauch keine expansiven Wirkungen 
ausgingen, so beruht dies vor allem darauf, daß der zivile Staatsverbrauch 
diesmal - ebenso wie 1951, 1955 und 1959 - der koniunktvrellen Expansion 
trotz der Erhöhung der Beamtengehälter ab 1.Oktober nur verzögert folgt. 
Die Verteidigungsausgaben liegen, soweit es gegenwäriig zu übersehen ist, im 
Jahresdurchschnitt nicht über denen des Voriahres; jedoch sind davon in erster 
Linie die Rüstungsgüterimporte betroffen, sie waren in den ersten neun Monaten 
1964 um 9 vH niedriger als vor einem Jahr. 

Tabelle 22 

Bruttosozialprodukt und Staatsverbrauch 

'1 Anieil i rn  B~tto8ori8lpraduki. 
3 Vo~iäuRae Emebnlam. 
3 Qualle: Deritiche Bundeebnk 

I 

Zeltraum 

1950 
1951 
1852 
1IIU 
1954 
1855 
1958 
1857 
1858 
18% 
1060 

1860 
1981 

19639 

19639') 1. Wj. 
2. H]. 

1W')') 1. Hf. 

175400 27800 15.7 
201 1MI 30 8M 15.4 
193 800 P8000 14,4 

Brutto- 
sozial- 
produkt 

Ab (SM Bunde8gebl.t elnichl. vorher (und zum Verplelch fOr l%ül ohne .erland und M l n  (Wat). 

87 900 14000 143 8 620 9,8 4380 4,s 
118WO 17500 146 11 9,s 6140 5,l 
i a 6 m  ~ B M )  152 13290 9,7  MO 5,s 
147 100 P1 170 14,4 14 850 10.1 6320 43 
157900 P030 14.0 1 6 W  10.2 5 W  38 
1804Ml 23@0 13,P 17770 9,9 6050 3,3 
1988(10 25350 128 18870 10,O SSSO P,8 
H6300 273M) 12.6 H 890 10.1 5410 9,5 
!Ul 500 SOSüü 132 W 550 10,6 6 040 2,6 
250 800 Z3530 13.4 25750 10,3 7'180 3.1 
27üBM) 37730 135 28500 102 8230 3,3 

296800 1 4 0 0  136 30990 10,4 8410 32 
3PB N 46 W 14,l 34 590 10.6 11 460 3,s 
35(500 53100 15.0 108 1 4 W  42 
376500 58520 155 41 820 11,l 16XO 44 

Staatsverbrauch 

insgesamt für zivile 
Zwecke 

fOr milltarische 
Zwecke 



Der Siooisverbmudi 

Staakverbrauch 

Jahr Staats- 
verbrauch 

Lahne und 
Gehalter 
einschl. 

Sold und 
Verpfle- 
gung der 

Streit- 
krllite'l 

Einfuhren 
aus dem 

AuslandL) 

Mufe  
von Unter- 

nehmen 
und vom 
Ausland 
einschl. 

Neiiomiete, 
Abschral- 

bunaen 

Ab iDBD Bund-iblit .(n.chl. mrhar (und zum VamYch 101 1üW) ohne Suriand und üarlln i W 4 .  

abziiglich 
Verkllufe 
an Unter- 
nehmen 

und prlnie 
Haushalte') 

- 
') BnschL dw Lbhni und SeMIUrfOr d u  dsubchs P s m d  bel den Ilnihung..tdtkiMbn; ohne db 

tJ i  aslbaianldiie Anligsn anfalbndsn PerwNIhoaion. 
3 EinechL der mrn Staat 0uahlt.n Indlnkien Steuern; ohne Sachautgaben fOr ulbr(.nt.llU A n l a m  
3 6eeen 6ebOhren und Emgelie. 
9 aoene SchAhung.n 



Die binnenwirfsdiofllicben Auffriebrkräfie 

Der Plivaie Verbraudi 

74. Die Entwicklung des Privahn Verbrauchs folgt im allgemeinen der Entwick- 
lung des verfügbaren Einkommens der privaten Hausholte; dieses ist seinerseits 
abhängig vom Koniunklurverlauf, von der mehr oder weniger konjunktur- 
abhängigen Lohnpolitik und von Anderungen der Besteuewng und der Sozial- 
gesetzgebung (Tabelle 24). Da die Entwicklung des für den Privaten Verbrauch 
wichtigsten Teils des Gesamteinkommens, des Einkommens aus Lohn und Ge- 
halt, der gesamtwirkchoftlichen Entwicklung verzögert folgt (Z ier  129, bleibt 
in der Regel auch der Private Verbrauch etwos hinter der Entwicklung der Ge- 
samtnachfrage zurück. 

75. Bei aller Gleichläufigkeit in der Entwicklungsrichiung sind dodi die Zuwachi- 
raten des Privaten Verbrauchs in der Regel unhr denen des verfügbaren Ein- 
kommens geblieben. Die Konsumquote der privaten Haushalte ist also gesunken 
oder, was das gleiche ist, die Sparquote hat sich erhöht. Nur in drei Jahren seit 
1951 nahm der Private Verbrauch prozentual etwas stärker zu als das verfüg- 
bare Einkommen. Die langfristige Abnahme der Konsumquote von 96,8 vH 1950 
auf 90,4 vH 1963 ist das Ergebnis vielfältiger Andewngen in den Lebensumstän- 

Tabelle 24 

Verfügbares Einkommen, Verbrauch und Ersparnis der privaten Haushalkl) 
Veränderung gegenGber dem Vorjohr in vH 

Ab I I l  Bundewebloi iInsch1.. vorher ohne Saarland und Bedh (Wem). 
') flnichl. prk.hi Organiullonen ohne Enrerbscharabr. 
? Ohne nlchl-.ntnommene G ~ l n n e  U. L 
i Voriaufioe Ernibnliie. 
9 floene SchWunom In Anlehnung an Eqebnlite der Deutschen Bundesbank. 
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den und Verhaltensweisen der privaten Haushalte. Große Bedeutung dürfte 
haben, daß in vielen Haushalten mit steigendem Wohlstand und steigender 
Sparfähigkeit der Sparwille (Alterssicherung, Verm6gensbildung) gegenüber dem 
Konsumbedarf stärker zum Zuge kommt, da6 Wandlungen der Bedaktmktur 
mit Sparentscheidungen verbunden sind - Zwecksparen - und daß die Ein- 
kommensshichtung sich ändert. 

76. Im Zuge der allgemeinen Einkommenssteigerung erlangen viele Haushalte 
erstmals und andere in vermehrtem Maße die Fähigkeit zum Sparen. Dies zeigt 
sich am deutlichsten daran, daß innerhalb des Privaten Verbrauchs der Anteil 
der Ausgaben für den G~ndbedarf der Lebenshaltung - Nahrungs- und 
Genußmittel, Kleidung und Schuhe - stark zurückgegangen ist. 1950 wurden 
für diese Bedarisgruppen noch rund Y) vH der gesamten privaten Verbrauchs- 
ausgaben aufgewendet, 1963 nur noch 48 vH. Schaubild 15 zeigt dies im Ver- 
gleich mit der Zunahme der Ausgaben für andere Zwecke. Es bestätigt erneut 
das Engelsche Gesetz. Stärker als die Verbrauchsawgaben insgesamt sind vor 
allem die Aufwendungen für Wohnungen - und diese nicht nur infolge der 
Mietfreigabe -, für Verkehr und Energieverbrauch angewachsen. Besseres 
Wohnen, private Moiorisientng und Mechanisierung der Haushalte spiegeln 
sich in dieser Enhvicklung wider. 

7 i .  Wandlungen der Bedarisstniktur der privaten Haushalte können insofern 
unmittelbar die Enhvicklung der Konsumquote und der Sparquote mitbestimmen, 
als solche Güter zunehmend Gewicht erlangen, deren Erwerb im allgemeinen 
ein längeres Ansparen (eines Teils) der Kaufsumme erfordert. Ohne daß sich 
im übrigen die Spargewohnheiten dndern müßten, wird allein auf Grund der 
Tatsache, daß z. B. Automobile, Eigenheime, Ferienreisen U. 6. für immer breitere 
üevöike~ngsschichten erreichbare und tatsächlich angestrebte Konsumziele 
werden, die durchschnittliche Sparquote der privaten Haushalte steigen, solange 
sich eine solche Verschiebung in der Bedarfsstruktur forisetzt. 

78 Die Zusammenhänge zwischen Anderungen der Einkommensschichtung und 
der Entwicklung des PrivatenVerbrauchs in der Bundesrepublik sind bisher kaum 
untersucht worden. Das Statistische Bundesamt hat dem Sachverständigenrat 
zugesogt, ihm im kommenden Jahr im Rahmen seiner Möglichkeiten Material 
f6r solche Zwecke bereitzustellen (s. Anhang 111). 

79. Die Tendenz zur Erhöhung der durchschnittlichen Sparquote wird auf lange 
Sicht mit groDer Wahrscheinlichkeit nicht unvermindert anhalten. Schon an der 
Entwicklung seit 1950 wird deutlich, da6 sich der Anstieg abflacht (Schaubild 16). 
Vom iöhrlichen Mehreinkommen fiießt also im allgemeinen ein größerer Anteil 
in den Verbrauch als zuvor. KurzFristig gesehen ist diese Entwicklung allerdings 
sehr uneinheitlich. Der Anteil der Ersparnisse am Mehreinkommen eines Jahres 
schwankte mischen 1,4 vH (1956) und 27.0 vH (195i). 1963 stieg die durchschniit- 
Iiche Sparquote noch einmal unerwartet stark an; rund ein Viertel des zusätz- 
lich verfügbaren Einkommens wurde gespart. 

80. Obwohl erwartet wird, daß sich die Sparquote 1964 abermals merklich 
erhöht,vermutlich auf mehr als 10 vH des verfügbaren Einkommens, können auch 
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die Verbrauchsausgaben wieder kräftiger zunehmen, da mit dem neuen Auf- 
schwung auch das verfügbare Einkommen stärker gewachsen ist. Im ersten Halb- 
jahr und nach vorlaufigen Rechnungen auch im dritten Vierieliahr 1964 sind die 
Einzelhandelsumsätze (Tabelle 23, die im allgemeinen knapp die Hälfte der 
Käde der privaten Haushalte ausmachen, gegenüber dem gleichen Zeitraum 
des Voriahres um 6 vH gestiegen (nach 3 vH im ersten und 4 vH im zweiten 
Halbjahr 1963). Da vermutlich zumindest die Zunahme des verfügbaren Ein- 
kommens der privaten Haushalte nach saisonaler Abschwächung im Sommer im 
weiteren Verlauf dieses Jahres unverminderi angehalten hat, darf damit gerech- 
net werden, daß von Seiten der Privaten Verbrauchs vorläufig keine Abschwä- 
chung der binnenwirtschaftlichen Aufiriebskräfte ausgeht. 

81. Mit der kräifigen Zunahme des Privaten Verbrauchs im ersten Halbiahr 
1964 stiegen in fast allen Bereichen der Lebenshaltung die Preise ohne warent- 
liche Unterbrechungen weiter an, obwohl die Entwicklung der Produktionskosten 
vergleichsweise günstig war. Die Preiserhöhungen von September 1963 bis Sep- 
tember 1964 waren mit durchschnittlich 2,9 vH sogar stärker als in den Mlf 
Monaten davor mit 2,6 vH (Schaubild 17). Dieser Durchschnitt wird allerdings 
stark bestimmt von den Preissteigerungen bei den Bedarfsgruppen Wohnung 
mit 67 vH, wofür nach wie vor die Mietireigabe ausschlaggebend sein d0rite. 
und Ernähmng mit 3,9 vH, wo der saisonübliche Preisrückgang des Frühiahrr 
und Sommers zunächrt ausblieb und schlielJlich insgesamt sehr viel schwächer 
war als in früheren Jahren, und zwar bei den Verbraucherpreisen noch geringer 
als bei den Erzeugerpreisen. AuOerhalb der Bereiche Wohnung und Ernähmng, 
für die 1963 allerdings mnd zwei Fünftel der gesamten privaten Verbrauchs- 
ausgaben aufgewendet wurden, betrug der Anstieg der Preise für die Lebens- 
haltung in dem genannten Zeitraum im Durchschnitt nur 1,A vH; er war damit 
um gut ein Viertel geringer als in den zwölf Monaten zuvor (2,2 vH). Neben der 
üblichen Veriewrung der Dienstleistungen steht hier vor allem noch die merk- 
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Tabelle 25 

Einzelhandelsumsätze 
Veränderung gegenrjber dem Vorinhr in vH 

1989 1984 
Einzelhandelsbereich 1960 1861 1862 19&3 

Schokoladen und 

darunter: 

Porzellan und 

Uhren-. Gold- und 

Einzelhandel Insgesamt. + 9 + 9 + 8 + 4 + 3 + 4 + 6 

Bunde(ipeble4 ohne Bedln. 
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liche Preissteigerung fGr Bekleidung (2 vH). Bei den übrigen Verbrauchsgiitern 
der gewerblichen Wirkchaft war die Preisentwicklung bis in den September 
hinein vergleichsweise ruhig (Preisanstieg gegenüber September 1963 1,l vH); 
doch kündigi sich bei den Erzeugerpreisen erneut eine Beschleunigung des 
Preisanstiegs auch für diesen Bereich an. Der Eneugerpreisindex für industrielle 
Verbrauchsgüter erhöhte sich allein im September gegenober August fast 
genauso stark wie in den vorangegangenen sieben Monaten zusammen. 



Drittes Kapitel: Der Angebotspielraum 

Langfristige Enhvidclungstendenzen 

82 Bevor die Frage behandelt wird, wie die heimische Produktion und die 
Einfuhr seit dem Beginn des gegenwärtigen Koniunkturaufschwungs auf die 
Nachfrageexponsion reagiert haben, sollen ouch hier zunächst die langfristigen 
Entwicklungstendenzen beschrieben werden. 

83. Diese Tendenzen lassen sich in vier Punkten zusammenfassen: 

al DOS Uberangebot am Arbeitsmarkt, das der Zustrom der Vertriebenen und 
Flüchtlinge in eine von Krieg und Kriegsfolgen zerrüttete Wirtschaft her- 
vorgerufen hatte, ist innerhalb weniger Jahre, insbesondere nach 195iI56, 
in eine ausgesprochene Knappheit an Arbeitskräften umgeschlagen. Zwar 
steigt die Zahl der Erwerbstätigen noch immer; aber der Zuwachs wird - 
ouch absalut - ständig geringer. Seit etwa 1956 reicht er im Trend kaum 
noch our, die ~irkun~&>er&beitszeitverkürzun~ aui das Arbeikvolumen 
auszugleichen: Das Produkt aus der Zohl der Erwerbstätiaen und der durch- 
schnitt%chen Arbeitszeit nimmt seit dieser Zeit - von kieinen Schwankun- 
gen abgesehen - nicht mehr zu (Ziffer 84ff.). 

b) DOS reale Saziolpradukt wächst infolgedessen seither nur noch in dem 
MaOe, in dem sich die Produktion ie geleistete Arbeitsstunde erhöht, als 
Folge zunehmenden Kapitoleinsatzes, technischen und organisatorischen 
Fortschritis, gesteigerter Leistungsintensität bei verkürzier Arbeitszeit und 
als Folge von Struktureffekten (Ziffer 92ff.). 

C) Mit dem Ubergang von extensivem Wachstum, dos durch ein ieweils aus- 
reichendes oder überreichliches Angebot an Arbeitskräften gekennzeichnet 
ist, zu kapitalintensivem Wachstum hat sich das Wachstumstempo verlang- 
samt (Ziffer 921. 

d) Dank der zunehmenden Vedechtung der deutschen Wimdiaft mit der 
Weltwirtschaft ist ein immer größerer Teil der wachsenden Nachfrage durch 
Einfuhren gedecki worden (ZiRer 95ff.). 

84. Den Wandel in der Entwidrlung des Arbeikvolumens und seiner beiden 
Komponenten - Zahl der Erwerbstätigen und Arbeitszeit - verdeutlicht 
Schaubild 18. Daß das zusätzliche Angebot an Arbeitskräften seit Mitte der ffinf- 
ziger Jahre immer geringer wurde, ist durch die im folgenden beschriebenen 
Tatsachen bedingt. 

85. Das gr& Angebot an arbeitslosen Arbeikkräften, das Anfang der fünf- 
ziger Jahre zur Verfügung stand, ist seit 1957158 weitgehend erschöpft. 1950 
waren von 100 Arbeitnehmern noch 10, im Jahr 1955 noch 5 arbeitslos. Seither 
ist die Arbeiklosenquote ouf etwa O j  vH gesunken. Bei den noch vorhandenen 
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100030 Arbeitslosen handelt es sich überwiegend um Fluktuationsarbeitslose und 
einen kleinen Rest, der aus persanlichen Gründen, in erster Linie wohl wegen 
vorgeshrittenen Alters, keinen oder keinen festen Arbeitsplatz mehr findet. 
Hierfür spricht, daß die Arbeitslosenquote bei Männem und Frauen den gleich 
niedrigen Stand von 03 vH erreicht hat und verhältnismäßig geringe regionale 
Unterschiede auiweist. Am niedrigsten war sie Mitte 1964 in Baden-WüI-nem- 
berg (0,l vH), am hochsten in Schleswig-Holstein (OB vH) und in Berlin (1P vH). 
Diese Streuung geht vor allem auf Unterschiede in der Altersstruktur der Er- 
werbspersonen und in der Produktionsstruktur zurück. Die absoluten Zahlen der 
Arbeitslosen - zum Beispiel in Berlin 8000, in Schleswig-Holstein 6000 - sind 
aber bereits so niedrig, daß aus dieser Reserve der Arbeitsmarkt nicht entlastet 
werden kann. 

86. Etwa seit 1960 treten iährlich weniger Jugendliche in das Erwerbsleben ein, 
als Arbeitskrdfte wegen Oberschreiten der Altersgrenze, Erwerbsunfähigkeit und 
durch Tod ausscheiden. Der Zugang aus der .stillen Reserve' der bisher Nicht- 
Ewerbstatigen - vornehmlich Hausfrauen - gleicht den Unterschied nicht aus. 

Ei. Auch der Wanderungsgewinn, der in den fünfziger Jahren vor allem aus 
der Zuwandemng aus Mitteldeutschland stammte und der Wirtschaft bis zu 



Langfristige Enfwidrlungrtendenzen 

200000 Arbeitskrbfte im Jahr zugeführt hat, ist in den letzten Jahren, nament- 
lich seit 1961 - Bau der Berliner Mauer -, völlig unbedeutend geworden. 

88. Als Ende der fünfziger Jahre die Verknappung am Arbeitsmarkt immer 
fühlbarer wurde, hat man ihr durch Anwerben ausländischer Arbeitskräke, 
zunächst vor allem aus Italien, entgegenzuwirken versucht. Im Laufe der Jahre 
wurde diese Aktion auf immer mehr Länder ausgedehnt. Der Zustrom auslän- 
discher Arbeitskräfte erreichte mit knapp 200000 im Jahre 1%1 seinen Höhe- 
punkt; seither Iäßt er nach. Trotzdem war dieser Zustrom insbesondere in den 
letzten beiden Jahren die wichtigste Quelle für das zuratzliche Angebot an 
Arbeitskräften. Gegenwärtig sind mehr als eine Million Ausländer in der 
Bundesrepublik beschäftigt. 

89. Tabelle 26 gibt einen zusammenfassenden Uberblid über die verschiedenen 
Quellen des Arbeitsmarktes in den Jahren der Hochkoniunktur 1951.1955 sowie 
in den Jahren 1960 und danach.  er-gnindsatzliche wandet kann durch nichts 
besser gekennzeichnet werden als durch die Feststellung, um wieviel der 
Bestand an Erwerbstätigen jeweils in den Jahren besonders hoher Nachfrage 
nach Arbeitskräften zugenommen hat: im Jahr 1955 waren es 835000, im Jahr 
1960 immer noch 42i000; 1964 werden er etwa 120000 sein. 

W. Seit Beginn der fünfziger Jahre nimmt die Zahl der Selbständigen und der 
mithelfenden Familienangehörigen nicht nur im Verhältnis zur Gesamtzahl der 
Erwerbstätigen, sondern auch absolut ab, hauptsdchlich weil Selbständige und 
mithelfende Familienangehörige in nicht geringer Zahl in den Kreis der Arbeit- 
nehmer überwechseln. Nach dem Zustrom ausländischer Arbeitskräfte war dies 
die ergiebigste Quelle für die Zunahme der Zahl der Arbeitnehmer in den letzten 

Tabelle 26 

Quellen des Arbeitsmarktes im Bundesgebiet') 
Veränderung der JahrerdurJirchnittrbertände in 1 Oa) 

Ab I W I  Bundeipibbi elnichl.. vorher ohne Saarland und üerlln (West). 
'1 Slehe auch Anmrkunp 1 auf 5.n. ia 
3 Elpene Schaizungen. 

Elnschl. Anderungen in &I Eni.eib.beieigung. 

NatürlicheBev5lkerungs- 
bewegunga) .......... 

Arbeitslosenresetve . . . . 
Wanderungsgewinn . . . . 
Ausltmdische 

Arbeitnehmer . . . . . . . . 
Statistische Differenz... 
Erwerbstatige . . . . . . . . . . 
Selbstandige und 

mithelfende 
Familienangehärige .. 

BeschSitigte 
Arbeitnehmer ..... . . . 

+255 +375 - 35 - 4 - W - 52 - 213 
+I48 +293 +241 + W + - 31 + 14 

+I61 + 5ü +I25 +I16 + 49 + 2 
}+127 + 8 +I12 +I96 +I54 +lU +I28 - 7 - 2 + 53 - 21 - 14 - 13 + 5 
+523 +E35 +427 +344 +I92 + 97 +I21 

- 89 - 37 -109 - 55 -131 -153 -1DO 

+B12 +872 +538 +399 +323 +250 +2Zl 
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Jahren. Zum gro5en Teil handelt es sich dabei um die Abwanderung aus der 
Landwirtschaft, auf die unten n o h  näher eingegangen wird (Ziffer 94). 

9i. Die Phase der Arbeikzeitverkürzungen nach dem Zweiten Weltkrieg be- 
gann 1555. Erklärtes Ziel der Gewerkschofkn sind die 40-Stunden- und Fünftage 
Wohe  und ein langerer Urlaub für alle Arbeitnehmer. Nach unserer Schätzung 
hat sich die durchschnittliche Arbeikzeit aller Erwerbstätigen von 1955 bis 1963 
um 10 vH vermindert. Das entspricht etwa dem Zugang an Erwerbstütigen in 
der gleichen Zeit, so d d ,  wie oben bereits erw8hnt. das Arbeitsvolumen seit 
der Mitte der fünfziger Jahre ungefähr gleichgeblieben ist. 

P r o d u k t i v i t ä t  

97.. Das reale Bru!toinlandsprodukt, das, einen Durchschnitt von jeweils fünf 
Jahren zug~nde  gelegt, Mitte der fünfziger Jahre jährlich noch um 8 vH zu- 
genommen hatte, ist in den letzten Jahren nur um 57vH gestiegen (Schaubild 19). 
Da sich dieser Rüdtgang mit Entwicklungen auf der Nachfmgeseite nicht erklären 
IäOt, scheint er den Obergang von extensivem zu intensivem Wachstum wider- 
zuspiegeln (Ziffer 93). Die Abnahme der Bedeutung d a  Arbeitsvoiumem für 
das Wirtschaftswachstum ist nicht durch eine entsprediend raschere Zunahme 
der Arbeitsproduktivität - des realen Bruttoinlandsprodukts je Arbeitsstunde 
der Erwerbstätigen - ausgeglichen worden. Die Zuwachsrate der Arbeitsproduk- 
tivität ist vielmehr seit der Mitte der fünfziger Jahre annähernd gleidigeblie- 
ben; im Vergleich zu den Jahren 1951 bis 1955 ist sie sogar etwas gesunken. 
Bleibt das Arbeitsvolumen konstant, dann wird das Wachsium des Inlands- 
produkts allein bestimmt durch Umstände, die die Arbeitsproduktivität erhöhen. 
Zu ihnen gehören: grö5erer Kapitaleinsatz je Arbeitsplatz, technischer und 
organisatorischer Fortschritt, VerbesseNng der Beschäftigten-, BetriebsgroOtn- 
und Branchenst~ktur, bessere Ausbildung der Arbeitskräfte, erhöhte Intensität 
der Arbeitsleistung. Die meisten Wege zu höherer Arbeitsproduktivität führen 
über höhere lnvestitionen - Investitionen in den Menschen nicht weniger als 
lnvestitionen in das Sachkapital. 

93. Bis zum Erreichen der Vollbesch8ftigung hat der Kapitaleinsatz ie Arbeits- 
platz nur wenig zugenommen. Die lnvestitionen dienten in erster Linie der Schaf- 
fung neuer Arbeitsplätze (extensives Wachstum). Seither ist der Kapitaleinsatz 
je Arbeitsplatz von Jahr zu Jahr stark gestiegen (kapitalintensives Wachstum). 
Hinreichend genaue statistische Angaben hierüber liegen nicht vor. Der Ober- 
gang zu kapitalintensivem Wachstum zeigt sich jedoch unter anderem auch 
darin, da5 der sogenannte marginale (B~t to-)  Kapitalkoeffizient, d. h. das Ver- 
hältnis zwischen den B~ttoinvestitionen und dem Zuwachs des B~ttoiniands- 
produkts, im Vergleich zu der Zeit vor 1955 von 2,4 auf 4 5  vH zugenommen hat 
(Schaubild 19). Während man im Durchschnitt der Jahre 1951 bis 1955 nur 2,4vH 
des B~ttoinlandsprodukts investieren muBte, um eine Zunahme des realen 
Bruttoinlandsprodukts von 1 vH zu ermöglichen, waren im Durchschnitt der Jahre 
1959 bis 1963 dafür 45 vH des Bruttoinlandsprodukts als Investition erforderlich. 
Der marginale (B~tto-) Kapitalkoeifizient war allerdings in den ersten Jahren 
nach 1950 ungewöhnlich niedrig (auch im internationalen Vergleich), da es bei 
der Beseitigung der Kriegszerstörungen oft nur relativ geringer lnvestitionen 
bedurfte, damit die Produktionsanlagen wieder verwendungsfühig wurden. 
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94 Die gesamtwirtschaftliche Arbeitsproduktivität wäre nicht so rasch gestie- 
gen, wie es tutsächlich der Fall war, wären nicht ArbeitskräRe von Bereichen 
niedriger in Bereiche höherer Arbeitsproduktivität abgewandert. Dieser so- 
genannte St~ktureffekt Ibßt sich statistisch leider nur mit Zahlen der Arbeits- 
produktivität je Erwerbstätigen - und nicht je Arbeitsstunde - zeigen; das hat 
den Nachteil, daß die Arbeitsieitverkiirzung statistisch als Minderung des Pro- 
duktivitätsfortrchritts erscheint. 

Die Berechnung beschränkt sich ferner darauf, den Struktureffekt zu ermitteln, 
der sich aus den Veränderungen der Verteilung der Zahl der Erwerbstätigen auf 
die folgenden vier großen Wirtrchaftsbereiche ergeben hat: Land- und Font- 
wirtschaft, Produzierendes Gewerbe, Handel und Verkehr, Obrige Wirtrchafts- 
bereiche. Bei dem Produzierenden Gewerbe handelt es sich vor allem um die 
Industrie; die Gruppe .Obrige Wirtschaftsbereiche' umfaßt den Staat und alle 
sonstigen Dienstleistungsbereiche außer Handel und Verkehr. 

Tabelle 2 i  zeigt, d d  die Arbeitsproduktivität (je Erwerbstätigen) von 1950 

Tabelle 27 

Zur Beurteilung desStruktureffekts im Wachstum der Produktivität 

I 1 Bruttoinlandsproduki in Preisen von 1954 je Emerbstatigen I 

Jahr 

I I 
Ab 1üöü Bundesoiibiei elnschl.. vorher (und ium Vemlekh filr lW0) ohne Saarland und Bwlin (West). 
$1 &I hslmbr Vemilunp der Ervehl t l t ioen auf rier a r m  Wlmshntisberelchs. 

tatsachliche Werie 
bei konstanter 

E$1H,6r 
Jahres 1950') 

„StruktureffeW 
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bis 1963 tatsächlich um 91 vH gestiegen ist, daO sie ober - rein rechnerisch - nur 
um ii vH gestiegen viüre, wenn in der ganzen Zeit die Verteilung der Erwerbs- 
tätigen auf die vier großen Wirkchoftsbereiche die gleiche geblieben wäre wie 
1950. Ungefähr ein Sechstel des Produktivitötsforkchrins seit 1950 ist somit der 
Wondlung der Wirkhoftsstruktur zu danken, vornehmlich wohl der Abwonde- 
rung aus der Landwirtschaft. Allerdings hat -w ie  Tabelle 27 ferner zeigt - der 
Struktureffekt per Saldo im Laufe der Jahre ständig abgenommen. Dies erklärt 
sich in der Houptsache doraus, doO die Beschäftigung in den Dienstleistungs- 
bereichen (Staat und olle sonstigen Dienrtleistungsbronchen a&r Hondel und 
Verkehr) überdurchschnithich stark zugenommen hat, in denen die statistische 
Arbeitsproduktivität') um ehva ein Viertel niedriger ist als im warenpröduzieren- 
den Gewerbe (d. h. in erster Linie in der Industrie). Dies wirkt dem positiven 
Struktureffekt, der sich aus der anholtenden Abwonderung aus der Londwirt- 
&oft ergibt, entgegen. Außerdem konn sich der Smikturrffikt um so weniger 
durchsetzen, ie mehr die Wirkchaftspolitik die Beschäftigungsstruktur entgegen 
den Wandlungen der Nachfroge konserviert. 

E i n f u h r  

95. Mit der Eingliedewng unserer Wirkchaft in die expondierende Weltwirt- 
schaft hat ein immer breiter werdender Strom vor ollem gewerblicher Guter und 
Dienste das Angebot im Inland erweitert. 

96. Die zunehmende Inanspruchnahme ausländischen Angebots, die im Ge- 
folge des exportorientierten Wirtschaftswochstums und des damit verbundenen 
Zuflusses an internationaler Liquidität möglich und geboten war, wurde durch 
den zügigen Abbau der zwischenstaatlichen Hondelshemmnisse gefördert. So 
konnten in Zeiten der Obernachfrage Ungleichgewichte und Engpässe teilweise 
beseitigt werden (Ziffer 11). Offenere Märkte und intensiverer Wettbewerb 
hoben ferner dozu beigetrogen, daB Wirkchoftsbereiche geringerer Produk- 
tivitöt unter dem Importdwck schrumpften und die Wochstumsindustrien dadurch 
einen grökren Expansionsspielroum erhielten. Zu einem nicht geringen Teil 
b e ~ h t  daher dos Wachstum unseres Realeinkommens auf den Vorteilen der 
internotionalen Arbeitsteilung und der durch sie begünstigtenMassenproduktion. 

PT. Einen Eindruck von der Zunahme der Warenimporte seit 1%1 vermittelt 
Tabelle 28. Danach stiegen die Einfuhren in den Jahren der Hochkonjunktur 
(1951,1955,1960) ieweils am kräftigsten,während sie in Zeiten gemä0igter Nach- 
frogeenhvicklung entweder zurückgingen 0953 und 1958) oder sich nur leicht 
erhöhten (1963). Am stärksten ist diese Koniunkturempfindlichkeit bei den Roh- 
stoff- und Holbworenimporten, am geringsten innerhalb der Fertigwaren bei 
den Enderzeugnissen, bei denen infolge der Liberolisierung der Trendfaktor die 
konjunkturellen Schwankungen überdeckt. Im Bereich der Ernährungsgüter wer- 
den zum Schutze der Landwirkchoft die meisten Importe nach wie vor &eng 
reguliert. Die Entwicklung dieser Einfuhren ist desholb weitgehend vom Ergebnis 
der inländischen Ernten abhängig. 

I) Dir SadwantOndig.nmt isl ridi der Pmbbmolik &C Msrsvng d a  Aib.ibpmduHkilbl in d a  Diirt- 
Iriitunarbemihan und iiubaaider. im Mkn11idi.n D i a 1  b a u M .  Lbs  ba0hrI o k r  nidd d a  arundidb ~ ~ ~ ~~ ~ ~ ~~ .. . .-~ -~~ ~~ -~ 

iidm & b n i s  d s  obigen htradlunp, do a hier nur um &nordnuip.n p&. 1. mehr 8. Dienst- 
Ieirlungshnidu in Rahmen dr Gemmiwimdidl on Bdiutunp gainnm, d& v h r  rirdon O b i i p n r  
oudi die Zvvoduroien dar ~emrniwi~dmftlidmn Pmduktivildt und h mlen k a i o l ~ d u b  *on den 
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Tabelle 28 

Einfuhr1) nach Warengruppen 
Veränderung gegenüber dem Vwiohr in vH 

Warengnippe 

Warengruppen 
insgesamt ........... +29b 

Ernilhrungswirtschaft ... +17,2 
Gewerbliche Wirtschaft. +39,2 

Rohstoffe ............ +55,8 
Halbwaren ........... +28,6 
Fertigwaren .......... +11,1 

Vorerzeugnisse .... +18,8 
Enderzeugnisse 

insgesamt ........ + 3.6 
ohne GOter der 
Bundesregierung.. +3,6 +30,4 + 7,7 +25,7 +43,0 +21,9 +32,6 

Warengruppe 1 1958 1 1959 ( 1960 1 1961 1 1962 1 1863 k.yv,. 
Warengruppen 

insgesamt ........... 
Ernährungswirtschaft ... 
GewerblicheWirtschaft. 

Rohstoffe ............ 

Bundssgsbld dnmchl. B.rlln Wssü. bls L Jull 1959 ohne Saarland. 
'1 SpelalhandsL 

- 1.8 +15,1 +19,3 + 3.8 +11,6 + 5,6 + 8,6 - 5,7 +14.1 + 4,s + 3,8 +17,2 - 6.6 + 8 3  
-0,6 +15,5 +B,5 + 3,6 + 9,9 +10,2 + 8.5 
-18.0 + 0.8 +19.6 - 1.9 - 3.0 + 6.1 +16.0 

Halbwaren ........... 
Fertigwaren .......... 

Vorerzeugnisse .... 
Enderzeugnisse 

insgesamt ........ 
ohne GJter der 
Bundesregierung 

98 Wie sich die warenmäßige Struktur des lmportangebots in den letzten 
fünfzehn Jahren verändert hat, geht aus Tabelle 29 hervor. Von 1950 bis 1963 
ist der Anteil der Fertigwaren an der Wareneinfuhr auf mehr als das Dreifache 
angewachsen. Dabei fällt besondes die starke Zunahme bei den Enderzeug- 
nissen ins Gewicht. Halbwaren und Rohstaffe sind anteilmäßig konstant ge- 
blieben bzw. zurückgegangen. Rückläufig ist aui3erdem der Anteil der Ernäh- 
rungsgüter. In diesen Strukturwandlungen kommt - auOer der konservativen 
Agrarpolitik -die Tendenz zum Ausdruck, dai3 die Verbraucher bei steigendem 
Lebensstandard industrielle Fertigwaren in stärkerem Maße nachfragen als Er. 
nährungsgüter und daß die M6glichkeiten der internationalen Arbeitsteilung 
wegen der Produktdifferenzierung im industriellen Bereich gröber sind und 
stärker zunehmen als im Bereich von Ernähmng und Landwirtschaft. 

- 83 +13,8 +34;9 - 6;4 + 4;s + 2;4 +18;5 
+31,7 +29,8 +24,6 +13,1 +202 +15,4 + 1,7 
+15,2 +22,7 +22,3 + 4,4 +11# + 6,8 +15,1 

+49,5 +35,6 +26,3 +19,4 +28.0 +M,3 -4,7 

+32,8 +28,3 +31,0 +23,3 +m,5 +6 ,6  +17,8 

99. Die Liberalisierungspolitik hat die Entwicklung der Einfuhren unterschied- 
lich beeinflußt. Während - wie erwähnt - die traditionelle Handelspolitik im 



Agrarsektor dazu beigetragen hat, daß der Anteil der Ernährungsgüter an den 
Einfuhren zurückgegangen ist, wurde die Einfuhr gewerblicher Ezeugnisse durch 
Abbau der Zölle und der mengenmäßigen Beschränkungen stark angeregt. Die 
Rohstofieinfuhren waren schon seit 1%1 im gro6en und ganzen nicht mehr durch 
Mengenkontingentierungen und Zölle behindert. Im Bereich der H a l b  und 
Feriigwaren dauerte der Abbau der mengenmäßigen Beschränkungen etwas 
länger. Ab 1955 wurde die Einfuhr von Halb- und Fertigwaren durch beträchtliche 
Zollsenkungen begünstigt. Seit der koniunkturpolitischen Zollsenkung vom 
X). August 1957 kann die Bundesrepublik im Bereich der gewerblichen Wirtschaft 
als ein .NiedrigzollandW angesehen werden. Die beiden ersten Zollsenkungs- 
etappen innerhalb der Europäischen Wirtschoftsgemeinschafl(1. Januar 1959 und 
1. Juli 19601 wirkten sich nur wenig auf das Niveau der deutschen Zollsähe aus, 
da die meisten Zölle für gewerbliche Waren bereits um 20 vH unter den im 
EWG-Vertrag fixierten Ausgangszolldtzen lagen. Erst die folgenden Binnen- 
zollsenkungen erfaßten sämtliche gewerblichen Waren der Bundesrepublik. Das 
Niveau der Binnenzölle beträgt nach der Zollsenkungsetappe vom 1. Juli 1963 
und der erneuten autonomen Binnenzollsenkung vom 1. Juli 1964 für die meisten 
gewerblichen Waren nur noch ein FGnftel des Ausgangsstandes vom 
1. Januar 1957. 

Tobelle 29 

Einfuhr') nach Worengruppen 
Anteil in vH 

I ~areneruppe 1 1950 1 1951 1 19.52 / 1953 1 1954 1 1955 1956 

Warengruppe 1 1857 1 1958 1 1959 1 1980 / 1981 1 1962 1963 I,:%, 

ErnShrungswirtschaft ... 
GewerblicheWirtschaft. 

Rohstofie ............ 
Halbwaren ........... 
Fertigwaren .......... 

Voreneugnisse .... 
Enderzeugnisae .... 

44,1 39.9 374 368 37.0 312 328 
55.9 80,l 62,6 6S,4 83,O BB,8 6ö,7 
29-6 35,6 34,8 32,6 I 5  29.8 29.4 
13,8 13,7 5 15,2 18.0 1 18,7 
12.6 10,8 13,2 15.6 16.6 19,O 18.6 
6,3 5,8 7,3 9,1 9 8  11,3 10.4 
6,3 5,O 6,O 6 5  6,8 7;1 82 

P 

Bundesgebbt dnrchl. &rlh (W&)), bls Z JuO 1850 ohne hr lend.  

') Spezlalhindel. 

Ernahmngswirtscha ft... 
GewerblicheWirtschaft. 

Rohstofie ............ 
Halbwaren ........... 
Fertigwaren .......... 

Vorerzeugnisse .... 
Enderzeuonisae .... 

1üO. Die Zollsätze für die Fertigwareneinfuhren aus Drittländem, auf die etwa 
55 vH der gesamten Fertigwareneinfuhren entfallen, mvßten dagegen bei der 
ersten Anpassung der Avßenzollsätze der Bundesrepublik an den EWG-Außen- 

- 

Slp 90.2 ao,o 263 26.3 27.6 24.4 238 
68,O 68.9 69,l 72.7 72.6 71.5 748 752 
29,6 247 21,s 21.7 M,5 17.8 17,9 19,1 
18,1 16.9 16,7 18,9 17.0 15.9 15,4 167 
20,4 27,s 30,8 32.2 35,1 51.8 411  39.4 
10-5 12.3 13,2 135 13,6 13,5 1Sf 144 
8.8 15.0 17.6 18.7 21.5 24.2 27.6 25.0 
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zolltarif am l.Januarl%l in vielen Fällen erhöht werden. Da die Bundesrepublik 
bei der Festsetzung dieser Zölle nun nicht mehr autonom ist und da anderemits 
für eine Senkung der Zölle gegenüber den EWG-Ländern nur noch ein kleiner 
Spielraum besteht, sind die Moglichkeiten für koniunkturpolitixhe Einfuhr- 
eiieichterungen im liberalisierten Bereich nur noch gering, es &i denn, man zieht 
auch die steuerliche Belastung der Einfuhr und den Wechelkurs in Betracht. 

101. Möglichkeiten zur Einfuhrliberalisierung (Kontingentabbau] im gewerb 
lichen Bereich wird es ab 1. Januar 1965 fast nur noch filr Textilerzeugniwe und 
für Porzellan und Keramik geben (Tabelle 30), wenn man von Handelsbcxhrän- 
kungen absieht, die auf Vereinba~ngen mit Lieferländern oder Produzenten- 
gruppen - mit oder ohne Billigung staatlicher Stellen - beruhen. 

Tabelle 30 

Nicht liberalisierte Warenpositionen der gewerblichen Wirkchafi 
gegenüber den Ländern der Länderliste B ') 

') Nach der Elniuhiiiata (Anlaps zum AuBemlrttchaflaaerctr vorn 1. Senternbsr 1901). 

Pwll.: Bundsrmlnlitidurnior Wn~ehrf l  

Warenposition') 

Textilien ................................. 
Porzellan und Keramik ................... 
Juteerzeugnisse ......................... 
Haushaltsnahmaschinen ................. 
Feuerzeuge .............................. ................................ Rindleder 
Fernglaser ............................... 
Nachahmung echter Perlen ............... 
Spielwaren aus Metall .................... 

102 Als Folge des Abbaus der EWG-Binnenzölle hat sich auch die regionale 
Struktur der Einfuhren verschoben. Der Ankil der EWG-Länder an unseren Im- 
pprten ist von P vH (1PnJ avf 33 vH (1963) gestiegen, die Einfuhren aus den 
avliereuropäischen Industn'eländern und neuerdings auch aus den EFTA-Ländern 
haben dagegen nur unterdurchschnittlich zugenommen (Tabelle 311. 

103. Die nach bestehenden Handelsschranken, insbesondere im Bereich der Er- 
ndhrungswirkchah, können als eine der Ursachen für die anhaltend hohen 
avlienwirkchaftlichen Dberschüsse angesehen werden. Zwar hat die Bundes- 
republik beim Abbau der Handelshemmnisse - allerdings nur im gewerblichen 
Bereich - mehr getan als andere Lönder; doch k6nnte eine umfassendere Libe- 
ralisierung ein gewisses Gegengewicht zu unserer hohen Exportneigung sein, 
solange man das außenwirtschaftliche Gleichgewicht und die Stabilität des Preis- 
niveaus nicht durch eine flexiblere Währungspolitik sichern will. 

Stand am 

1.0.1981 

113 104 104 64 
15 15 15 10 
2 2 1 1 
3 3 3 - 
3 3 3 - 
8 8 - - 
1 - - - 
1 1 - - 
1 1 1 - 

145 13s in 1 0 ~  

1.1.1983 1.6. bzw. 
1.7.1w 1.1'1985 
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Tabelle 31 

Anteil einzelner LGndergruppen an der Wareneinfuhr') der Bundesrepublik?) 
in r H  

darunter: 
VereinigteStaaten .. 15,8 17,s 13,6 12,s 14.0 138 14,2 153 13,7 

UbrigeLBnder ........ 23,s 243 24,O 23,O 2?,4 1 20,7 20,2 Zi,2 

EWG-Lander ......... 
EFTA-Lander ......... 
ubrige europ8ische 

UndeP) ............ 
Ostblocklander in 

Europa.) und Asien.. 
Außereuropäische 

Industrielandei') .... 

'1 Spuialhandsl. Heistallungslander. 
7 Ein.chl. Bsrlln (We.1). bis 5. Juli (%B ohne Saarland. 
') Ohne O~LblocUBndsr, Jedoch cinschl. Jugoslawin. 
') Ohm Jugoslawien. 
') Ausiidiichar Bund. Ja~rn. Kinn&& Neuwland, Rspublik Südai i i l  und Vereinigte Stuten v a  

Amerika. 

26,6 23,4 25,6 28,s !B,7 31,1 3 332 948 
Zi,0 19,O 20,s P , 7  18,6 19,4 19,O 18,5 18,l 

4.7 5,O 5,1 4.8 4.7 5,1 4,6 4,4 4 2  

3,1 3,9 4,6 4.6 4,7 4,6 4,4 4.1 4,O 

208 2 4  18.7 17,s 18,7 18.6 18,8 18,s 18,l 
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104. Das inländische Produktionspotential konnte in diesem Aufschwung bis 
zum Herbst 1964 der Steigerung der Nachfrage aus dem In- und Ausland ent- 
sprechen, ohne daO erhebliche Spannungen auftraten. Da in einigen Zweigen 
der Industrie die Produktion zu Beginn des Jahres 1963 rückläufig war, weil es an 
Aufirägen mangelte, standen unausgelastete Kapazitäten zur Verfügung. Mit 
ihrer Inanspruchnahme stieg die Arbeitsproduktivitat, deren Zunahme seit ge- 
raumer Zeit das wirtschaftliche Wachstum fast allein trägt, beschleunigt an. 

105. Im Gegensatz zu den Avfschwungsphasen von 1955 und 1960 hat der Sag 
der Nachfrage dieses Mal das Arbeitskräfteangebot kaum noch zu erweitern 
vermocht. Lediglich der Zugang aus den ausländischen Arbeitsmärkten und aus 
der .Reservea der Selbständigen und mithelfenden Familienangehörigen hat die 
Zahl der Arbeitnehmer im Jahr 1964 ehvas erhöht. Mit 1 vH war er geringer als 
in allen Jahren zuvor. Da die Industrie seit Ende 1963 die Beschäftigung wieder 
zu erhöhen sucht, hat sich der Wettbewerb um die Arbeitskräfte erneut ver- 
schärft. Die Zahl der offenen Stellen nahm wieder deutlich zu; im Herbst 1964 
waren 670000 offene Stellen gemeldet, das sind 8 vH mehr als vor einem Jahr. 

106 Die Obernachfrage wäre noch größer gewesen, hätte sich nicht der Prozd 
der Arbeitszeilverkürzungen ehvas verlangsamt. In den Jahren 1963 und 1964 
haben die neu in Kmft getretenen Verkürzungen der tariflichen Arbeitszeit - 
auf alle Arbeitnehmer umgerechnet - nur noch 1,O bis 1 3  vH betrogen gegen- 
über reichlich 2 vH im Jahr 1962. Dies ergab sich zunärhst daraus, da0 sich 1963 
der Widerstand der Arbeitgeber gegenüber weiteren Arbeitszeilverkürzungen 

59 
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verstärkte, da die koniunkturelle Entwicklung den Spielraum für eine Ober- 
wälzung der mit Arbeitszeiiverkürzungen einhergehenden Erhöhung der Pra- 
duktionskorten spürbar eingeschränkt hatte; im Jahr 1964 verzichteten sodann 
die Gewerkschaften mit Rücksicht auf die angespannte Lage am Arbeitsmarkt - 
zugunrten anderer tariflicher Zugeständnisse - auf bereits vereinbarte oder 
aeforderte Arbeitszeiiverkürzun~en. Anaesichts der aünstisen Koniunkturent- 
wicklung sind d:e Unternehmer gigenwödig wieder inknsiver als in den Jahren 
1962 und 1963 um Oberstunden bemüht; die tatsächlich geleistete Arbeitszeit wird 
daher im Jahr 1964weniger sinken als in den beiden vorangegangenen Jahren. 

1 0 .  Das reale Bruttoinlandsprodukt wird 1964 voraussichtlich um rund 65 vH 
g r ö k r  sein als 1%3. Dies ist überwiegend durch die Steigerung der Arbeits- 
produktivität bedingt und nur zu einem verschwindend geringen Teil durch eine 
Ausweitung des Arbeitsvolumens, die zudem weitgehend auf die größere Zahl 
der Arbeitstage und die geringere Beeinträchtigung der Produktion durch die 
Witterung zurückgeht. Die durchschnittliche Arbeitsproduktivität wird 1964 um 
etwa 6,O vH höher sein als im Jahr 1963, in dem sie nur um 2,9 vH zugenommen 
hatte. D 4  die Zuwachsrate des realen Bruttoinlandsprodukts im ersten Halbiahr 
(85 vH) gröt3er war, als sie im zweiten voraussichtlich sein wird (53 vH], erklärt 
sich übewiegend aus den unterschiedlichen Witterungsverhältnirren im Frühjahr 
1963 und 1964 (Tabelle55). 

108. Die Beschleunigung des wirtschaftlichen Wachstums war besonders aus- 
geprägt in der Industrie, vor allem im Bereich der Investitionsgüterproduktion. 

INDICES DER INOUSTRIEUEN NETTOPRODUKTION 

100 

so 

3 8  

m 

210 

m 

im 

&idrq,m! m s u i ~ u q ~ ~ ~ i ~  
Saixamrinigteian; a k i w i i i r h . f I n s ~ i n i g ~ : R a p r k  -U. 
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Diese ist seit dem koniunkturellen Tiefpunkt vor eineinhalb Jahren bis zum 
Herbst 1964 um 15vH gestiegen (Schaubild 20). 

109. Im Gefolge der lnvestitionsgüterindustrien hat auch die Eisen- und Stahl- 
industrie die Produktion beträchtlich gesteigert. In den ersten neun Monaten 
1964 lag die Rohstahlproduktion um 15,3vH höher als im gleichen Zeitraum 1963. 
Für das ganze Jahr 1964 kann mit einer Stahlproduktion von 37 Mill. t gerechnet 
werden (1963: 31,6 Mill. t, 1960: 34,l Mill. t). Ausschlaggebend hierfür waren 
außer der Steigerung des laufenden Bedarfs die Wiederauffüllung der Lager bei 
Handel und Weiterverarbeitung, verstärkt durch die Erwartung steigender 
Preise als Folge der Zollerhöhung für Stahl im Februar 1964 und der Anpassung 
an die Stahlpreise auf den Weltmärkten. Tatsächlich sind die Preise für Stahl- 
erzeugnisse, die im Jahr 1963 zum Teil erheblich unter den Listenpreisen lagen, 
inzwischen gestiegen. 

110. Die konjunkturelle Belebung der industriellen Produktion hat dazu ge- 
führt, doß die Unterschiede in der Produktionsentwi&lung zwischen den Bran- 
chen wieder geringer wurden. Hatten im Jahr 1963von 42 Industriezweigen noch 
dreizehn die Produktion gegenüber dem Voriahr gedrosselt, so waren es in den 
ersten neun Monaten des Jahres 1964 nur noch sechs. Zugleich i s t  die Zahl der 
Industriezweige, die ihre Produktion um mehr als 10 vH ausgeweitet haben, er- 
heblich gestiegen (Tabelle 32). 

Von 42 Industriezweigen') haben ihre Produktion gegenuber 
dem entsprechenden Voriahreszeitraum 

Zeitraum 

1963 
1. vj. 
2. vj. 
3. Vj. 
4. Vj. 

1984 
1. VJ. 
2. Vj. 
3. vj. 

gedrosselt erhoht 

Ober Ober 
bis bio bis aber samt 2vH 5vH 10vH 10vH 

1 3 6 8 1 8 1 2 3 6 9 2 8  - 4 1 -  5 1 %  1 ~ 1 5 1 ~  - 1 2 -  3 1 3 8 -  4 1 4 1 0  - - 1 3 4 2 3 6 4 9 1 6 7  
1 2  7 2 1 2  1 2 9 6  8 1 0  5 
2 1 6  4 1 3 -  2 0 4 1 4 7 4  

&indesoeblit ohne Slifiind und üerlin. 
'I Einichl. öerpbau. huhiuc4mewerb. und E n r p b v e n o m u n o r b e t ~  Oudle: RWI. b n  
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Sdravbild 21 
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sn 4811 I1 Mnr h s t e  ~3 Bu. - 
111. Insgesamt dürfte die lndustrieproduktion im Jahr 1964 um 8 bis 9 vH stei- 
gen. Dies erforderte die Einstellung zuratzlicher Arbeitskräfte (Schaubild 21), vor 
allem im Fahrzeugbau, in der Eisen-, Blech- und Metallwarenindustrie, in der 
elektrotechnischen Industrie, im Maschinenbau und in der Eisen-, Stahl- und 
Metallindustrie. Dagegen ist die Zahl der Beschäftigten namentlich im Bergbau, 
im Schiffbau sowie in der Schuh- und Textilindustrie zurückgegangen. 

112 Aus den Meldungen der in den Ifo-Konjunkturtest einbezogenen Industrie- 
unternehmen ergibt s ich (Schaubild 22)'). dai3 die Auslastung der Kapazit6ten im 
Herbst 1964 in den Grundstoff- und Produktionsgüterindustrien sowie in den 
Verbrauchsgüterindustrien etwa SO hoch war wie 1960, dai3 aber in den Investi- 
tionsgüterindustrien die Kapazitäkauslostung niedriger war als 1960 und kaum 
höher als 1962: allerdings ist sie auch hier aeaenüber 1963 aestieaen. Die vom 
lfo-~oniunkturiest befragten lndustrieunternehmen meldeten;u&~ in vermehr- 
tem Umfang die Behinderung der Produktionst6tigke;t durch Mangel an Arbeih- 

11 Der hchnoMndig.nrot ist iidi bvuat. d o l  ein. noch so iodikundige und <orglOltige Aur*lrtung d n  
Anhoi1.n ouf .in. lolche Bsflogunp nur bachronknn Auuogenrt hol; ihm Bdeulunp li-t darin. doa 
ii. die Taidanien a.r Enh:&luna erkennen 1601. Oie &b.il.n 0.' Ifolnitiluts oul &wem Gebi.1 sind um so 
-emoller, 01% keine ander. %-lidibil b h t ,  fertruitollen, wie h& die Untmi.hmen d.n Auiloiknpt. 
glod ihrer Kopzilälen i inidi6bai; aIl.rdinps id .I sehr sdiwietig, die Ergebnisse zu intnprrlieren, solange 
keine Obvainhnfl Gbr die Maiung der i a i l i g e n  i ibdirtbpari iöl getroffen werden b n n .  
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Schaubild 22 

KAPUITXTSAUSUSTUNG IN DER INDUSTRIE 

Vcraihitmde Indurifir 
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krähen. Am stärksten empfanden den Mangel die lnvestitionsgüterindustrien. 
Diese Feststellungen hat eine Umfrage des Sachverständigenrates bei einer Reihe 
von Industrieverbänden bestätigt. 

113. Die Bauproduktian ist trotz des erneuten Anstiegs der Baunachfrage seit 
Beginn des Jahres 1964 konjunkturell, also nach Ausschaltung der üblichen 
Saisonschwankungen, bisher nur wenig gestiegen. Damit hat sich eine Entwick- 
lung fortgesetzt, die sich bereits im Sommer des Jahres 1963 angebahnt haile. 
Die Bauunternehmen haben offenbar erkannt, daß die Nachfrageentwicklung 
eine weitere rasche Expansion der Baukapazitäten nicht mehr rechtfertigt. In den 
Monaten Juli bis Se~temhr 1964 war die Zahl der Beschäftiaten im Bauhau~t- 
aewerbe soaar etwcis niedriger als im Voriahr; auch die Zahl aer offenen ~telien . 
für ~auberufe ging stark zuri&.~bgesehen von kleinerenschwankungen - nach 
der soisonbereinigten Reihe stagniert die Zahl der vom Bauhauptgewerbe ge- 
leisteten Arbeitsstunden schon seit einem Jahr - ist der Produktionsanstiea nur - 
ouf Produktivitäksteigerungen zurückzuführen (Schaubild 231. 

114. Zwar ist der Bauüberhang sowohl im Wohnungsbau als auch in den ande- 
ren Bereichen des Hochbaus noch sehr gro0; doch ist unverkennbar, dai3 sich 
der Baumarkt der Bundesrepublik entspannt. Dies gilt für die Markte des Bau- 
hauptgewerbes mehr als für die Märkte des Ausbaugewerbes und für die Tief- 
baumärkte mehr alsfür die Hochbaumärkte. 

Mil l .Stvidm GNISTETE UiBEITSSTUNOW IN BAUHAUPTGEWERBE 

Bifentlidier und VerXehrrbau (Hochbau) 
0 
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Das Angeboi im gegenwäriigen Aufsdnvung 

Tabelle 33 
Einfuhr von Erzeugnissen 

der Investitionsgüterindustrien') 

115. Im gegenwärtigen Konjunkturaufschwng steigt-wie 1955 und 1559160- 
die Einfuhr wieder rascher als die heimische Produktion, so daß ein größerer 
Teil der zusätzlichen Gesamtnachfrage aus dem ausländischen Angebot gedecki 
werden kann. Schon seit Ende 1963 haben die Warenimporte wieder zugenorn- 
men (Schaubild 24). Der Wert der kornmerriellen Wareneinfuhr, der 1963 nur 
wenig über dem Voriahresniveau lag (2 vHj, war in den ersten neun Monaten 
des Jahres 1964um 14vH höherals irn Jahrzwor. 

darunter 

Mill. DM 

116. Der starke Anstieg der Importe von Halbwaren und die beachtliche, wenn 
auch schwöchere, Zunahme der Einfuhr von Rohstoffen lassen sich weitgehend 
mit dem erhöhten Bedarf der Produktion und der umsatzbedingten Laserauf- 

1960 
1981 
1962 
1963 

1. Hj. 
2. Hj. 

stockung erklären. Außerdem hat die Erwariung steigender weltmarlttp&e die 
Vorrahbildung angeregt. Spckulotive Vorrahkäufe gab es houphächlich bei 
NE-Metallen, deren S~ot-Preise om Weltmarkt - noch dem soaenoonten Schulze- 

4 740 2 10s 588 - 
5883 2728 648 1 1 8  
7008 3 On 1 M 1  1 378 
7 161 3 W l  981 1584 
3 553 1500 561 635 
3- 1 501 420 749 
1830 

Index - von Januar 1'963 bis September 1964 um 55 vH gestiegen sind. 

117. Ahnlich wie die Einfuhr an Halbwaren hat die kommerzielle Einfuhr an 
Fertigwaren zugenommen. Dabei ist bei den Erzeugnissen der Investitionsgüter- 

1964 1.Vj. , 779 237 350 
2. V]. Wl 336 410 
a vj. m 7.m 390 

VerHnderung gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeiiraum In vH 
1960 
1981 
1982 
1963 

1. Hj. 
2. Hj. 

1964 1. vj. 
2. Vj. 
3. Vj. 

+ 30,l + 41,8 + 1,7 + 37.0 + 24,l + 29,6 + 9,9 + 27,3 + 19,f + 12,5 + 56,5 + P1.6 
+ PP - PP - 3,O + Ob 
+ 63 - 4,8 + 14.5 + 19.4 - 1,5 + 0,5 - 194 - 11.3 + 10,7 + 11.5 - 13.6 + 11.5 + 19,O + 9.P + 17-5 + P7,7 + 18,6 + 11,3 + 19.0 + P3,P 



Der Angebotipidmum 

Tabelle 34 

Einfuhr von Erzeugnissen 
der Verbrauchsaüterindustrienll 

1 I 1 darunter 

industrien, in erster Linie bei Fahrzeugen und elektrotechnischen Erzeugnissen, 
ein besonders hoher Im~ortzuwachs zu verzeichnen fTobelle 33). Die koniunktvr- 

Mill. DM 
1960 4 375 2 855 343 1 I  
<W1 I 49'26 3 085 457 e08 

politische Zollsenkung "om 1. Juli 1964 dürfte die ~ i n h h r v o n  ~ahrzeugen (Auio- 
mobilen) angeregt haben; deren Zunahme betrug im dritten Vierteljahr 1964 
gegenüber dem entsprechenden Voriahreszeitraum nahezu 50 vH. Die Importe 
von gewerblidi erzeugten Verbrauchsgütern, die in den vergangenen Jahren 

1962 
1963 

1. Hj. 
2. Hj. 

1964 1. Vj. 
2. Vj. 
3. Vj. 

. - 
steti&r zugenommen haben als die V& Investitionsgütern, zeigen in diesem 
Jahr eine eiwas stärkere Aufwärtsbeweauna (Tabelle341. NebenderZollsenkuna 

5653 3411 594 281 
6222 3666 690 328 
2 946 lm 31 5 159 
3 275 1913 375 169 
1 041 852 187 108 
1 662 952 187 82 
1809 1028 215 97 

- 
mögen hierzu vor allem günstigere ~inLauf;preise beigetragen haben. 

118. Sogar die Einfuhr von Gütern der Emährungswirtshaft hot sich seit Jah- 
resbeginn erhöht. Um Angebotslüchn zu schlieflen, wurden im Winter gröflere 
Einfuhrkontingente für Fleisch und Fleischwaren bewilligt. Im Sommer logen vor 
allem die Obstimporte über denen des Voriahres. 

Veranderung gegenüber dem entsprechenden Voriahreszeitraum in vH 

119. Die Importe aus Italien, die im Jahr 1963 rü&läufig waren, sind seit dem 
zweiten Vierteljahr 1964 wieder sehr gestiegen. Dagegen hat sich die Zunahme 
der Einfuhren aus anderen MG-Ländern - mit Ausnahme von Belgien-Luxem- 

1860 
1961 
1982 
1963 

1. Hj. 
2. Hj. 

1964 1. Vj. 

+ 249 + 22.6 + 36.1 + 309 + 12,s + 7.4 + 332 + 143 + 14,8 + 11.3 + W,O + 253  + 10,l + 8,l + 162 + 25,7 + 9,O + 7,l + 15,O + 282 + 11,O + 9,O + 17,2 + 23,4 + 11.6 + 6.5 + 19,9 + 17,2 + 12,6 
"' / + 16,6 

+ 8,3 + 17,6 + 242 
3. Vj. + 11,s + 10,8 + 8 . 3  



Das Angebot ;m gegenwärtigen Aufwhwung 

Sdiaubild 24 
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Der Angebolsrpklmurn 

burg - 1964 abgeschwächt. D d  die Einfuhren aus den Vereinigten Staaten in 
den ersten neun Monaten 1964 den Stand des gleichen Voqahreszeitraums nicht 
erreicht haben, hängt in erster Linie mit den niedrigen Rüstungsgüierimporten 
zusammen. 

120. Die Ausgaben für ausllindische Dienstleistungen, die 1963 nur um 4 3  vH 
angestiegen waren, erhöhten sich im ersten Halbjahr 1964 um nicht weniger als 
13 vH. Besonden stark zugenommen hat der Zins- und Dividendentrander 
(Januor bis August 29 vH gegenüber dem Voqahr). Im Reiseverkehr war der 
Ausgabenanstieg im ersten Vierteljahr 1964 ungewöhnlich hoch (Olympische 
Winterspiele). In den Hauptreisemonaten Juli und August dagegen wurde für 
Auslandsreisen nicht mehr ausgegeben als im Jahr zuvor. Da die Einkommen 
1964 stärker zugenommen haben als 1963, müssen demnach andere Einflüw, 
darunter wohl auch Andemngen der Preisrelationen, zur Stagnation der Touri- 
stenausgoben im Ausland beigetragen hoben. 



Viertes Kapitel: Die Entwicklung der Einkommen 

121. Das Volkseinkommen, d. h. die Summe aller von Inländern bezogenen 
Erwerbs- und ~ermö~enseinkommen, hat sich seit 19% fast vervierfacht. ~a die 
Einwohnerzahl gleichzeitig um 23 vH zugenommen hat, i s t  das Volkseinkommen 
je Einwohner etwa auf das Dreifache gestiegen. 

122 An der Steigerung des Volkseinkommens waren die Einkommen aus un- 
selbständiger Arbeit stärker beteiligt als die Einkommen aus Unternehmertätig- 
keit und Vermögen. Die Lohnquote - der Anteil der Einkommen aus unselb- 
ständiger Arbeit am Volkseinkommen - hat also zugenommen, und zwar von 
5816 vH im Jahr 1950 auf 64,8 vH im Jahr 1963; die Quote der Einkommen aus 
Unternehmertätigkeit und Vermögen - vereinfachend oft .Gewinnquote' ge- 
nannt - ging enkprechend von 41,4 vH auf 35.2 vH zurück (Tabelle W. Diese 
Quoten zeigen lediglich die Verteilung des Volkseinkommens nach Einkommens- 
arten an, nicht jedoch nach Einkommensbeziehern. Häufig wird übersehen, d a  
daher aus Verbndewngen dieser Quoten allein keine Schlüsse auf die personelle 
Einkommensverteilung gezogen werden kännen. 

l?3. Das nominale Durchschnitkeinkommen je Arbeitnehmer lag 1963 um rund 
172vH über dem des Jahres 1950. Die Reallohne konnten mit der Entwicklung der 
Nominallöhne nicht Schritt halten. Da sich die Verbraucherpreise von 1550 bis 
1963 um 31 vH erhöht haben - gemessen an der Preisindexziffer für die Lebens- 
haltung einer vierköpfigen Arbeitnehmerfamilie (ZiRer 145) -, nahm der durch- 
schnittliche Realverdienst nur um 108 vH zu. Das ist nur wenig mehr als die 
Steigerung des Bruttoinlondsprodukk je Erwerbstätigen, die sogenannte Arbeik- 
produktivität. Obwohl die nominalen Lohnerhöhungen in den meisten Jahren 
über den Anstieg der Produktivität hinausgingen - einmal mehr, einmal weni- 
ger -, gelang es den Arbeitnehmern also kaum, ihre Reallöhne über das 
Wachstum der Produktivität hinaus zu steigern. Lange Zeit waren die Gewerk- 
schaften davon überzeugt gewesen - und einige der bedeutendsten Gewerk- 
schaften scheinen es heute noch zu sein -, daß sie allein schon über Nominal- 
Iähne, die über die Produktivitätrsteigerung hinausgehen, den Anteil der 
Arbeitnehmer am Sozialprodukt erhöhen könnten. Trotzdem haben sie mit ihren 
Lohnforderungen in der Regel auf die koniunkturelle Entwicklung Rücksicht ge- 
nommen; sie waren im Vergleich zu ausländischen Gewerkschaften im großen 
und ganzen verhältnismäßig zurückhaltend. 

124. Das Statistische Bundesamt hat bisher eine Aufteilung des Volkseinkom- 
mens auf sozio-ökonomische Gruppen nicht vornehmen können, weil es an 
geeigneten Grundlagen dazu fehlt; darüber hinaus hat es die Erstellung von 
umfassenden Einkommenspyramiden für so prablematisch gehalten, doO es - 
mit Ausnahme eines Versuchs für das Jahr 1950 - davon Abstand nahm. So 
konnte das Amt dem Sachventändigenrat enkprechendes Materiol nicht zur Ver- 
fügung stellen (siehe Anhang 111). 



Die Entwicklung der Einkommen 

Tobelle 35 

Einkommensverteilung 
Anteil am Volkseinkommen in vH 

Ab 1W Bundesgebiei einichl., rorher (und zum Vergleich tGr 1üöüj ohne Saadsnd und Biriin West). 
') Eimshl. der Einkommsn dm 3Pller aus Uniernehmerl8tlakit und Vwmboen. 
') Nach Abzug der Lohnsieuer und des Ndopfsrs Briin; So2ia)vsrsidheNn~beitraae nind noch snt- 

halten. 
J) Vorliuiige Ergebnisse. 

Jahr 

1850 
19-51 
1952 
1953 
1954 
1955 
1956 
1957 
1958 
1959 
1960 

1960 
?%I 
1 w )  
1963') 

Die Einkommensentwicklung im gegenwärtigen Aufschwung 

125. Die Einkommen aus Untemehmertötigkeit und Vermögen pflegen in den 
Aufschwungsphasen eines Wachstumszyklus den Einkommen aus unselbstän- 
diger Arbeit vorauszueilen; in den dem Aufschwung folgenden Johren bleiben 
sie in der Enhvicklung hinter den Einkommen aus unselbständiger Arbeit zurück 
(Schaubild 25). Dies gilt auch für die gegenwärtige Aufschwungsphase. Die Gründe 
für dieses unterschiedliche Wochstum liegen darin, daß die Einkommen ous un- 
selbständiger Arbeit zu den kontraktgebundenen Einkommen gehören, während 
es sich bei den Einkommen aus Unternehmertatigkeit und Vermögen zu einem 
großen Teil um Residualeinkommen handelt. Die Lbhne und Gehälter sind weit- 
gehend an Tarifverträge gebunden, so daß die Arbeitnehmer im Konjunktur- 
oufschwung noch weitgehend nach Torifen entlohnt werden, die unter dem Ein- 
druck der vorangegangenen Entspannung, in Zeiten ruhiger Koniunktvrenhvick- 
lung aber nach Tarifen, die unter dem Eindruck vorangegangenen Konjunktur- 
aufschwungs abgeschlossen worden sind. Es kommt hinzu, doß in Zeiten flauer 
Koniunktur die Unternehmer oftmals Arbeitskräfte nicht entlassen, sondern avf 
Kosten ihrer Gewinne weiterbeschäftigen. Obwohl die Effektiwerdienste anpas- 

70 

Bruttoeinkommen Nettoeinkommen 
aus Unter- 

sandiger keit und 
Arbeit Vermöoen*) 

586 41,4 562 32,6 
5a7 41,3 55,4 33,o 
57,4 42,6 53.9 332 
58~7 413 55,3 31 3 
59,4 40,6 %,I 31 .O 
58.8 41 3 56~4 32,9 
593 40.5 55,9 32,3 
59.7 40-3 56,9 31,6 
60,s 39,s 57,s 31,s 
602 398 57.4 31 ,P 
60,s 39,4 57,l 30,s 

608 39.2 57,4 30,4 
623 37,5 58,4 2&3 
63,9 56.1 59.5 26,6 
64,8 352 802 260 



Die Einkommensentwid<lung im gegenwädigen AufsJmung 

Schaubild 25 
P- 
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sungsfähiger sind als die tariflichen Löhne und Gehälter, sind daher die Einkom- 
men aus unselbständiger Arbeit durchweg stetiger gestiegen als die Einkommen 
aus Unternehmertatigkeit und Vennogen, in denen sich fast allein die Gunst, 
aber auch die Ungunst der Konjunktur niederschlägt. Dies gilt vor allem für die 
Unternehmergewinne. Die anderen in der Summe der Einkommen aus Unter- 
nehmertätigkeit und Vermögen ebenfalls etfaßten Einkommen, wie Zinsen, Ren- 
ten, Einkommen aus Vermietung und Verpachtung, sind weitgehend vertraglich 
festgelegt oder enhvickeln sich -wie die Einkommen aus freiberuflicher Tätig- 
keit - ziemlich unabhängig von konjunkturellen Schwankungen. 

126. Die Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen, die unter dem 
EinfluB der ruhigen Koniunkturentwicklung in den Jahren 1962 und 1963 nur noch 
langsam - um 3 bis 4 vH - gestiegen waren, nehmen im Jahr 1964 wieder kräf- 
tig -um schätzungsweise 12 vH - zu. Entscheidend hierfür ist die beschleunigte 
Expansion der Gesamtnachfrage, die den Unternehmen aui der einen Seite mit 
grö0eren Absatzmöglichkeiten auch wieder einen größeren Spielraum für Preis- 

n 



Die Eniwidrlung der E inkommen 

steige~ngen bot und zugleich auf der anderen Seite eine bessere Nuhung der 
vorhandenen Produktionska~azitäten und damit starke Produktivitähsteiae- 
rungen erlaubte, die bei wktgehend ruhiger Lohnentwicklung das ~erhäl6is 
zwischen Erlösen und Kosten verbesserten. Das gilt vor allem tür die Industrie, 
in der die Lohnkosten je Produkteinheit nicht oder nur wenig gestiegen sind 
(Tabelle 36). Die Enhncklung der Gewinne wurde zudem durch die gesetzlich 
neu aereaelte Finanzierung des Kindergeldes begünstigt. Wahrend bisher Unter- - - 
nehmen und Staat die ~ i t t e l  gemeinsam aufgebracht hatten, übernahm der Staat 
seit der Jahresmitte 1964 die volle Finanzierung und entlastete damit die Unter- 
nehmen um ~ n d  1 Mrd.DM iährlich. 

Tabelle 36 

Lohnkosten je Produkteinheit in der Industrie') 

Jahr I 
1650 
1951 
1952 
1953 
1954 
1955 
1856 
1957 
1958 
1959 
1960 
1 B61 
1962 
1963 

19WJan. bis Aug. 

VerSnderung 
1850 = 100 gegenüber dem 

Vorjahr in vH 

Bundnpebiet ohne Sasrlind und Berlin. 

') Einrchl. Energi. und Bau. 

127. Da aus vemnlagungstechnischen Gründen die Steuern aus Unternehmer- 
tatigkeit und Vermögen mit Ausnahme der regelmäfligen Vorauszahlungen im 
allgemeinen mit einer Verzögerung von etwa 1 '/a Jahren abgeführt werden, 
den laufenden Steuerzahlungen im Jahr 1964 also das gewinnschwache Jahr 
1962 zugrunde liegt, steigen die in den Unternehmen nach den Steuerzahlungen 
verbliebenen Gewinnbeträge rascher als die Bruttogewinne. Da die eninom- 
menen und verteilten Gewinne nicht wesentlich schneller als bisher gewachsen 
sind, haben sich die Beträge, die die Unternehmer zur Finanzie~ng ihrer In- 
vestitionen verwenden, wieder kräftig erhdht. Diese .nicht-entnommenen oder 
unverteilten Gewinne' sind von allen Einkommen am meisten vom Konjunk- 
turverlauf abhängig. Während sich bei den anderen Gröi3en die Veränderung 
der Konjunkturlage lediglich in einer Beschleunigung oder Verlangsamung des 
Wachstums niederschlägt, sind hier auch absolute Rückgange zu beobachten 
(Schaubild 26). 
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Die Einkommemenhviclrlung im gegenwäriigen Aufschwung 

Sdioubild 26 

EINKOMMEN AUS UHTERNEHYERTiTIGKEIT UND VERUGEN 
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128. Auch bei den Einkommen aus unselbständiger Arbeit hat der koniunkturelle 
Aufschwung im Jahr 1964 bisher zu einer, wenn ouch nur leicht beschleunigten, 
Zunahme geführt, die - wie regelmäßig in solchen Phasen -weitgehend auf 
zusätzlich geleisteten Arbeitsstunden beruhte. Während in vergleichbaren frühe- 
ren Konjunkturperioden das Arbeitsvolumen zunahm, weil sich die Zahl der 
Arbeitskräfte beschleunigt erhöhte, ist im Jahr 1964, in dem diese Voraussetzung 
nicht mehr gegeben ist (Ziffer I@), die Steigerung des Arbeikvolumens fast aus- 
schließlich der zum Teil nur wilterungsbedingten Zunahme der durchschnilt- 
lichen Arbeikzeit zuzuschreiben. 

129. Bis zum Herbst 1 W  gingen von den tariflichen Lohn- und Gehalksätzen 
noch keine nennenswerten Tendenzen zur Beschleunigung des Wachstums der 
Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit aus: Die Lohnentwicklung war 
noch weitgehend durch die im Jahr 1963 abgeschlossenen Tarife bestimmt, die 
nicht nur verhältnismäflig niedrige Lohn- und Gehaltsaufbesseningen vorsahen, 
sondern havfig auch längere Laufzeiten der Verträge als bisher üblich. Hotte in 
den vorausgegangenen Jahren die Laufzeit überwiegend m6l f  Monate be- 
tragen, so wurden im Jahr 1963 für nicht weniger als zehn Millionen Arbeit- 
nehmer Vertrage mit einer Geltungsdauer mischen sechzehn und vierundman- 
zig Monaten abgeschlossen. Zwar waren in fast allen diesen Verträgen stufen- 
weise Lohnerhöhungen vereinbart, die im Lade des Jahres 1964 wirksam 
wurden; doch waren diese Erhähungen - sie betrugen im Durchschnitt 2 vH - 
verhältnismäßig gering. 
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1 Die im Jahr 1964 neu vereinbarten Lohn- und Gehalistarife sehen wieder 
höhere Steigerungssäize vor: In der Bauwirhchaft wurden die Löhne um 9 vH 
erhöht, nachdem die Preisgleitklausel des alten Tarifvertrags neue Verhand- 
lungen notwendig gemacht hatte. Die im Bereich der IG Metall getroffenen 
Vereinbarungen sehen neben der stufenweisen Anhebung der Löhne und Ge- 
hälter die Zahlung einer zusötzlichen Urlaubsvergütung und eine Verlängerung 
des Tarifurlaubs um ein bis zwei Tage vor; dies entspricht alles in allem -auf 
zwölf Monate umgerechnet - einer Lohnerhöhung von etwa 9 vH. Die im 
Chemie-Bereich vereinbarten Lohn- und Gehalhaufbesserungen blieben mit 
einer ~~ Steigerungsrate von 6 bis 65 vH deutlich hinter der Steigerung im Metall- 
~ 

Bereich zurück. 
Durch die Tariferhöhungen hat sich das Gesomtniveau der Tariflöhne und 

-gehälter im ersten Halbjahr 1964 um 5% bis 6vH erhöht; in der zweiten Hälfte, 
insbesondere aegen Ende des Jahres, wird es weiter steigen. Weaen der Stufen- 
regelungen kÖmien jedoch die stärkeren ~ohnsteigerui~en erst im Laufe des 
Jahres 1965 voll zum Tragen. 

131. Da die Unternehmen wegen der günstigeren Absatzmöglichkeiten und 
des drückender werdenden Mangels an Arbeitskräften die Arbeihzeitverkür- 
Zungen durch vermehrte Oberstunden auszugleichen versuchen und ihre Bereit- 
schail zur übertariflichen Bezahlung und zur Gewährung zusätzlicher Sozial- 
leistungen gröi3er ist, sind die tatsächlichen Lohn- und Gehaltssätze wieder 
rascher gestiegen als die tariflichen: die Spanne zwischen tariflicher und effek- 
tiver Lohnentwicklung hat sich demnach wieder vergrönert (Schaubild '2.7). 

.+I 
EFFEKTIV- UND TARIFVERDIENSTE IN E R  GESAUTWIRTICHAFT 
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Die Einkommensenfwic&lvng im gegenwärtigen Aufschwung 

S t e u e r l i c h e  B e l a s t u n g e n  d e r  E i n k o m m e n  

132 Die Gestaltung des Einkommensteuertarifes '- Steuerfreibetröge, Pro- 
portionalsatz, Progression - bringt es mit sich, da6 mit den Durchschnitts- 
einkommen auch die Steuerbelastung zunimmt, soweit nicht die Tarife gesenkt 
und die Freibeträge erhöht werden. So ist der Anteil der Lohnsteuerzahlungen 
an der Bruttolohn- und -gehaltsumme, der nach der letzten Steuersenkung 
(1958) von knapp 7 vH auf 5% vH zurückgegangen war, seitdem auf 8% vH 
(1964) gestiegen. Die für den 1. Januar 1965 beschlossene Tarifsenkung wird 
diese Belastung nur wenig -vermutlich auf etwa 8 vH -vermindern. 

1Z3. üie Belastung der Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermagen 
hat sich bis zum Jahr 1964 ebenfalls erhöht, nämlich auf fast 20 vH, von an- 
nähernd 15 vH im Jahr 1958; die rechnerische Quote hatte in diesem Jahr nur 
nind 13 vH betragen, weil die Veranlagung eines großen Teiles des Einkom- 
mens wegen der strittigen Ehegattenbesteuerung ausgesetzt war. Allerdings ist 
zu beachten, daß der zeitiiche Zusammenhang zwischen Steuerzahlung und 
Einkommensentstehung hier nicht so eng ist wie bei den Einkommen aus un- 
selbständiger Arbeit. 

E i n k o m m e n s ü b e r t r a g u n g e n  

134. Die übertragenen Einkommen, das heil3t die Zahlungen öffentlicher Stellen 
an Rentner, Pensionäre und Unterstützungsempf6nger, die fast ousschliel3lich 
durch gesetzliche Regelungen bestimmt werden, sind in ihrer Entwicklung vom 
Koniunkturverlauf nicht mehr so unabhängig wie früher, nachdem durch die 
Rentenreform des Jahres 199  die Renten der Sozialversiche~ng mit der Ent- 
wicklung der Bruttolöhne und -gehölter gekoppelt wurden. Für die Anhebung 
dieser Renten im Jahr 1964 war das durchschnittliche Lohnniveau der Jahre 1960 
bis 1962 bestimmend. 

Das Wachstum der übertragenen Einkommen hat sich 1964, obwohl die Zah- 
lungen von Schlechtwetiergeld und Arbeihlosenunterstützung niedriger waren 
als im Vojahr, von rund 7 vH im Jahr 1963 auf rund 9 vH beschleunigt; aus- 
schlaggebend hierfür waren vor allem die Erhöhung der Sozialversicherungs- 
renten sowie gesetzliche Verbesseningen bei der Kriegsopkrversorgung und 
beim Kindergeld. 

Das v e r f ü g b a r e  E inkommen d e r  p r i v a t e n  H a u s h a l t e  

135. Die Zunahme der Nettoeinkommen aus unselbständiger Arbeit, der über- 
traoenen Einkommen und der entnommenen und verteilten Gewinne eraibt im 
~ a h ;  1964 zusammen eine Steigerung des verfügbaren Einkommens der p7ioten 
Haushalte um 8 vH auf rund 260 Mrd. D M  Einen merklichen Teil dieses Anstiegs 
zehrten iedoch wiederum die Preissteigerungen auf - der Preisindex für die 
Lebenshaltung eines vierköpfigen Arbeitnehmerhaushaltes wird sich gegenüber 
dem Vpriahr um etwa 2 3  vH erhöhen -, so daß das Realeinkommen der priva- 
ten Haushalte nur um 5 3  vH steigen dürfte. 

Die privaten Haushalte haben 1964 wiedewm einen gröi3eren Teil ihres Ein- 
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kommens gespart als in den vorangegangenen Jahren. Die Ausgaben für den 
Privaten Verbrauch sind daher etwas langsamer gestiegen als das verfügbare 
Einkommen,aber beträchtlkh rascher als im vorangegangenen Jahr (Tabelle 24). 

136. Die Beomtengehälter sind am 1. Oktober 1964 um 8 vH erhöht worden. 
Diese Steigerungsrate hält sich im Rahmen der tariflichen Lohn- und Gehalts- 
erhöhungen, die in letzter Zeit auch in anderen Bereichen vereinbart wurden 
oder zu erwarten sind. Im Bundestag sind U. a. die Fragen aufgeworfen worden, 
ob die Beamtenbesoldung auch auf längere Sicht mit der allgemeinen wirt- 
schaftlichen Entwicklung Schritt gehalten hat und wie bestimmte Erhöhungen der 
Beamtengehälter gesamtwirtschdich zu beurteilen sind. 

137. Eine gesamtwirtschaftliche Würdigung spezieller Einkommensentwick- 
lungen muß sehr unterschiedlichen Gesichtspunkten Rechnung tragen. Einkom- 
menserhöhungen in Teilbereichen der Wirtschaft können ein so g r o h  Gewicht 
haben, daß sie mit ihren direkten und indirekten Folgewirkungen die Stabilität 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung nicht unwesentlich mitbestimmen. Die 
Bezüge der Beamten (ohne Versorgungsbezüge) beliefen sich 1963 auf rund 
17 Mrd. DM und machten damit etwa 10 vH der gesamten Bruttolohn- und 
-gehaltsumme aus. Danach bedeutet die Erhöhung der Grundgehälter und Orts- 
zuschläge um 8 vH eine Zunahme der Brvttolohn- und -gehaltsumme - auf ein 
Jahr gerechnet - um etwa 1,3 Mrd. DM oder 0,s vH. Unter Berücksichtigung der 
Steuerabzüge und der Sparquote sind daraus etwa 1 Mrd. DM zusätzlicher 
Nachfrage zu erwarten. Für sich genommen, brauchte dies nicht für besorgnis- 
erregend gehalten zu werden. Es ist aber zu beachten, daß schematische Tarif- 
verbesse~ngen in größeren Bereichen der Volkswirtschaft leicht einen gewissen 
Leitcharakter für Tarifauseinandersetzungen der Sozialpartner in anderen Be. 
reichen erlangen können, und zwar sowohl im Hinblick auf den Zeitpunkt als 
auch auf das Ausmaß der Erhöhung. Ob und in  welchem Umfang dies auch für 
die Erhohung von Beamtengehältern gilt, ist - abgesehen von ihrem Zusam- 
menhang mit der Vergiitun der Angestellten und Arbeiter im öffentlichen B Dienst und von ihrem unmitte baren EinfiuO auf kleinere Dienstleistungsbereiche 
auOerhalb des öffentlichen Dienstes - ~ c h  den bisherigen Erfahrungen nicht 
mit Sicherheit zu sagen. Trotzdem sollte dieser Gesichtspunkt im Auge behalten 
werden. So gesehen, wäre es zu begrüßen, wenn die Erhöhungen der Beamten- 
gehälter nicht in längeren Abständen sprunghaft erfolgten, sondern gleichmäßi- 
ger über die Zeit verteilt würden. 

138. Unter längerfristigen - und ebenfalls noch gesamtwirtschaftlichen - Ge- 
sichtspunkten kann jedoch für keinen Bereich der Volkswirtschaft die Einkom- 
menspolitik in erster Linie koniunkturpolitischen Erfordernissen unterworfen 
werden, und bei einer wirksamen allgemeinen Konjunkturpolitik sind Konflikte 
hier auch vermeidbar. Ausschließlich ökonomisch betrachtet, d. h. ohne Rück- 
sicht auf Fragen der .Angemessenheita, die zu erörtern dem Sachverst8ndigenrat 
nicht zukommt, mv8 ieder Bereich - und das gilt auch für den Staat - die 
Möglichkeit haben, seine Nachfrage nach fachlich geeigneten Kräften mit wl- 
d e n  Gehaltrangeboten zu verbinden, die ihm im Wettbewerb auf dem Arbeits- 
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markt erlauben, die relative Dringlichkeit seines Bedarfs geltend zu machen. 
Dies soll natürlich nicht bedeuien, da8 dem Staat mit seiner vergleichsweise 
souveränen Finanzkraft eine Vorzugsstellung auf dem Arbeitsmarkt eingeröumt 
werden dürfte. Ober die relative Dringlichkeit des Staatsbedarfs, der auch die 
Gehaltspyramide im öffentlichen Dienst in der Basis und in der Höhe anzu- 
passen wdre, muß in erster Linie politisch entschieden werden. Diese Entschei- 
dung ist auch wachstumspalitisch bedeutungsvoll als eine Entscheidung über die 
Qualität unserer Verwaltung und unseres Bildungswesenr Aus alledem folgt, 
da6 die Erhöhungen der Beamtengehälter im öffentlichen Dienst nicht in einer 
festen Relation zur durchschnittlichen Einkommensentwicklung in der Gesamt- 
wirtschaft stehen müssen. Die Frage, ob die Gehälter des öffentlichen Dienstes 
langsamer oder schneller steigen müssen, ist in dem hier beschriebenen ökono- 
mischen Sinn allein unter dem Gesichtspunkt der Entwicklung auf dem Arbeits- 
markt zu beanhvorten. 

139. Die Besoldung der Beamten wurde 1957 grundlegend neu geregelt. Von 
dieser Neuregelung ausgehend, haben wir, ohne zu untersuchen, welche 
Gehaltserhöhungen in der Folgezeit den Arbeitsmarktverhältnissen entsprohen 
hdnen -von Ukrlegungen dersozialen Angemessenheit wiederum obgesehen -, 
im folaenden anhand von Globalarößen die tats6chliche Einkommensenhvick- 
lung i& öffentlichen Dienst reit 1957 der ~ntwicklun~ der Einkommen aller ab- 
hdngig Beschäftigten in den übrigen Bereichen gegenübergestellt, weil sich in 
dieser Entwicklung die allgemeine Produktivitdtssteigerung, die Knappheit am 
Arbeitsmarkt und die Erhöhung des Preisniveaus widerspiegeln 

140. Für diese Gegenüberstellung kommen als Einkommensgrößen, in denen 
die Beamtenverdienste selbst nicht mitenthalten sind, zum Beispiel in Betracht: 

die Bruttolohn- und -gehaltsumme ie beschäftigten Arbeitnehmer 
ohne Beamte und Berufssoldaten, 

die Bruttolohn- und -gehaltsumme ie beschöftigten Arbeitnehmer 
außerhalb des öffentlichen Dienstes. 

141. Alle Einwönde, die gegen den Aussageweri dieser Durchschnittsein- 
kommen vorgebracht werden können, gelten grundsätzlich audi für die 
Durchschnittwerdienste der Beamten. Durch strukturelle Verlagerungen im 
Gehaltsgefüge kann das Durchschnittseinkommen der Beamten ebenso wie das 
der übrigen Erwerbstötigen auch bei unveränderim Lohn- und Gehaltssätzen 
steigen. In der privaten Wimchoft vollziehen sich solche Struktureffekte etwa 
in der Weise, da6 Arbeitskräfte zu Arbeitsplätzen mit höherem Einkommens- 
niveau wandern Dem entspricht eine sich wandelnde Besetzung der einzelnen 
Zweiae des Mentlichen Dienstes. Das Durchschnittseinkommen der Beamten 
wird Öuikrdem durch Veränderungen in der Besetzung der verschiedenen Dienst- 
altersstufen sowie durch den Trend zu einer höheren gehaltlichen Einstufung 
der verschiedenen Tätigkeiten beeinnu6t. 

Beim Vergleich der Steigerungsraten mv8 man beachten, daR sich die Be- 
soldungsreform in vielen Bundesländern erst im Jahr 1558 voll ausgewirkt hat; 
wir stellen daher der allgemeinen Einkommensenhvicklung seit dem Jahr 1957 
die Entwicklung der Bezüge der Beamten vom Durchschnitt der Jahre 1957 und 
1958 ausgehend gegenüber. 
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Tabelle 37 

Entwicklung der durchschnittlichen Bezüge der Beamten 
und vergleichbarer Einkommen 

2. Emerbs- und Vermögenseinkam- 
men der privaten Haushalte 
le Emerbstatiaen .............. I 1957 = 100 I 100 106.6 113.5 124,5 - 

I vH') I . +6,6 +6,5 +9,7 
3. Bruttolohn- und -gehaltsumme 

ie besch6fIioten Arbeitnehmer 

I iohne Bease und Berufs- 
soldaten) ...................... 

4. Bruttolohn- und -gehaltsumme 
je beschlftigten Arbeitnehmer 
(auBerhalb des öffentlichen 
Dienstes')) .................... 

5. Durchschn.BezOgederBeamten~*) .......... einschl. Verteidigung 

............. I ohne Verteidigung I 
1. Volkseinkommen je EmerbstStigen 

2. Erwerbs- und Vermögenseinkom- 
men der privaten Haushalte 
je Emerbstltigen .............. 

b Bruttolohn- und -gehaltsumme 
je bescheftigten Arbeitnehmer 
[ohne Beamte und Berufs- 
soldaten) ...................... 

4. Bruttolohn- und -gehaltsumme 
je beschlftigten Arbeitnehmer 
(auBerhalb des öffentlichen 
Dienstes')) .................... 

5. Durchschn.BezOge der Beamten')') .......... einschl. Verteidigung 

ohne Verteidigung ............. 

Ab IWO Bundispebbi einschl., vorher (und zum Vergldch tar 1W Ohm Saarland und üwrlln (Wesl). 
'1 Veründsiunp psgenilber dem Vorjahr. 3 Gsblet.LdrpersChafbn. Soxlalmrdcheiunp. Bundesbahn 

und Bundespon. ') Ohns Bslhilfen U. b 0) Veränderung pwenobsi dem Jshnsdurchachnlii 1951/5& 
b) VodIIVllpe Eipebnl.sa 

1957 = 100 
vH') 

1957 = 100 
vH') 

1957 = 100 
vH') 

1957s  100 
vH') 

1%7/58=100 
vH') 

1957/58=100 
vH1) 

1248 134,8 144,4 152,4 . +8,1 +7,3 +5,5 

124,6 135,4 l46,2 1548 . +8,6 +8,0 +5,8 

123,3 136.3 1493 158.4 . +10,6 +9,7 +5.9 

1M,2 1374 151,6 160,8 . +I08 +lO.l +6,1 

109,7 120,9 124.0 132,9 
+10.2 +9.6 +7,P 

11R6 18,7 126.3 135.6 . +IlP +P,9 +7,3 
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142 Man kann der Tabelle 37 entnehmen, daO in der Zeit von 19!3 bis 1963 

das Volkseinkommen ie Erwerbstätigen um 52,4 vH 
das Erwerbs- und Vermdgenseinkommen der privaten 

Haushalte je Erwerbstätigen um 54,8 vH 
die Brutiolohn- und -gehaltsumme je beschäftigten 

Arbeitnehmer ohne Beamte und Bervfssoldaten um 5BA vH 
die Bruttolohn- und -gehalnumme ie beschäftigten 

Arbeitnehmer außerhalb des affentlichen Dienstes um 60,8 vH 

gestiegen sind, während sich von 19!3158 bis 1963 

der Durchschnittsverdienst der Beamten 
ohne Verteidigung 
einschließlich Verteidigung 

erhöht hat. 
In den Durchschnitkverdiensten der Beamten sind die Beihilfen, die im öffent- 

lichen Dienst gezahlt werden, nicht enthalten. Die Summe dieser Beihilfen, von 
denen der gröi3ere Teil aui Beamte entfallen dlirite, hat zwar von 440 Mill. DM 
im Jahr 1957 auf750 Mill. D M  im Jahr 1963 zugenommen (ohne Bundesbahn und 
Bundespost); oui der anderen Seite aber fehlen in den Durchschnitkverdiensten 
der Arbeiter und Angestellten bestimmte Lohnnebenkosten mit Einkommens- 
eigenschoft, die statistisch nicht meßbar sind. 



Fünhes Kapitel: Reise und Geldweit 

Die Verbraucherpreise 

143. Einen Eindnick von den Preisbewegungen, mit denen das kräftige Wachs- 
tum des Volkseinkommens in der Nachkriegszeit verbunden war. vermittelt der 
Preisindex für die Lebenshaltung, den dos Statistische Bundesamt für eine Ver- 
brauchergruppe mit mittlerem Einkommen berechnet. Wir ziehen diesen lndex 
dem Preisindex für den Privaten Verbrauch vor. und m o r  nicht nur aus metho- 
dischen Gründen, sondern auch wegen der ~edeutung, die er in der öffentlichen 
Diskussion und vor allem bei Lohnverhandlungen erlangt hat. Tabelle 38 gibt 
einen Oberblick über den jährlichen Anstieg dieses lndex bis September 1964, 
bezogen auf verschiedene Warenkörbe. 

Entwicklung des Preisindexfür die Lebenshaltung 
mittlere Verbruuchergruppe') 

Ab lb3 Bunde.c+bH einsehl.. mihai ohne brlln (WeaU. mr lOlYL ohn Saarland. 

Jahr 

1950 
1951 
1952 
1853 
1954 
18.55 
1958 
1957 
1958 
1959 
1WO 
l9öl 
1862 
1963 

1WJan. 
bis Sept. 

- ~ ~- ~ ~~~ ~~ .~ ~~ . ~. 
') CPenonen-Arbeitnehmer-Haushalte maleien Einkommens des illeinverdiinenden Hauihalkror- 

stand". Labanshaiiungiiusgeb.n von rd. E4 DM monatllsh nach den VerbnuchsnrMltnlswn von I- 
(IOidleZeitr~n 1957 bis 1w mit bbenshenungsiuwabcn mn rd.5iüDM monatlich nach den Vubnushi- 
veihdltnlsun von 1- fPr diean dimi mit Lebnihaliunosauwiben von rd. Sm DM rnonat0ch nach den ~ - ~ - ~ . . 
veibisuchr*e&nniääm mn iowi~.  
.) Vom Juitlnischen Bundesamt rer8thntlicht. Indermihq zu der die mrrtehanden Originiiindiw 

..rerielM" wordsn sind. 
') Vennderung gegenober dsm Vorlihr. 
'I UmbMlM. 

Warenkorb ,.Verkeiietetl 

1950 Index') 

vH7 =100 
1 S62 1862 

=ioo 1 l 9  I vH1 I I =1m "H') 

100 4 9  . 78.8 100 
107,8 +7,8 . 84,9 107,8 +7,6 
110.0 +1,0 . 88.7 110,O +2,0 
108,l -1,7 . 85,l 108d -1,7 
108,2 +0,1 . 853 108.2 +0.1 
110,O +1,7 . 86,7 110.0 +1.7 
112,9 +2d . 88.9 1129 +2,6 
115,s +P9 97.9 . 80.7 115.2 +2.0 
119.0 +3.0 100 +?.I . 92,7 117.7 +2,2 
1247 +1,4 101,O +1,0 . 93.8 118,8 +I# 
123.0 +I# 102,4 +1,4 . W.9 1M,5 +1,4 
128.0 +2,4 105.0 +2.5 97.1 97.1 123.2 +23 . 108.7 +3,5 100 +;,o 100 128,9 +3.0 . 112,l +3,1 103.0 +3.0 103.0 1247 +3,0 

. . 114,7 +2,4 105,2 +2,3 1052 133,5 +2,3 

1950 
= t w )  vH3 



Pre;se und Geldwert 

144. Die hier wiedergegebenen MeOziffem der Preisenhwicklung, die die Ver- 
ändewngen des Geldwerts für die Verbraucher aufzeigen, legen - unabhängig 
von der Zusammensetzung des Warenkorbs - m e i  Fesktellungen nahe: 

a) Obwohl Bundesregierung und Bundesbank immer wieder in grundsätz- 
lichen Erklärungen der Stabilität des Preisniveaus und des Geldwertes 
genauso viel oder mehr Gewicht gegeben haben als derVollbeschäftigung 
und dem Wirkchaftswachstum, klafft hier eine Lüde zwishen Ziel und 
Wirklichkeit, die sehr viel größer ist und die auch durch weitherzige oder 
sophistische Auslegungen des Begriffs der Geldwertstabilität nicht zum 
Verschwinden gebracht werden kann. Offensichtlich ist Geldwedstabilität 
unter den politischen, soziologischen und institutionellen Bedingungen, die 
in der Bundesrepublik und im internationalen Wirkchaftsverkehr herr- 
schen, - wenn überhaupt - nur mit unkonventionellen Mitteln erreichbar 
und nur unter Preisgabe anderer Werte, Ziele oder Interessen. Hierin liegt 
wohl das Hauptdilemma der Wirkehaftspolitik in der Bundesrepublik wie 
in anderen Ländern. Wir müssen diesem Dilemma und allen seinen Kon- 
sequenzen nachgehen, weil das Gesetz aurdntcklich von uns verlangt, 
die Frage zu prüfen, wie die Stabilität des Preisniveaus gleichzeitig mit 
anderen Zielen erreicht werden kann. 

b) Seit Erreichen eines hohen Beschöftigungsstandes sind die Preise ständig, 
in den letzten Jahren sogar beschleunigt gestiegen. Damit gewinnt die 
These, daß unter den herrschenden Bedingungen Geldwertstabilität vor 
allem mit dem Vollbeschäftigungsziel in Konflikt steht, die größte Ober- 
zeugungskrait; sie wird durch andere Beobachtungen nicht widerlegt, 
entspricht der Alltagserfahrung auch in den Partnerländern und flndet in 
langfristigen Analysen der britischen und amerikanischen Verhältnisse 
eine Bestätigung. 

145. Ein Vergleich der MeOziffern (Tabelle 38) Iäßt deutliche Unterschiede 
erkennen. Der geringste Geldwertschwund ergibt sich beim Warenkorb des 
Jahres 1962, der größte beim Warenkorb des Jahres 1950. Dabei is t  zu be- 
achten, daß der Warenkorb einer mittleren Verbrauchergruppe als Wägungs- 
schema zugrunde liegt. Für die einkommensschwächeren Schichten war die 
Preissteigerung noch stärker. So ist der Preisindex für die Lebenshaltung eines 
2-Personen-Haushalk van Renten- und Sozialhilkempfängern (Warenkorb 1958) 
von 1958 bis 1963 um 138 vH und damit stärker gestiegen als der vergleichbare 
Preisindex für die mittlere Verbrauchergruppe (12,l vH). Die Erklärung für diese 
Untenchiede liegt darin, daß Lebensmittel, aber auch Dienstleistungen, die im 
Budget des Jahres 1950 und in den Lebenshaltungsausgaben der unteren Ver- 
braucherschicht ein verhältnismäßig großes Gewicht hoben, zeihveilig oder 
durchgängig mehr im Preis gestiegen sind als andere Verbrauchsgüter und als 
dauerhafte Konsumgüter, die teilweise sogar billiger geworden sind und die im 
Wägungsschema für 1962 und im Warenkorb der mittleren Verbrauchergruppe 
eine vergleichsweise grö0ere Ralle spielen. 

146. Hieraus können folgende Schlüsse gezogen werden: 

a) Für Haushalte, deren Einkommen über dem der mittleren Verbraucher- 
gruppe lag und liegt, ist der Geldwertschwund wohl geringer gewesen, 
sofern sie ihren Warenkorb angepaßt (zunehmendes Gewicht industriell 
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Sdiaubild 28 

aefertiater Gebrauchsaüterl und nicht im Interesse der Wahruna eines 

EINFLUSS DES WARENKORBWECHSELS 
AUF DE~( PREISINDEX FUR DIE LEBENSHALTUNG 

Log. M a l a b  1950.1958 b2w. 1%2= 100 

1 s  

im 

äusge$rochen konser&tiven Lebensstils konstant gehalten haben rgroßes 
Gewicht der Dienstleistungen und der arbeitsintensiv gefertigten Erzeug- 

115 

nisse), 

b) Wer seinen Warenkorb an die entwicklungsbedingten Veränderungen der 
Preisrelationen elastisch anpdt, kann der Geldentwertung, die sich bei 
konstantem Warenkorb zeigt, teilweise entgehen. Dies wird durch Schau- 
bild 28 verdeutlicht. Es zeigt, daß die vom Statistischen Bundesamt vor- 
genommene Anpassung des Wägungsschemas vom Warenkorb des Jahres 
1950 an den des Jahres 1958 und von diesem schlie0lich an den des Jahres 
1962 jeweils eine Verringerung des gemessenen Preisanstiegs bewirkt. Der 
Unterschied beträgt für die Periode von 1957 bis 1960 im Jahresdurch- 
schnitt etwa 0,6 vH und fiir die Periode von 1961 bis 1964 etwa O,3 vH. 
Hätte man das Wägungsschema in noch kürzeren Zeitabständen aktuali- 
siert, dann wäre der amtliche Preisindex für die Lebenshaltung noch etwas 
weniger gestiegen. 

C) Haushalte, die in höhere Einkommens- und Verbrauchergruppen aufstei- 
gen und ihre Konsumgewohnheiten den Einkommenserhöhungen anpas- 
sen, sind der Geldentwertung weniger ausgesetzt als Haushalte, die in 
ihrer Einkommensgruppe verbleiben und sich daher den geldwertgün- 
stigeren Warenkorb nicht leisten können. 

0 
4 
'~arenkoib 1950 

1957 1 1958 1 1959 1 1960 1 1961 1 1962 1 1%3 1 1964 
SR ald 1%4 Duckhniü  Jmum-Stplcinhr 
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l f f .  Ob die MeBziffem den Geldwekchwund für jene Gruppen, für die der 
betreffende Warenkorb repräsentativ isi, auch in Anbetracht der vielen Quali- 
tätsveränderungen richtig angeben, scheint bei dem Tempo des Wachstums und 
des technischen Forischritts, das die Entwicklung in der Bundesrepublik kenn- 
zeichnet, eine eminent wichtige Frage zu sein. Doch Iüßt sie sich immer nur 
subjektiv beantworten; denn nur der einzelne Verbraucher kann beurteilen, 
wieviel oder wiewenig ihm angebliche Qualitätsänderungen bedeuten, gemessen 
in Fonn eines Geldbetmges, um den die Preise nach unten (z. B. bei Qualitäh- 
verbesserung zu konstantem Preis) oder nach oben (z. B. bei Qualitähver- 
schlechtewng zu konstantem Preis] korrigiert werden mimten, damit der Index 
die (fiktive) hderung des Niveaus unter der Annahme konstanter QualiKit 
reflektiert. \lerbraucherbefragungen über den Wert von Qualitäkände~ngen 
wären iedoch wenig aufschlußreich, solange Verbraucher in ihrem subiektiven 
Urteil mehr durch Reklame beeinflu0t werden als durch Erfahmnaen oder durch " 
sachgemEiBe Aufllärung über die Eigenschaften der GMer. 

148. Was den Preisindex für die Lebenshaltung anlangt, den das Statistische 
Bundesamt veröffentlicht, so werden in ihn Korrekturen für Qualitätsänderungen 
laufend hineingerechnet. Allerdings gilt dies für nur ein Sechrkl des Waren- 
korbs (von 1963. Berürhichtigt man, duß der Warenkorb zum größten Teil 
(56 vH) aus Gütern und Diensten besteht, die nach bisherigen Erfahrungen nach- 
haltigen Qualitätsänderungen nicht unterworfen sind (Auskunft des Statistischen 
Bundesamtes), so verbleibt ein Viertel, bei dem Qualitätsänderungen vorkom- 
men können, aber nicht erfaßt werden oder sich nicht erfassen lassen. Wenn 
hier Qualitätsverbesserungen häufiger oder gewichtiger sind als Qualitätsver- 
schlechterungen, so übertreibt unser Preisindex für die Lebenshaltung den Geld- 
werischwnd. Auf der anderen Seite is t  zu bedenken, duß sich das Statistische 
Bundesamt bei den Qualitätsveränderungen, die es erfaBt und bewertet, vorerst 
noch weitgehend auf Urteile der Verkäufer stützen muO, die wohl Qualitäts- 
Steigerungen eher mehr und Qualitäkminderungen eher weniger bewerten, 
als dies von einem aufgeklärten Verbraucher zu erwarten ist. Soweit dies zutrifft, 
neigt der Preisindex für die Lebenshaltung dazu, den Geldwerischwnd zu unter- 
treiben. 

149. Im grohn und ganzen sind wir bei der Untersuchung des Preisindex für die 
Lebenshaltung und seiner Berechnungsgrundlagen zu dem Ergebnis gekommen, 
da0 man ihn ohne schwerwiegende Bedenken als konventionellen Ma0stab fiir 
die Geldwertentwicklung in der Bundesrepublik akzeptieren kann. Gelänge es, 
diesen Preisindex für eine mittlere Verbmuchergmppe - bei einer Revision des 
Wägungsschemas im Abstand von etwa drei bis vier Jahren - auch nur an- 
nahernd konstant zu halten, könnte das im Gesetz über die Bildung eines Sach- 
verständigenrates niedergelegte Ziel der Stabilität des Preisniveaus als erreicht 
angesehen werde- Obwohl wir nicht verkennen, da0 jede präzise Definition 
dieses Ziels auf einer Konvention beruht und vor allem dem Rechnung tragen 
mvß, was die Bevölkerung unter Geldwertstobilität versteht, können zumindest 
wir uns nicht dem beruhigenden Gedanken hingeben, Geldwerischwnd sei 
letztlich nur das, was der - unzulänglich aufgeklärte oder durch Qualitäts. 
reklame beeinflvßte - Verbraucher wirklich noch als Geldwekchwund emp- 
findet. 
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150. Zerlegt man den Gesamtindex in Teilindices für die üblichen Bedarfs- 
gruppen, so ergibt sich, da0 das Preisniveau in iedem Bereich gestiegen ist. 
Tabelle 39 zeigt dies für die Zeit seit 1957. 

Anstieg des Preisindex für die Lebenshaltung 
[Warenkorb 1958) 

September 1957 bis September 196-4 
in vH 

a] Von der Gruppe .Getränke und Tabak' abgesehen, war der Preisanstieg 
bei .Hausrat' am geringsten. Bemerkenswert ist nur, daB er für die untere 
Verbrauchergruppe doppelt so groB war wie für die mittlere. 

b) Der überdurchschnittliche Preisanstieg bei .Bildung, Unterhaltung und Er- 
holung' erklärt sich sehr einfach daraus, da0 hier der technische Fort- 
schritt verhältnismäl3ig wenig Chancen für gr&e Produktivitätssteige- 
rungen eröffnet hat, die Kosten ie Produkteinheit daher nur wenig hinter 
dem Anstieg der Naminallöhne zurückgeblieben sind und die Obewäl- 
zung der höheren Kosten auf die Preise nicht durch einen Nachfrage- 
mange1 behindert, sondern durch eine hohe Einkommenselastizitöt der 
Nachfrage erleichtert worden ist. In Teilbereichen, die einem kräftigen 
Nachfragesog ausgesetzt waren, sind die Preise wahrscheinlich noch 
stärker als die Kosten gestiegen. 

C) Die Erhöhung der Wohnungskosten hängt einerseits mit der shifenweisen 
Freigabe der Mieten zusammen, andererseits mit der Zunahme der Grund- 
stüdts- und Baupreise. G erscheint als ein Widerspruch, daB die öffent- 
liche Hand, während sie durch die Förderung des Wohnungsbaus zur Aus- 
weihing der Nachfrage nach Bauleishingen erheblich beitrug, nicht gleich- 
zeitig auch auf die Ausweisung und ErschlieBung von ausreichendem 
Wohnsiedlungrgelände hinwirkte. Die Baupreissteigerung ist das Ergebnis 
iahrelanger Oberhitzungsencheinungen im Bereich der Nachfrage bei 
begrenzter Elastizität des Angebots (Schaubild 13). Im Laufe der Jahre ent- 
stand dabei die Erwartung, daB die Baupreise immer weiter steigen wer- 
den; sie verstärkte den ProzeB in einem Mo&, für das der Ausd~ck In- 

Bedarisgruppe 

Gesamtlebenshaltung .......................... 
Wohnung .................................... 
Bildung, Unterhaltung und Erholung ............ 
Verkehr ....................................... 
Reinigung und Korperpflege .................... 
Ernehrung ..................................... 
Heizung und Beleuchtung ...................... 
Bekleidung ................................... 
Hausrat ....................................... 
Getrainke und Tabak ........................... 

Mittlere I Untere 

Verbrauchergruppe 

17,l 188 

41 ,O 42,4 
27,4 278 
24,O 
173 17,l 
158 15.8 
15.8 las 
14,s 14,s 
5.2 11.1 
2.0 0,8 
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Sdiaubild 29 

Oation nicht übertrieben ist. So ist ein beachtlicher Teil der öffentlichen 

- 
ENTWICKLUNG DES WZIUPRODUKTS, DER ERZEUGER- UND [KR VERBRAUCHERPREISE 

U Yuandump ~ ~ m ü t e f  den Voriai in vH M 

Förderungsminel nicht den Wohnunguuchenden zugute gekommen, son- 
dern den Anbietern knapper Grundstücke und Bauleidungen. 

~NnOsozialPmd~kt in Picisa von 19W 1) 

A 

151. In welchem Maße der Anstieg der Lebenshalhingrkosten von der Entwick- 
lung der öffentlich festgesetzten oder beeinflußten Preise bestimmt war, 16ßt 
sich mit hinreichender Genauigkeit nicht obrchähen. Das Ergebnis hängt sehr 
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Die Verbraucherpreise 

davon ab, ob wichtige Güter, deren Preise zum Teil öffentliche und zum Teil 
private Kostenelemente enthalten, der einen oder anderen Gruppe zugeordnet 
werden. Das Problem der richtigen Zurechnung is t  objektiv nicht losbar, können 
doch Preiserhöhungen der Nachfrageentwicklung ebenso wie der Kostenentwick- 
lung zugerechnet werden. Im Rahmen der Kostenentwicklung körnen unaus- 
geschöpfte Rationalisierungsmöglichkeiten ebenso wie gestiegene Material- 
preise eine Rolle spielen. So ist es auch eine offene Frage, inwieweit der Preis- 
anstieg bei verarbeiteten Nahrungsmitteln auf Preisstiitzungsmafinahmen fJr 
wichtige Agrarerzeugnisse beruht. Im übrigen ist selbst bei den allein von der 
Öffentlichen Hand bestimmten Preisen, z. B. bei offentlichen Verkehrstarifen, zu 
bedenken, da0 sie in der Regel nicht willkürlich erhöht worden sind, sondern 
von Zeit zu Zeit der Kostenentwicklung angepai3t werden mvßten, weil der Pro- 
duktivitätsforkchritt nicht mit den Lohnerhöhungen in Qbereinstimmung gebracht 
werden konnte. Auch hier gibt es allerdings Ausnahmen So nutzen öffentliche 
Stellen aeleaentiich ihre Monooolmacht. um Preiserhöhunaen vorzunehmen. die - 
mit der Kosienentwick~vn~ nichi zu rechiertigen sind. 

Im allgemeinen wird jedoch nicht genagend bedacht, da0 Lohnerhohungen, 
die in Bereichen mit groOen Produktivitäisforkchritten gewahrt werden, spater 
oft dazu führen müssen, dai3 dieienigen Unternehmen des öffentlichen wie der 
privaten Sektors ihre Preise erhohen, die nur unterdurchschnittliche Produktiii- 
täkfortschritte erzielen können, in der Lohnentwicklung aber Schritt halten 
m0ssen. 
152 In &r Ofkntlichkeit ist avßerdem weithin der Eindruck entstanden, da0 
ein nicht unwesentlicher Teil der Geldentwerhrng - gemessen an den Preisen für 
die Lebenshaltung - nicht auf den Anstieg der Erzeugerpreise, sondern oui 
einen Anstieg der Spannen für die Leistungen des Handels zuriidrzuführen sei. 
Tatsächlich ist eine Ausweitung der Handelsspannen als allgemeine Entwicklung 
iedoch kaum nachweisbar. Die Gegenüberstellung vergleichbarer lndexreihen 
für die Erzeuaer- und Verbraucheroreise industrieller Produkte läßt im aroßen 
und einZen znen Gleichlauf der biiden Reihen erkennen (Tabelle U)). Be;' land- 
wirtschaftlichen Erzeugnissen zeigt sich allerdings ein weniger klares Bild 
(Tabelle 84 im Anhang). 

Tabelle U)  

Indices') industrieller Erzeugerpreise 
für Verbrauchsgüter und entsprechender Verbraucherpreise 

1953- 1Ul 

Ab 1- BundewebH ohm Beilln. vorher Bundetgebiei ohne Jurluid und Bailln 
') W1munmw8ch.nu tOYL 

W 

Jahr 

1951 
1958 
1959 
1960 
1981 
1962 
1963 
1964 1. Hj. 

Erzeugerpreise Verbraucherpreise 

89,Q =,4 
100 1W 
89,O 89C 

100.7 1 ~ ) s  
1CnP 102.7 
105,7 105,4 
106,9 107,l 
1078 108,9 
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Der zykiixhe Vedauf der Preiwrnhviddung 

153. Betrachtet man die jährlichen Veränderunguaten des realen Sozialpro- 
dukts a d  der einen und die Preisindices für die lndustrierzeugnisse und die 
Lebenshaltung auf der anderen Seite (Schaubild B), so wird deutlich, da0 die 
Preisbewegungen einem ahnlichen Rhythmus unterworfen sind m'e die Wachs- 
tumsraten des realen Sozialprodukts. Am störksten ist die Obereinstimmung mit 
dem Wachstumszyklus bei den industriellen Erzeugerpreisen. 

. 1% Der Anstieg der industriellen Erzeugerpreise war relativ am grö0ten - 
verglichen mit der Entwicklung vorher und nachher- von Herbst 1950 bis Milte 
1951, von Mitte 1954 bis Mitte 1956 und von Herbst 1959 bis Ende 1961, d. h. in 
Zeiten, in denen auch die lndustrieproduktian besonders kräftig zunahm (Schau- 
bild 30). Dabei lagen - abgesehen von der Normalisierung nach der Korea- 
Hausse - die oberen Wendepunkte (zu rücklädiger oder verlangsamter Preis- 
entwicklunal und die unteren Wende~unkte [zu beschleuniatern Preisanstieal ie- 
weils ein b:; mehrere Monate nach den wendepunkten de;~roduktionsenfwi&- 
lung. Die Preisentwicklung folgte also der Produktionsentwicklung nach. 

155. Der Rückgang der industriellen Erzeugerpreise nach der Korea-Hausse 
war noch recht kräftig, die Preissenkung nach dem Boom von 1955, die von der 
Suezkrise unterbrochen wurde, ist ebenfalls noch deutlich erkennbar; dagegen 
hat sich die Verlangxlmung des industriellen Wachstumsprozesses nach 1960161 
kaum noch in  den Erzeugerpreisen niedergeschlagen. Offenbar kann man heute 
einen merklichen Rückgang der industriellen Erzeugerpreise selbst bei einer 
fühlbaren Verlangxlmung des Wachstums nicht mehr ohne weiteres erwarten. 

156. Seit Erreichen der Vollbeschäftigung (19551%) vermindert sich die Lohn- 
Steigerung nicht mehr in dem MaOe, wie die Steigerung der Arbeitsproduktivität 
nachläfit, wenn die Nachfrageexpansion einmal unzureichend ist. So ging die 
Rate der Produktivitätssteigerung in der Industrie von 7,9 vH 1960 auf 6,6 vH 1963 
(1961 : 4,9 vH, 1962: 7 3  vH) zurück, während sich der Anstieg der Lohnsumme je 
geleistete Arbeitersiunde nur von 9,9vH (1960) ouf 7,6 VH (1963) verringerte, und 
auch dies erst, nachdem er zuvor noch bis a d  102 vH (1961) und 113 vH (1962) 
zugenommen hatte. 

19. Im Gegensatz zum lndex der industriellen Erzeugerpreise ist der Preis- 
index für die Lebenshaltung - als Jahresdurchschnitt berechnet - nur einmal, 
und zwar in der Periode nach der Korea-Hausse, gesunken. In den Jahren 1957 
bis 1959verlangsamte sich der Preisanstieg nur, wahrend der lndex der Erreuger- 
preise industrieller Produkte zurückging. Vergleicht man den zyklischen Verlauf 
der beiden Indices, so zeigt sich eine ziemlich gute Obereinstimmung bis 1955 
(Schaubild 31). Außer in der Hochkoniunkbr 1959160 stiegen danach die Preise 
für die Lebenshaltung stets stärker als die Erzeugerpreise industrieller Produkte. 
1960 konnten die lndustriepreise vorauseilen, weil der Lohnerhöhungsspielraum, 
der mit dem starken Wirtschaftsauhchwung entstanden war, erst ab 1961 von 
den Gewerkschaften voll ausgeschöpft wurde (Lohn-lag). Auf Grund der kräfti- 
gen Steigerung der Masseneinkommen nahm dann auch die Verbrauchernach- 
frage so stark zu, da0 in grö0erer Breite Preiserhohungen durchzusetzen waren. 

158. Ob der bisherige Geldwertschwund mehr auf einem Nachfragesog be. 
ruhte 01s auf einem Kostendnick; ob ein etwaiger Kostendruck mehr ouf die Ver- 



Der zyklische Verlauf der Preisenhvidrlung 

Schaubild J) 

INDUSTRIELLE PRODUKTION UND INDUSTRIEUE EREUGERPREISE 

Indei du Ernutelpnia inbdiells Prodi*te 
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teuerung von Kostengutem - und auf die Unterlassung möglicher Preissenkun- 
gen -zurückging als auf einen Lohndruck; und in welchem MaRe ein etwaiger 
Lohndruck Ndiis anderes war als die Folge eines zunehmenden Arbeiiskrüfte- 
mangels: diese Fragen, die s i h  auidrängen, lassen sich aus methodologixhen 
Gründen nicht so einwandfrei beantworten, daR kein Zweifel an der Obiektivität 
der Aussagen bliebe. Abgesehen dwon wird iede Zurechnung einerGeldent- 
Wertung auf Ursachen im Inland zu einem h6chst fragwürdigen Unterfangen, 
solange das Land so stork in die internationale Wirtschaft integriert ist wie die 



Preise und Geldwert 

Sdiaubild 31 

Bundesrepublik und dabei immer wieder zu übermäßigen außenwirtschaftlichen 
Oberschüssen neigt. Ohne zu übertreiben wird man sogen können, da8 die 
Hauptquelle des Geldwertschwunds in unseremFalleinder AuOenwirtschaftliegt. 

Die Geldmrtenhnddung seit 1950 im internationalen Vergleich 

159. Ebenso wie in der Bundesrepublik kann auch in anderen Ländern ein Geld- 
entwertungszyklrn beobachtet werden. Besonders ausgeprägt ist die Uberein- 
stimmung zwischen Ländern, die einander benachbart und die wirtschaftlich eng 
miteinander verfiochten sind. Dies zeigt eine Darstellung der Veränderungsraten 
der Indices der Verbraucherpreise in den EWG-Löndern, der Schweiz, Groh  
britannien und den Vereinigten Staaten (Schaubild 32). Zwar ist die Grbße der 
Ausschläge, die bexhleunigten und verlangsamten Preisanstieg und manchmal 
sogar Preisrückgang anzeigen, von Land zu Land sehr unterschiedlich. Trotzdem 
wird deutlich, daß die Geldentwertung im großen und ganzen und auf Iangere 
Sicht international oberwiegend synchron verläuft. Vermutlich wäre die Ober- 
einstimmung noch augenfälliger, wenn man !um Vergleich Preisindices der Indu- 
striegüter, die nur in seltenen Fällen reine Binnengüter sind, verwenden könnte. 
Solche lndexreihen werden iedoch in den meisten Ländern nicht erstellt. 

160. Dieselben Tatsachen und Zusammenhänge, die im Zuge des Wiederad- 
baus der Weltwirtschdt die koniunkturpolitische Autonomie der einzelnen 
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Volkswirkhaften begrenzt haben und damit eine internationale Konjunktur- 
gemeinschaft enktehen ließen, sind auch dafür bestimmend, daß wieder, wie 
schon zu Zeiten der Goldwährung, eine Reihe von Ländern eine Geldwert- 
gemeinschaft bildet. Zum Unterschied von der Goldwährung alten Stils leidet 
das heutige System, das auf dem Abkommen von Bretton Woods beruht, zwar 
nicht unter der Gefohr gelegentlicher Deflationen, dafür aber unter der Möglich- 
keit, daß die verantwortlichen offentlichen Instanzen und die Sozialpartner in 
den Teilnehmerlendern Nachfrage- oder Kosteninflationen herbeiführen oder 
zumindest doch zulassen kamen, ohne daß dies sofort schwere Nachteile für die 
internationale .Liquidität des Landes oder für den Beschaftigungsstand nach 
sich zieht. 

161. Bei freiem Handel, beier Konvertibilität und festen Wechselkursen über- 
trägt sich das inflatorische Ungleichgewicht eines Landes auf seine wichtigsten 
Partnerländer. Deren Preisniveau erfährt einen unmittelbaren Auftrieb dadurch, 
daß die lmportpreise (wegen der Verminderung oder Verteuerung des ausländi- 
schen Angebots) und die Exportpreise (wegen der ausländischen Mehrnachfrage) 
steigen. sofern nicht das inländische Angebot sehr elastisch ist. Leisbngsbilonz- 
bedingte Liquiditätserhöhungen in den infizierten Lieferländern sind das mone 
täre Aquivalent dieses Vorgangs. Daran können sich weitere inflatorische Pro- 
zesse anschließen, wenn die Produzenten in den Lieferländern zusätzliche Inve- 
stitionen vornehmen, die von den liquide gewordenen Banken leicht finanziert 
werden kännen. Bei all diesen Vorgängen können deflatorische Hemmnisse für 
Kostenauftriebstendenzen im Inland abgebaut und spiralenförmige Kosten- 
Preis-Bewegungen in Gang gesetzt werden. So exporiieren die in der Geld- 
schb~hing führenden Länder Unstabilität. indem sie die betroffenen Partner- 
Iänder v~ranlassen, durch die gütermäßig-e Bedien~ng der ausländischen Geld- 
schöpfung ebenfalls ihre Stabilität aufzugeben. 

162 Die heutige internationale Währungsordnung geht mit Ländern, die nur 
geringe monetäre Disziplin üben, sehr milde um, zumal Vereinbaningen über 
gegenseitige Kredithilfen dafür sorgen, daß Intlationrländer auch die Sanktionen 
kaum mehr zu fürchten brauchen, die die internationale Spekulation sonst ohne 
Zögern gegen sie verhängen würde. Da das Ziel der Geldwertstobilität im heuti- 
gen internationalen Wäh~ngssystem nirgendwo institutionell verankert ist, bleibt 
es immer nur dem Lauf der Dinge, den Diskussionen im Rahmen der internatio- 
nalen Zusammenarbeit und damit letztlich auch politischen Kräften überlassen, 
die N o n  festzulegen, das heii3t zu bestimmen, welche Länder in inflatorischer 
Richtuna .sündigen'. Ebenso entscheidet in der Praxis oft die Mehrheit und nicht 
ein strenges Prinzip, wann es gerechtfertigt ist, einem Land mit Zahlungsbi anz. 
Überschüssen expansive Maßnahmen im Sinne einer Politik des guten Gläubiger. 
verhalkns - .aood creditor ~ol icv'  - nahezuleoen. Unter diesen Umständen 
und angesichkder~akache, daß die meisten~ändG- iedenfallsinder Praxis - 
die Stabilität des Preisniveaus nicht für ebenso wichtig halten wie Vollbeschäfti- 
gung und Wachsbm, ist es nicht verwunderlich, daß die Geldwertgemeinschoft 
des heutigen Währungssystems praktisch eine Geldentwertungsgemeinschaft 
darstellt. Schaubild 33 zeigt, daß unter unseren wichtigsten Handelsparlnern nur 
wenige waren, in denen auch nur für kurze Zeiträume das Preisniveau (gemessen 
am Preisindex der letzten inländischen Verwendung) einmal unter das des ie- 
weiligen Voriahres gesunken ist. In den letzten Jahren zeichnete sich sogar die 
Tendenz ab, daß die iährlichen Preissteigerungsraten eher noch zunehmen. 
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Schaubild 33 

Hieran wird sich wenig ändern, solange invielen Ländern die expansiven Krofte 
auf der Nachfragereite und bei der Lahnfindung überwiegen, eine wirksame 
Einkommenspolitik dort nicht moglich und das Ziel der Geldweristabilität nicht 
zum konstituierenden Prinzip der internationalen Wäh~ngsordnung erhoben ist. 

163. Die Vollbeschäftigungspalitik, die das heutige ~ährungssystem selbst bei 
einem Kostendruck ermöglicht, und der internationale Beistand im Falle von 
Zahlungsbilanzkrisen haben andererseits wesentlich dazu beigebogen, daß der 
heutige Stand der weltwirtschaftlihen Integration erreicht werden konnte. Auf 
Grund der Erfahrungen der Weltwirhdiaftskrise hat das Vollbeschäftigungsziel 
in vielen Ländern den Vorrang vor dem der Stabilität des Preisniveaus erlangt. 
Für diese Länder ist deshalb allein eine Währungsordnung annehmbar, die es 
ihnen gestattet, wirischafkpolitische Zielkonflikte zugunsten der Vollbeschäfti- 
gung - und eines möglichst kräftigen Wachstums - zu entscheiden. Bei festen 
Wechselkursen bedeutet dies fi)r die anderen Länder, dai3 auch sie auf die Dauer 
inflatorische Preissteigerungen hinnehmen müssen; dem k6nnen sie sich nur ent- 
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ziehen, wenn sie dem .souveränen Recht des Staates auf Inflation', das ihre 
Pariner autonom in Ampruch nehmen, ihr Recht auf Bestimmung der eigenen 
Währungsparität entgegensetzen. 

164. Wenn hier die Akzente anders gesetzt sind, als es den AufFassungen der 
für die Währungspolitik verantwortlichen Instanzen in der Bundesrepublik ent- 
sprechen mag, so liegt der Grund nicht darin, da0 der Sachventändigenrot die 
Vorteile einer internationalen Integration bei festen Wechselkursen, aber auch 
bei monetärer Disziplin der Teilnehmerländer, etwa verkennen würde; der 
Sachverständigenrat ist jedoch einem Gesetz unteworien, in dem lntegration 
bei festen Wechselkursen nicht als Ziel genannt ist, wohl aber die Stabilität des 
Preisniveaus, die im Rahmen eines Systems fester Wechselkurse erfahrungs- 
gemäO gefährdet ist. 



Sechster Kapitel: Die Finanzierung des wimchahlichen Wachstums 

Geld- und KreditmaAi 

165. Das Wachstum des Geldvolumens folgt auf längere Sicht dem Wachstum 
des Bruttosozialprodukts. Von 1951 bis 1963 erhohte sich das Bruttosozialprodukt 
um 203 vH, das Geldvolumen, hier der Bargeldumlauf außerhalb der Kredit- 
institute und die Sichteinlagen inländischer Nichtbanken ohne die Einlagen 
öffentlicher Stellen bei der Bundesbank, um 220 vH. Gleichzeitig is t  der Anteil 
des Bargeldumlaufs am Geldvolumen wegen der Emeiterung des bargeldlosen 
Zahlungsverkehrs von 445 vH auf 37,6 vH zurückgegangen. 

166. Die Zunahme des Geldvolumens ist jedoch nicht genau dem zyklischen 
Verlauf des Wachstums gefolgt, weil das Wachstum nicht nur durch Vermehrung 
des Geldvolumens (Geldschöpfung], sondern auch durch häufigere Disposition 
über vorhandene Bankguthaben finanziert wird (erhöhte .Umlaufsgeschwindig- 
keit' des Geldes). Die Wirtschaft kommt also bei beschleunigtem Wachstum 
vorübergehend mit einer im Vergleich dazu geringeren Ausweitung des Geld- 
volumens aus. Verlangsamt sich das Wachstum, werden Enatzbexhafingen 
hinausgeschoben und Gewinne nicht sofort wieder investiert, so verlangsamt sich 
der Geldumschlag. In jüngerer Zeit (etwa seit 1960) sind die Schwankungen der 
Umlaufsgeschwindigkeit geringer geworden; hierin zeigt sich, wie autonom 
die Wirtschaft im Hinblick auf die Geldversorgung geworden ist (vgl. Schau- 
bild 34). 

167. Die Versorgung mit Zentralbankgeld beruhte in der Hauptsache auf dem 
Umtausch von Devisen, in geringerem Maße auf Krediten an die öffentliche 
Hand; den kleinsten Anteil haben Rediskont- und Lombardkredite. Das gesamte 
von 1951 bis 1963 zusätzlich geschaffene Zentralbankgeld ist per Saldo gegen 
Devisen in die Wirkchaft geflossen. Dies is t  der monetäre Ausdruck unseres 
exportorientierten Wachstums und der Zahlungsbilanzüberschüsse, die sich da- 
bei ergeben haben. 

1 Ohne den Zufluß an Devisen hätten die Kreditinstitute in weit g60erem 
Ausmaße, als es inder Vergangenheit geschehen ist, Wechsel rediskontieren 
müssen und weniger Geldmarktpapiere von der Bundesbank übernehmen kön- 
nen. Die deutschen Kreditinstitute hatten Ende 1963 nur 2.8 vH ihrer kurz- und 
mittelfristigen A~sieihungen bii der Zentralbank refinanziert (gegenüber ehva 
24 vH in Frankreich, 12 vH in Italien, 9 vH in Belgien-Luxemburg). 

169. Angesichts der hohen Exportüberschüsse und der Belebung der Binnen- 
konjunktur 1963164 hat die Bundesbank ab Mdrz 1964 versucht, mit Hilfe ver- 
feinerter geldpolitischer Instrumente den Liquiditötszufld aus dem Ausland zu 
beeinflussen - anders und unter günstigeren Umständen als im Jahr 1960. 

170. Seit dem Kurswechsel im November 1960 hat die Bundesbank den Diskont- 
satz stufenweise auf 3 vH zurückgenommen und von diesem klassischen Mithl 
der Geldmarktpolitik danach nicht wieder Gebrauch gemacht, sodaß der Tages- 



Die Finanzierung des wirfsdiofflidien Wadidumr 

Sdioubild 34 

geldsatz seither um diese 3 vH schwankte. Vornehmlich unter dem Druck hoher ; 
Liquiditätszufiüsse aus Transaktionen mit dem Ausland (Kapitalimporte und Aus- ; 
fuhrüberschüsse) lag der Geldmarktzins häufig -von Mitte 1963 bis März 1964 
sogar beständig - unter dem Diskontsatz, mehrfach auch unter 23 vH. Seither 
hat sich das Bild umgekehrt. . 
In. Die Ankündigung einer Kapitalertragsteuer auf Ertröge aus festverzins- 
lichen Wertpapieren im Besitze von Gebietsfremden im März 1964 unterbrach 
den Import langfristigen Kapitals und lief3 im April und Mai 1964 sogar netto 
820 Mill. DM abfliden. Gleichzeitig konnte die Bundesbank mit der Wiederauf- 
nahme der Swap-Geschäfte für USSchatzwechsel (Deport ab März 03 vH, ab 
Juli 0.25 vH) den Geldexport kräftig anregen. Die Bundesbank treibt auf diese 
Weise gleichsam Offenmarktpolitik in USSchatmechseln. Der Geldimport 
wurde auch dadurch gebremst, daß die Bundesbank die Mindestreservesätze für 
Einlagen Gebietsfremder bis zur gesetzlichen Hochstgrenre erhoht hat. Die Wir- 
kung dieser Mdnahme wurde durch die seit Mai 1961 gültige Kompensations- 
regelung erhöht, die es den Banken gestattet, Guthaben und Geldanlagen im 
Ausland von den rese~epflichtigen Verbindlichkeiten abzuziehen. 
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Geld- und Kredifmarki 

172 Zum 1.Augurt 1964 wurden die Mindestreservesätze auch für Inlands- 
verbindlichkeiten erhöht und gleichzeitig die Rediskontkontingente mit einer 
KOrzungsklausel versehen, wonach zusätzliche Kredite aus dem Ausland auf die 
Rediskontkontingente angerechnet werden. Seither ist  der Satz für Tagesgeld 
[im Monotsdurchschnitt) nicht mehr unter 35  vH gesunken. Er lag Ende September 
sogar bei 4,O vH. Mit der Erhöhung der Mindestreservesötze nahmen die tatsäch- 
lich gehaltenen BarreSewen der Kreditinditute bei der Bundesbank im August 
1964 um 1 2  Mrd  DM zu (davon weniger als 200 Mill. DM auf Grund erhöhter 
reserve~flichtiaer Einlaaenl. Die Wirkung der Restriktionsmaßnahmen war 
durchgieifend;obwohl Ge die ~reditinstitute bei hohem Liquiditätsniveau irden; 
die L;quidit6tsrtserven der Banken in Form von in ländih-n Schatzwechseln und 
unverzinslichen Schatzanweisunaen sowie von Guthaben und Geldrnarktanlaaen 
im Ausland betrugen im Mai 19& 10.5 Mrd. D U  Die Guthaben öffentlicher &I- 
len bei der Bundesbank gingen zwar im August saisonüblich zurlick, erreichten 
dann aber wieder Ende September mit 63 Mrd. DM eiwo den gleichen Stand wie 
Ende September 1963. AuDerdem floO im August und September 1964 aus Trans- 
aktionen mit dem Ausland kaum noch Liquidität zu. Die Banken muDten daher 
zum Liquiditätsausgleich in grdOerem Umfang Geldmarktpapiere abstoi3en und 
auf ihre Rediskontkontingente zurückgreifen. In den ersten zwei Monaten, die 
der venchörften geldpolitischen Restriktion folgten, wurden die Engagements in 
inländischen Sdiatzwechseln und unverzinslichen Schatzanweisungen um 
1 ,BMrd. DM zurückgenommen, wobei allein der Bestand an Mobilisierungstiteln 
von gut 3.5 Mrd. DM Ende Juli auf 25 Mrd. DM Ende September fiel. Die Wech- 
selkredite bei der Bundesbank nahmen in derselben Zeit um rd. 900 Mill. DM zu 
und erreichten damit in der dritten Septembemoche den Wert von 4 Mrd. D U  
Die Liquiditäkreserven der Kreditinstitute in Form von inländischen Schatzwedc 
seln und unverzinslichen Schatzanweisungen sowie von Guthaben und Geld- 
rnarktanlagen im Ausland betrugen Ende September nodr 7,9 Mrd. DM, wobei 
die Auslandsanlagen im dritten Vierteljahr noch etwas zugenommen haben. 
173. Anders als 196i) erleichterte die Entwicklung auf den auslöndischen Geld- 
märkten diese Restriktionspolitik. Während sich 1963 die Sötze für Tagesgeld 
am Euro-Dollar-Markt meist zwischen 3,O vH und 35 vH bewegten, liegen sie 
seit M6rz 1964 bei 4 vH (London Dezember 1963 3,O vH, März 1961 3,8 vH, Sep 
tember 1964 3,9 vH; Schatzwechselrate New York im Januar 1963 2,9 vH, st i t  
Ende 1963 um 3.5 vH). 
174. Unterstützend wirkten auch die Gelddispositionen des Bundes. Durch den 
Vollzug der öffentlichen Haushalte konnen sich aber die öffentlichen Guthaben 
bei der Bundesbank sehr rasch wieder vermindern, was den Banken einen erheb- 
lichen ZufluO an Liquidität bringen würde. 
175. Ebenso wie das Geldvolumen ~f legt  das Volumen der kurzfristigen Bank- 
kredite im oligcmcincn entsprechend dek Wachstum des ~ozialprodÜkts ZUZU- 
nehmen. Von 1951 bis 1963 stieg das Bruttosozialprodukt um 203vH.dasVolumen 
der kurzfristiaen Kredite einschliet3lichSdiatzwadisel und unvcrzinslichen Schatz- 
anweisungen'(ohne ~obilisiekn~stitel) um 225 vH. Im Konjunkturablauf schwan- 
ken die Zuwachsraten der kurrfristigen Kredite allerdings stärker als die des 
Sozialprodukts. In der Regel nehmen in Zeiten verstärkten Wachstums die kurz- 
fristigen Kredite mit einer gewissen Verzögerung überproportional zu, während 
anschlie8end bei langsamerem Wachmim eine Konsolidierung durch mittel- und 
langfristige Kredite erfolgt 



Die Finanzierung des wirtsdiaftlidien Wachstums 

176. Auch im Aufschwung 1963164 - und länger als 1959I60 - sind die kurz- 
fiistigen Kredite an Wirtschaftsuntemehmen und Private, gemessen am Wachs- 
tvm des Sozialprodukts, zunächst nur unterproportional ausgeweitet worden. 
Erst seit dem Sommer 1964 hat sich diese Enhvicklung gewandelt. Wie meistens 
bei Beginn eines Aufschwungs - und diesmal offenbar noch mehr als früher - 
waren die Unternehmen to  liquide, daO sie einen groOen Teil der inländischen 
Geschäftsausweitung zunächst durch Rückgriff auf vorhandene Guthaben finan- 
zieren konnten. In solchen Phasen erlauben die vorhandenen Belegschaften, 
Kapazitätsreserven und Lagerbestände zudem in vielen Unternehmen eine Um- 
satzsteigerung ohne zusätzliche Investitionen, so daß hier aus erwirtschafteten 
Abschreibungen und Gewinnen zunächst sogar Kredite zurückgezahlt werden. 
Ahnlich hat sich auch die Tatsache ausgewirkt, daß der Anteil der Ausfuhren an 
der Konjunkturbelebung anfangs sehr hoch war; die kurzfristige Vorfinanzie- 
rung des Exportabsatzes erfordert im allgemeinen einen geringeren Kredit- 
bedarf als der Absatzweg über mehrere Handelsstufen im Inland. 

177. Die Zinssätze für kurzfristige Kontokorrentkredite entsprechen gegen- 
wärtig etwa denen des Auslandes (Frankreich 6 bis 9 vH; Großbritannien 6 bis 
8 vH); die Hächmätze in Deutschland betragen für zugesagte Kredite 7% vH, bei 
Oberziehungen 9 vH; die Kosten für Akzeptkredite liegen mit 6% vH darunter. 

178 Unser Kreditsystem kann grundsätzlich jeden wachstumsbedingten Kredit- 
bedarf der Wirtschaft befriedigen, solange nicht die Bundesbank - mit Rück- 
sicht auf Geldwertstabilität und auBenwirtschaftliches Gleichgewicht - zu 
restriktiven Maßnahmen gezwungen ist. Unsere Währungsreserven sind heute so 
hoch, da0 - entgegen einer oft geäderten Meinung - selbst ein erheblicher 
Devisenverlust die Bundesbank nicht ohne weiteres zu restriktiver Politik zu ver- 
anlassen brauchte; es sei denn, es zeichnete sich darin ein chronisches fundamen- 
tales Ungleichgewicht der Zahlungsbilanz ab, nun freilich mit umgekehrten Vor- 
zeichen. Damit wäre aber nur dann zu rechnen, wenn der inflatorische ProzeO 
in der Bundesrepublik rascher fortschritte als in den Partnerländern. Die Ge- 
fahren für die Zukunft liegen jedoch wohl mehr darin, daO erneut inflatorische 
Siörungen vom Ausland ausgehen könnten, denen gegenüber auch das verfei- 
nerte geldpolih'sche Instmmentarium der Bundesbank kaum wirksamer wäre 
als 1960. 

Kapitalmarkt 

179. Für die Aufgabe, die Sachvermögensbildung (Nettoinvestitionen] und die 
Ersparnis zusammenzubringen, soweit diese personell auseinanderfallen, sind 
die Kreditinstitute von zentraler Bedeutung. Insgesamt müssen Sachvermögens- 
bilduna und wrsänliche Verrnö-aensbildune (En~arnis'li unter Berücksicht;auna - -  - 
des p&itiven oder negativen Finanzieru<gsbeitroges des Auslandes natürlich 
übereinstimmen. Im einzelnen haben jedoch die Wirtrdioftssektoren und inner- 
halb der Sektoren die einzelnen Wirtschaftssubiekte jeweils einen mehr oder 
weniger graOen FinanzierungsÜbenM (Oberschuß der Ersparnis über die 
Sachvermögensbildung) oder ein Finanzierungsdefizit (Oberschuß der Sah- 

I )  Einrdil.de$ hldoi der Verm8geniObiitmounwn. 



vermögensbildung aber die Ersparnis). Die Summe der Finanzierungsdefizita 
ergibt den Finanzierungsbedarf der Volkswirtschaft. Er enhpricht der Summe 
der negativen Salden aus der ieweiligen Veränderung des Geldvermögens und 
der Kreditaufnahme. Für die einzelnen Wirtschaftssektoren ist dies in Tabelle 41 
dargestellt; sie zeigt die Sach~ermö~ensbildung (I), die Ersparnisbildung [II), die 
Finanzierungssalden (111) sowie die Veränderung der Forderungen (IV) und der 
Verpflichtungen M für den Zeitraum von 1950 bzw. 1960 bis 1963.') 

180. Bei der Vermögens-(Ersparnis-)bildung der einzelnen Sektoren ist das 
stetige und starke Wachstum der Ersparnisse der privaten Haushalte he~arzu- 
heben. Diese Ersparnisse haben sich seit 1950 mehr als verzehnfacht, wöhrend 
die Ersparnisse der Gebietskörperschaften und die Ersparnisse der Unternehmen 
(einschl. Wohnungsbau) ieweils nur auf etwas mehr als das Vierfache angestie- 
gen sind. 

181. Bei gegebener Nettoinvestition (und gegebenem Finonzierungssaldo der 
Auslandes) ist die Verm6gensbildung (Ersparnis) der Unternehmen davon ab- 
hängig, wieviel die privaten Haushalte und der Staat sparen. Da mit wachsen- 
dem Wohlstand immer weitere Kreise in die Lage versetzt werden, Ersparnisse 
zu bilden, und da die bisherigen Sparer ihre Sparquate möglicherweise noch 
erhohen werden, kann es unter Umstönden für den staatlichen Sektor eines Tages 
notwendig werden, dieser Entwicklung auch durch seine Finanzpolitik Rechnung 
zu tragen, damit keine zu weitgehende und damit das Wochstum geföhrdende 
Einengung des Selbsifinanzier~n~sspielraums eintritt. Ein Weg wäre zum Bei- 
spiel, daO bei der öffentlichen Hand ein Finanzierungsüberschuß vermieden, 
gegebenenfalls sogar ein Finanzierungsdefizit angestrebt würde, so daß zusätz- 
liche Ersparnisse der Privaten zum größten Teil in affentlichen Vermögenrtiteln, 
denen ein Teil der Sachkapitalbildung des Staates gegenüberstände, gebunden 
würden. Die iöhrlichen Zuwachsraten der inlandswirkscimen Gesamtausgaben 
könnten dann trotz erhöhter Sparquote der Privaten gleichbleiben, wenn auf 
diese Weise die Sparquote der öffentlichen Hand sinkt. 

182 In der Vergangenheit gehörten die Gebiehkarpedaften zu den Sek- 
toren, in denen die Ersparnisse größer waren als die Sachvermögensbildung 
(FinanzierungsüberxhvO 1963 2.9 Mrd. DM). Unter Berücksichtigung der von der 
öffentlichen Hand gewöhrten Kredite und der Kassenhaltung ergab sich iedoch 
in der Regel ein Finanzieningsbedarf. 6 betrug 1960 23 Mrd. DM, 1961 53 Mrd. 
DM, 1962 3,B Mrd. DM, 1%3 6,l Mrd. DM. Bei der Würdigung dieser Zahlen ist 
zu berücksichtigen, daO die Kassenmittel der Gebietskörperschaften starken 
Schwankungen unterliegen. Auch unter Einschluß der affentlichen Kassenhaltung 
ist der Anteil der öffentlichen Hand am Gesamifinanzierungsbedarf der Volks- 
wirtschaft wegen der hohen Selbsffinanzierungsquote der öffentlichen Hand 
immer verhöltnismä0ig gering gewesen (1950 bis 1963 mischen 2,8 vH und 
7,B vH). Ahnliches gilt für den Anteil der öffentlichen Emissionen (ohne Bundes- 
post und Bundesbahn) am Gesamtabsatz festverzinslicher Wertpapiere, der 
seit 1954 im (ungewogenen) Durchschnitt bei 6,4 vH liegt und nur einmal höher 
war als 15 vH (Tabelle 421. 

1) Wir folgen ki diwr Dontellung d n  Terminologb und den S)alU<ibin dr D0uhdi.n Bunkbonk, Un 
U h  b.i &r Aafiellung dr iinoiukmngnorp6ng. g& Verdiade t.- hol. Die Zohlm Ahn 
mn d.n Erg.bniim d r  Vo1brimdmWih.n Oaomhadtnungen d a  %iisliden Bundaomm .Mi ob. 
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Tabelle 4 )  

Sachvermögenrbildung und Ersparnis 
Mrd. DM 

Jahr 

Inltindlsche Sektoren 

Welt gesamt 

I. Sachverm6genobildung 
- 0,l , 10.0 1,s 11,7 - 11.7 - 0,l . 12.1 2,O 142 - 14.2 - 0,1 . 15,s 2,s 162 - - 182 

On1 . 14,9 3,O 140 - 18,O - 0,1 . 19,4 a,3 ~7 - 2z.7 - 0.1 . 27,s 4 2  322 - 92.2 - 0,l . 27.9 4 8  52,8 - 32,8 - 0,l . 28.8 4,9 33,8 - 33J - 082 . 28.8 5 6  343 - 343 - 0,l S3.3 7,0 40,5 - - 40,5 
0 3  . 42,5 4 0  50,s - 50,s 

1 II. Ersparnioblldung einschl. Vermogensübertragungen I 



nodr: Tabelle 41 

Sachverm6gensbildung und Ersparnis 
Mrd. DM 

Ab 1960 BundeagQIei eInechL. vorher (und zum Verplelth iüi 1W ohne Saarland und üerlln Wert). 
') Irn senoi Uniernehmen Ohm die VmlndeNnaen drf Fofdnunaen und Vemflkhtuwen der h n h h  

hutparbssen und Vemlcharunasuniemhmn. 
QwUe: Deuleche Bundesbink 

Jahr 

1950 
1951 
1952 
1953 
1954 
1956 
1956 
1957 
1958 
1959 
1960 

1960 
1961 
1862 
1963 

1960 
1961 
1862 
1963 

1960 
1961 
1962 
1963 

ins- 
gesamt 

111. Finanzierungssaldo (= II../.I. oder IV.. .V.), 
RnanzierungeaberschuD (+) oder -bedar/(-) 

+2.0 +1,1 . - 4,9 +2,1 +OS -0,3 - 
+2,2 +1,7 . - 4,s +3,3 +3,0 -3,O - 
+4.2 +1,5 . - 6,7 +3.8 +2,8 -2,8 - + 5,8 +2,3 . - 8,5 +4,4 +4,0 -4,O - + 7,5 +2,7 . -10.8 +4.3 +38 -3.8 - + 8.7 +3,1 . -13.3 +5,7 +2,2 - 2  - + 8,2 +3,6 . -11.8 +6,2 +4.2 - 4 2  - + 9,9 +2,5 . -11.9 +5,1 +5,6 -5,6 - 
+11,7 +l,9 . -10,O +2,1 +5,7 -5,6 - 
+12,8 +1,9 . . - 1 4  +4,0 +4,3 A a 4  - 
+I42 +3,0 . . -20.3 +7,3 I 4 1  - 
I +33 -9,9 -10,6 -20.6 +6,5 +3.8 -3,8 - 
I +5,5 -13,6 -11,6 -255 4 +1,0 -1,0 - 
+I73 +35 -149 -12,7 -27,6 +5,3 -1.3 +1,3 - 
+10,8 +3,2 -12,8 -13,8 -26.6 +2,B +0,4 -0,4 - 

IV. Veränderung der Forderungen (Geldvermagensbildung)') 
15,9 3,3 7,9 0.4 8.1 9,O 36,3 6,6 430 
17.6 5.3 10.8 0,4 11.0 9.7 43,6 0-8 444 
18,4 3,5 6,8 0.4 7.1 9,l 38,l 3,4 41,5 
21.8 3 2  9,4 0.5 9,8 9.1 43,9 4,l 47,9 

V. Verande~ng der Verpflichtungen') 
1,3 0,l 178 11,O 26,7 2,s 326 10,4 43,O 
l,t -0,2 244 12,O 36.3 5,3 42,s 1,9 444 
0,8 - 21,7 13.1 34.7 8 8  39.3 2,l 41,5 
0,B - 222 14.3 3 6  6,i 43.4 4,5 47,9 

Obrige 
~ e ~ t  

lnlllndische Sektoren 

Private 
Haus- 
halte 

Sozial- 
ve, 

siche- 

Unternehmen Ge- 

karper- 
schaf- 

ten 

Ohne 
Woh- 

nungs- 
bau 

Sam- 
men n::- 

zu- 

m'' 



D k  Finanzierung des wiitschaftlichen Wachdums 

Tabelle 42 

Anteil der Gebietrkörpenchaften an den Wertpopieremirsionen 
und an der Sachvermögensbildung 

Ab 1960 Bundeapebiet einishl. vorher ohne Saarland und Berlin (Weit). 
Quelle: Diu luhe Bundeihnh 

Jahr 

1 954 
1955 
1956 
1957 
1958 
1959 
1980 
1961 
1962 
1953 

183. Schaubild 35 und die Tabellen 43 und 44zeigen für die Jahre 1960 bis 1963 
die Finanzierungsquellen der Unternehmen sowie den ständigen Rücksang der 
~i~enf inonzieru;~ (~ktienemissionen und nicht-entnommeneGewinne erndließ- 
lih des Saldos der Vermögensübertragungen). Der Rückgang der Eigenfinanzie- 

Schaubild 35 

Neiioabsatz an 
festverzinslichen Wertpapieren 

4,73 0.35 7.4 P,73 3,P5 143 
3,74 0.03 0.8 32.19 421 13.1 
2.03 -0.14 32.77 14,6 
3,80 0,03 ;,B 33,M 480 4,@3 14.6 
8,08 0 , s  8.2 34.27 532 16.1 
8,69 1.09 12.5 4Q,47 7.M 17,3 
434 0,71 15,6 52,07 8,45 16,O 
8,97 123 13.7 5686 9,W 17,4 
9,61 0,M 6,s M),W 1P.00 19,8 

12,Ol 1 V65 13,7 6130 13,91 22,7 

ins- 
gesamt 

Sachvermögensbildung 

Gebieis- 
körperschaften 

ins- 
gesamt 

Mrd. DM I vH 

Gebiets- 
karperschaften 

Mrd. DM I vH 



Finanzierungsquellen der Unternehmen (ohre Wohnungsbau) 
Mrd. DM 

Bundesgebiei elnschl. Bcrlln Wem. 
') Nlch(-.ntnommena Gnlnne und flnlagan der prlmian HauUialtc In Oni*fVmn und PanoMngesdb 

schalten. 
Qualle: Deut.ch. Bundubanh 

rung konnte durch die Aufnahme langfristiger Fremdmittel ausgeglichen werden. 
Dies tritt dadurch deutlich in Erscheinung, da6 die nach Abzug der Nettoanlagen- 
zugange langfristig verfügbaren Mittel sich von 1960 bis 1963 nur geringfügig 
verändert haben. Do gleichzeitig die iahrliche Erhöhung der Vorrdte merklich 
zurückgegangen ist - von 8,6 Mrd. D M  1960 auf 39 Mrd. DM 1963 -, hat sich 
der zur Finanzierung des sonstigen Umlaufsvermögens verfügbare Teil der lane. 
fristigen Mittel in dieser Zeit vergrönert. Auf dem Höhepunkt des Booms 1960 
standen hierfür nur Oj'Mrd. DM zusätzlich zur VerfGgung gegenÜber5.9Mt-d. DM 
1963. Ein Teil der Zunahme der langfristigen Fremdfinanzierung in den Jahren 
1962 und 1963 diente der Konsolidierung der in den beiden Voriahren auf. 
genommenen kurzfristigen Kredite. 

- 

1983 Finanzierungsquelle 

184. In den Werten der Tabelle 44 kommt die gegenseitige Verschuldung der 
Unternehmen nicht zum Ausdruck. Für die Beurteilung der Liquiditätsverhöltni~ 
ist iedoch die individuelle Liquiditätslage der einzelnen Unternehmen entschei- 

1 9 8  

Eigene Verrn6gensbildung1) .............. 19,2 16,3 13.9 13,1 
Saldo der Verm6gensObertragungen ...... I 1,6 1 8  2.7 3.1 
Innenfinanzierung insgesamt (a) ......... .( 208 17,s 163 16,2 

AMienemissionen ........................ 
Längerfristige Bankkredite ................ 
Darlehen der Bausparkassen ............. 
Darlehen der Versicherungen ............ 
Absatz von festverzinslichen Wertpapieren 
Direktkredite des Staates ................. 
Sonstige langfristige Kredite (Kapitalimport) 
Langfristige Außenfinanzierung insg. (b) . .) 
Kurzfristige Bankkredite .................. 
Absatz von Geldmarktpapieren ........... 
Auslandskredite ......................... 
Sonstige Verpflichtungen ................ 

1961 

4,4 3,s 2.1 1.3 
4,s 7 8  9,O 8 8  
0,1 0,O -0.0 -0,O 
1.0 1,6 1,6 1,4 
0,2 1,o 2 2  2.0 

-0,4 1 2  3 2  3,9 
1,O 1 2  1 3 1,s 

10,6 16.7 I 18,7 

5,s 6 3  2.6 - 3,3 - 0 5  - 0 2  0.3 
W 0.0 -0.1 -02  - - - 0.1 

1962 

Außenflnanzierung insgesamt (b +C) ..... 
Finanzierung insgesamt (a + b + C) ....... 
Eigene und langfristige fremde Mittel (a + b) 

17,8 24,4 21,7 21,2 

386 423 38.2 38,4 

31,4 #,6 35,s W 9  



Die Finanzierung der wirtschaitlflidien Wahrtums 

Tabelle 44 

Struktuweränderungen in der Finanzierung der Unternehmen 
(ohne Wohnungsbau) 

Mrd. DM 

- . ~ 

0 Nlcht-entmmmene Galnne und Onlanen der Pilmten iiauihalie In E1nuMrm.n und Perrorumgesell- 
.shatten, z~zbgl. d u  Saldo8 dar Verm8genrGbcnngungen. 

Ouene: Deuiachc Eundeebank 

Gegensiand der Nachwelsung 1880 1B61 1962 1963 

dend. Dabei ist allerdings die Höhe des Eigenkapitals nicht ausschlaggebend, 
wenn auch vielfach über eine unzureichende Eigenkapitalbasis geklagt wird. 
Koniunkturpolitisch mangebend ist allein, wieviel eigene oder fremde Mittel 
langfristig zur Verfügung stehen. Dabei i s t  es wünschenswert, daO nicht nur das 
Anlagevermögen, sondern auch ein Teil des Umlaufsvermögens langfristig finan- 
ziert ist, damit nicht der Fall einiritt, daO Verluste bei einer größeren Zahl von 
Unternehmen auf deren Gläubiger durchschlagen und dadurch eine allgemeine 
Vertrauenskrire entsteht, in der wechselseitige Kreditvefiechtungen in grö0erem 
Umfang abgebaut und die Vorräte zum Nachteil der Beschäftigung drastisch 
verring& werden. 

185. Eine Untersuchung der Finanzstruktur der deutschen Aktiengesellschaften 
im Bereich des Produzierenden Gewerbes (noch dem Stand vom 31. Dezember 
1962) hat im ganzen ein befriedigendes Bild ergeben. Auf die untersuchten 
1 397 Aktiengesellschaften entfallen e k o  45P vH des Umlaufsvermögens und 
75.8 vH des Anlagevermögens aller Betriebe des Produzierenden Gewerbes, die 
bei der Einheitswertstatistik 1960 erfai3t wurden. Im Durchschniti sind in diesen 
Gesellschaften 23,6 vH des Umlaufsvermögens (ohne flüssige Mittel) durch lang- 
fristige Mittel gedeckt. Im einzelnen sind die Unterschiede allerdings recht groß. 
In 325 Aktiengesellschaften mit zusammen 143 vH des erfaOten Umlaufsver- 

104 

Innenfinanzierung') ...................... 
AMienemissionen ........................ 
Eigenfinanzierung ........................ 
Langfristige Fremdfinanzierung ........... 

103 17,9 16.5 16.2 
4,4 3,9 2,1 1,3 
252 218 16,s 17.5 

6,Z 12,s 17,3 17,4 
Langfristige Finanzierung ................ 31,4 34,6 35,s 34,s 

./. Nettoanlageinvestitianen ............... 1 25,7 2i.7 25.7 
Zusätzlich zur Finanzierung des Umlaufs- 

vermögens (einschl. Beteiligungen) 

I 
.............................. veriügbar 8,3 8,s 8 2  9,z 

./. Vorratsverinderungen ................. 8,6 5,9 3,7 3,3 
ZusHtzlich zur Finanzierung des sonstigen 

Umlauisvermögens (einschl. Beteiligun- 
gen)veriügbar ......................... 0.7 3,O 5,s 5,s 

................. Kurzfristige Finanzierung 7,3 7,8 2.3 3,s 



mögens und P,9 vH des erfa0ten Anlagevermögens - einschlie6lich langfristi- 
ger Forderungen - ist sogar dasAnlageverm6gen teilweise kurrfnstig finanziert. 
Aus dem Unterschied mischen den beiden Anteilen geht hervor, d d  es sich 
hierbei jedoch zu einem nicht unerheblichen Teil um Unternehmen mii über- 
durchschnittlich hohen Abschreibungen handelt. Etwaige Befürchtungen werden 
auch dadurch zerstreui, daO die Gruppe zahlreiche Gesellschofien mit gesicher- 
ten Absatzverhältnissen und festen Preisen (z. B. Unternehmen der Elektrizitäts- 
erzeugung und sonstige Venorgungsbetriebe) umfa0t. In 293 Gesellschaften mit 
22,B vH des erfa0ten Umlaufsvermögens und 16,l vH des erfaOten Anlagever- 
mögens sind 0 bis 20 vH, im Durchschnili 10,8 vH, des UmlauFvermögens lang- 
fristig finanziert. Der Rest der untersuchten Gesellschaften - fast drei Fünftel 
mit 627 vH des Umlavfivermögens und 56,O vH des Anlagevermögens - zeigt 
eine gute bis sehr gute Liquidität. Hier sind mehr als 20vH des Umlavfrvermögens 
langfristig finanziert. 

186. Für Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Personengesellschaften und 
Einzelfirmen liegen nur die betrieblichen Einheitswerte vom 1. Januar 1960 vor. 
Hier IäOt sich also nur das Verhältnis von Anlagevermögen zu Eigenkapital er- 
mitteln. Das Eigenkapital beträgt bei den Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung 126 vH des Anlagevermögens, bei den Personengesellschaften 141 vH und 
bei den Einzelfirmen 134 vH (bei den Aktiengesellschaften 89 vH). Im Vergleich 
der GrÖOenklassen (nach Einheitswerten des Betriebsvermögens) zeigt sich, da0 
die Deckung des Anlagevermögens durch Eigenkapital mit zunehmender Unter- 
nehmensgrö0e im Durchschnitt abnimmt (Tabelle 45). Hierin kommt nicht nur zum 
Ausdruck, da0 die kleineren Unternehmen weniger bereit sind, sich zu venchul- 
den, sondern auch, da0 sie nicht die gleichen Möglichkeiten haben, Kredite auf- 
zunehmen. Dies erklärt auch die unterschiedliche Finanzierung der Aktiengesell- 
schafien einerseih und der übrigen Unternehmen andererseits, da es sich bei den 

Tabelle 45 

Deckung des Anlagevermögens durch Eigenkapital (Einheitswert')) 
bei den gewerblichen Betrieben') 

1. Januar 1960 

Betrieblicher Einheitswert 

Bunde10ebi.i .l.*.chl. üerlln (W&). 
'1 Zu~Oallsh Gqen.int  d+r WicM.hrAelllgunaen. 
3 Ohm Binbn. Vinkimrungen und Betelllgung.gersll~chs(Un. 

DM 

unterlW000 ................. 
100 000 bis unter 1 Mill. ...... 
1 Mill. bis unter 10 Mill. ...... 
ab 10 Mill. ................... 

Betriebe 

Anzahl I Mill. DM 1 vH 
P- 

886353 14808 l24J 

77 428 15 536 1364 

9218 20 187 126,O 

1 178 73 485 932 

Insgesamt ................... 1 074 173 123 863 107,7 

Anlage- 
vermagen 

Deckung des 
Anlagever- 

magens durch 
Eiaenka~iial 1 



Die Finanzierung der w l r t ~ I i c h e n  Wodirturn 

Aktiengesellschaften im Durchschnitt um vergleichsweise g r o b  Unternehrnen 
handelt.AuOerdem spielt dabei eine Rolle, da0 mischen den einzelnanBranchen 
Unterschiede in den Finanzierungsgewohnheiten und in der Struktur der Betriebs- 
gröOen bestehen. 

187. Der wissenschaftliche Beirat beim Bundesministerium für Wirtschaft hat in 
seinem Gutachten über die .Selbstfinanzierung bei verlangximtem wirlschafi- 
lichem Wachstuma vom 15.116 Februar 1963 darauf aufmerksam gemacht, d d  
.für Unternehrnen, die nicht emissionsfähig sind, ein organisierter Kapitalmarkt 
für die Beschaffung von Eigenkapital nicht besteht. Man müßte sich überlegen, 
was hier organisatorisch gexhehen könnte, und auch nach Mitteln suchen, die 
die Bereitschaft zum Angebot auf einem solchen Markt erhöhkn könnten'. Die : 
hier aufgeworfene Frage ist um so bedeutsamer, als der Zwang zur Produktivi- 
tätssteigerung einen immer höheren Kapitaleinsatz erfordert [Zifier 93) und eine 
unzureichende Eigenkapitalausstattung dazu führen kann, daß auch tüchtige 
Unternehmer im Wettbewerb unterliegen. 

188. Einer'Lösung dieses Problems stehen verschiedene Hindernisse im Wege. 
Selbständige Unternehmer wünschen vielfach keine mihprarheberechtigten 
Partner. Dem könnte die stille Gesellschaft oder die Kommanditgesellxhaft am 
ehesten Rechnung trogen. Die Geldgeber dagegen legen Wert darauf, da0 sie 
entweder an den unternehmerischen Entscheidungen beteiligt oder von den 
spezifischen Unternehmerrisiken freigestellt werden. Hier konnte die Obernahme 
einer Staahbürgschaft weiterfuhren. Damit etwaige Verluste nicht aus Steuer- 
geldern abgedeckt werden müßten, w6re es allerdings notwendig, daß ein Teil 
der Gewinne - auch wenn diese dem Unternehmen zun(ichst zur Verstärkung 

NmOERXERB VON WERTPAPIEREN NACH K~UFERGRVPPEM 

K B i W ~ l * I i  

1950 1951 1911 l9Il 1954 1951 1950 1957 19s 1959 1960 1%) IN2 1%) 
IP IW -nb'ki *alt. r i b i  01 LYhd I Blin(LIIj 

*.n, 1iWehibpnMn:-0lri.M. 



Tabelle 46 
Geld- und Kapitalongebot aus inländischen Quellen') 

Mrd. DM 

Bargeld. Sicht- und 
Termineinlagen ........ ,. .. 

Sparelnlagen ................ 
Geldanlage bei Bausparkassen 
Geldanlage bei Versicherungen 
Erwerb von Wertpapieren .... 

Gegenstand der Nachweisung 

..... Zusammen ......... 
Geld- und Kapitalangebot der I Sozialversicherun<ien ....... I 3.1 32 

Private 
Haushalte 

1962 1 1963 

I Insgesamt ................... 
Bundespeblat elnlchl. b r i ln  (West). 
'1 Ohne Wohnungsba& bnkm. Baurrpar*.ieen und Venichemnpen. 

Quelle: Devtsche Bundesbank 

Unternehmen 

l M 2  1 18W 

Tabelle CJ 

Nettoerwerb von Wertpapieren n a h  Käufergmppen 
Mrd. DM 

Gebietskor- 
perschaften 

1982 1 1983 

Nettoerwerb von Wertpapieren 

Ab 1960 elnschl.. vothir ohne Saailind und br i ln  (Wesi). 
') Soliilvirrrlcherunsen, privat. Venkhemnsm, b u s p i ~ u e n  

Quelle: Diuisch. Bundeebank 



Die Finanzierung der wirisdiaiilidien Wadisiumr 

Tabelle 48 

Erstabsah von Wertpapieren nach Wertpapierarien') 
Mill. DM 

') Brunoabsaa zu Kumerten rbzü~llch Tllounpen und RkYlOise bn. zuzOpllch Wiedarpladeninpen 
zu Nominilmrtrn. 
9 Aui DM lautende Anleihen. 
9 Die oben angeiühmn Anlelhen eusllndischii Eminenten In der BRD blieben unbnücblchtipt. 
'1 Ohne deutsche Ausl8ndibondr 
3 Ohne lm Ausland auigelepie Anleihen Inllndlschet Eminenin. 

Quelle: Deutiche Bundesbank 

Weripapierart 

der Eigenmittel belassen werden - nach Abzug der Zinsen fJr das aufgenom- 
mene Kopitol einem Garantiefonds zugeführt wird. Das wichtigste Problem bei 
der Zuteiluna der Mittel wäre eine sachkundiae Abschätzuna nicht nur der Be- 

... Pfandbriefe und Kommunalobligationen 
Schuldverschreibungen von 

Spezial-Kreditinstiiuten ................. 
Industrieobligationen ..................... 
Anleihen der bffentlichen Hand ........... 
AMien ................................... 

teiligungsrisiken, sondern auch der gerade b;  selbständige^ Unternehmen ofi  
bestehenden Chancen Mr eine gewinnträchtige Entwicklung. 

5328 6 237 4 076 

1 048 1770 1090 
586 940 408 

242ü 3 815 1 440 
2 196 1 310 1108 

189. Tabelle 46 zeigt das Geld- und Kapitalangebot aus inländischen Quellen, 
Tabelle 47 und Schaubild 36 den Nettoerwerb von Wertpapieren nach Käufer- 
gruppen und Tabelle48 den Erstabsatz von Wertpapieren noch Weripopierorten. 

a) Im Durchschnitt der beobachteten Jahreswerte ist der Nettoerwerb der 
Banken von allen Käufergruppen am höchsten gewesen. Von Jahr zu Jahr 
ergaben sich dabei verhältnismäßig starke Schwankungen, da für die 
Wertpapieranlagen der Banken eine Reihe von verschiedenen Bedingun- 
gen und Motiven maßgebend ist, die von Jahr zu Jahr wechselten. 

b) Der Anteil der privaten Haushalte am Wertpapierumlauf ist laufend ge- 
stiegen. Er unterliegt im übrigen den geringsten Schwankungen. Allerdings 
hat die Bereiischdt, Dividendenwerte odzunehmen, seit den Kursverlusten 
von 1961162 offenbar recht stark nachgelassen; 1963 wurden von den 

..... Neitoabsatz inlandischer Wertpapiere 11 584 13 281 B(XU 

...... Anleihen auslandischer Eminenten') I 105 868 
. Erstabsatz von Wertpapieren insgesamt ..( 11 6 i i  13388 8 701 

Zum Vergleich: 
Nettoerwerb inlandischer Wertpapiere') 

durch: 
Inlande?) ............................ 
AuslBnder') ......................... 10045 10 SBB 8 1 n  

1539 2692 - 144 



Kapitalmarkt 

privaten Haushalten nur noch 1üO Mill. DM in Aktien neu angelegt (nach 
W Mill. DM 1962 und 2,4 Mrd. DM 1961)l). Insgesamt gesehen liegt auch 
für die Zukunft in der Kapitalbildungskraft der privaten Haushalte (im 
Vergleich zu der anderer Sektoren] eine gmBe Reserve für den Wert- 
papierabsatz. 

C] Der Ankauf von Wertpapieren durch Unternehmen folgt tendenziell dem 
Koniunkturverlauf. In der Hochkoniunktvr ist wohl ein Teil der Unter- 
nehmen mehr als sonst bereit und in der Lage, erwirtschaftete Abschrei- 
bungen und Gewinne, die nicht sogleich im eigenen Behieb investiert 
werden, durch Obernahme von Wertpapieren an andere Unternehmen 
weiterzuleiten. Ein Teil der Wertpapierzugange beruht auch auf der Ober- 
nahme von Neuemissionen durch Muttergesellschafien. 

I#). Unter den Kapitalsammelstellen nehmen die Soziaivenicherungstr6ger 
eine Sondentellung ein. Ihre Position am Wertpapiermarkt is t  stark (Anteil am 
Nettoerwerb festverzinslicher Wertpapiere 1960 bis 1963 im Durchschnitt 8,6 vH) 
und - konjunkturpolitisch - problematisch. Das Vermögen der Arbeiter- und 
Angestelltenrentenvenicherung betrug Anfang 1964 222 Mrd. DM. Dazu kommt 
die Knappschafkversichening mit einem Vermögen von 0,9 Mrd. D M  Das Ver- 
mögen der beiden erstgenannten Rentenversicherungen wird nach den Voraus- 
berechnungen des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung am Ende 
des zweiten Deckungsabschnitts, also am 31.Dezember 1976, voraussichtlich 
457 Mrd. DM betragen, wobei unter anderem angenommen wurde, d d  sich die 
Durchschnittsentgelte um jährlich 6 vH erhöhen werden. Die Anlage des Ver- 
mögens der Sozialversicherungen ist nicht unbedenklich. Die Rentenversicherun- 
gen verfugten zwar Ende 1963 über 33 Mrd. DM Bankguthaben und die Ar- 
beitslosenversicherung über weitere 2.4 Mrd. DM. Da die Guthaben zu einem 
erheblichen Teil bei wenigen Kreditinstituten unterhalten werden, könnte ein 
Abzug dieser Mittel im Falle eines größeren Bedarfs zu unerwünschten Liqui- 
ditätsschwierigkeiten führen, sofern die Bundesbank nicht stützend eingreift. 
Die eigenen Kapitalausleihungen lossen sich nicht ahne weiteres kurzfristig 
zurückrufen. Die Bundesbank wird jedoch den Rentenversicherungen gegebenen- 
falls sicherlich in dem erforderlichen Umfang beistehen. Gewisse Schwierig- 
keiten, die darin bestehen, daß die Rentenversicherungen keine Geldrnarkt- 
papiere besilzen, zu deren Ankauf die Bundesbank verpflichtet ware, IieOen 
sich dadurch überwinden, daß der Bund seine Schuldbuchforderungen (voraus- 
sichtlich 3,l Mrd. DM Ende 1964) in Geldmarktpapiere umwandelt oder da0 die 
künftigen Rücklagen in erheblichem Umfang in solchen Papieren angelegt wer- 
den. Die Anlaae~olitik der Rentenversicherungen bedarf im übrigen noch einer 
Oberprühng im Hinblick auf die Frage, ob einehinreichende ~bst immun~ mit den 
konjunktur- und kapitalmarktpolitiidicn Aufgaben und Zielen gewährleistet ist. 

191. Zum Angebot von langfristigem Geldkapital in der Bundesrepublik hat 
das Ausland nicht unwesentlich beigetragen, zunächsi zwar nur geringfügig 
(1956 und 1957 insgesamt O,4 Mrd. DM netto), aber später - nach einer Periode 
des Kapitalexporh - um so kräftiger (netto 6 Mrd. DM von 1960 bis 1963). Dar 
traditionellen Vorstelluno. nach der ein entwickeltes Industrieland eigentlich Par 
Saldo langfristiges ~riva-;kapital exportieren müsse, entsprach nur sie spanne 
vom zweiten Vierteljahr 1958 bis zum ersten Vierteliahr 1960. Eine zunehmende 

1) Dii  dolislirdien Unpenmui0hil.n bei d.i Emiltlunp di- W& sind al ld inai  n i h t  inrhblih. 

109 



Die Finonrierung des wiitschaftlichen Wachstums 

Tendenz zum Kapitalexport vermochte sich indessen nur während der ersten 
Hälfte dieser Spanne durchzusetzen, als die Warenausfuhr stagnierte, das 
Wachstum des Sozialprodukts abnahm (Zuwachsrate 1958 real nur 33 vH), die 
.Gewinnquotea schrumpfte und das Zinsniveou sank. Wenige Monate nach dem 
Obergang zur Konvertibilität Ende 1958 und nach dem Beginn eines neuen 
Wachstumszyklus mit zunehmender Investitionstätigkeit im lnnern schwächte 
sich der private langfristige Netto-Kapitalexport schon wieder ab (ab Mitte 
1959). Daß er dann in einen Netto-Import umschlug, hängt wohl zum großen Teil 
mit der Hochkoniunktur und der Aktienhausse des Jahres 1960 zusammen, wohl 
aber auch mit dem Versuch der Bundesbank, diese Enhvidrlung durch Verknap- 
pung des Kredits im Inlande zu bremsen. Die gewissermahn an das Ausland 
verwiesene Kapitalnachfrage stie0 dort auf ein bereihvilliges Angebot; denn 
abgesehen davon, da0 die deuhche Wirtschaft erneut zeigte, welche großen 
Wachstumsmöglichkeiten sie besa0, konnten ausländische Anleger angesichh 
unrerer unterbewerteten Währung mit einer Aufwertung ihrer DM-Anlagen 
rechnen: eniweder durch Kurssteigerungen infolge einer inflatorischen Preis- 
tendenz, durch Senkung des Zinsniveaus oder durch Steigerung des Kurses 
der Divi 

192 Daß auch nach der Zinssenkung Ende 1960, der DM-Aufwertung im März 
1961 und der merklichen Koniunkturabschwächung in der Folgezeit immer noch 
langfristiges Privatkapital in nahezu ununterbrochener Folge in die Bundes- 
republik geströmt ist, IäBt auf das Wirken langfristiger Anziehungskräfte schlie- 
Oen. Von den Strukturbedingungen, die Privatkapital aus dem Ausland anlocken, 
verdient wohl besonders hervorgehoben zu werden, daB die Bundesrepublik 
nach wie vor ein guter Standort ist für Industrien, die sich einer wachstum- 
bedingten Nachfragesteigerung gegenübersehen und auf die Realisierung tech- 
nischer Fortschritte angewiesen sind. Oberdurchschnittliche Raten der Produk- 
tivitätssteigerung und eine Wirtschaftspolitik staatlicher und nichtstaatlicher 
Instanzen, die als recht vertrauenerwedrend gilt, sind geeignet, bei ausländischen 
Anlegern die Erwartung einer guten und recht sicheren Kapitalrendite zu 
wedren. Solche Erwägungen sind auch durch die Schaffung des Gemeinsamen 
Marktes gefördert worden. Auf den Märkten für festverzinsliche Wertpapiere 
hat dies olles wohl die Oberzeugung gestärkt, da0 DM-Anlagen eher mit einer 
Aufwertungschance als mit einem Abwertungsrisiko verknüpft sind. Sollte sich 
an dieser Bedingungskonstellation in Zukunft nichts Grundlegendes ändern, 
so würde nur bei einer deutlich erkennbaren Zinsdifferenz zum Ausland der 
Kapitalimport per Saldo ausbleiben oder in einen Nettoexport von langfristigem 
Privatkapital umschlagen, soweit der ausländische Kapitalanleger durch seine 
Anlagen in der Bundesrepublik nicht steuerliche Vorteile hat. Eine Politik des 
billigen Geldes, die diese Zinsdifferenz schaffen könnte, würde den Wandel 
mit einem weiteren Verzicht auf Geldwertstabilität erkaufen. Moßnahmen, die 
auf eine globale Schmälerung der privaten lnvestitionserträge hinauslaufen, 
hätten wahrscheinlich eine Wachstums~erlongsamun~ zur Folge. Harmloser in 
dieser Hinsicht erscheint ein gezieltes Vorgehen, das sich darauf beschränkt, die 
Kapitalerträge der Ausländer störker zu besteuern (als bisher oder als die 
Kapitalerträge der Inländer) oder den privaten Kapitalexport wirksam zu för- 
dem. Frei von dem Makel eines dirigistischen lnterventianismus wäre dem- 
gegenüber das Miitel, durch wohldosierte Kurserhöhungen für die DM außer 
der Tendenz zu Leistungsbilanrübenchüssen auch die Neigung zum Kapital- 



import zu schwächen. Die Bundesregierung hat 1964 mit der Ankündigung einer 
Kuponsteuer für Gebietsfremde ihre Wahl getroffen. Demzufolge zeigte die 
Bilanz der langfristigen privaten Kapitalbewegungen nach April 1964 zum 
erstenmal seit langer Zeit wieder ein Defizit (Ziffer 171). Ob ein solches Mittel 
auch auf die Dauer ausreichen wird, um die Anziehungskräfte der Bundesrepu- 
blik auf privates Auslandskapital zu neutralisieren, erscheint jedoch zweifelhait. 
Bei Dividendenwerten h d  das Ausland bereits im Juli 1964 wieder mehr Wert- 
papiere gekauft als verkauft. Auch die Nettoverkäufe von festverzinslichen 
Papieren durch das Ausland sind deutlich rückläufig. Allerdings is t  es nicht aus- 
geschlossen, daß der tatsächlichen Einführung der Kupansteuer eine zweite 
Abgabewelle folgen würde. Im übrigen hat die vorübergehende Verkoufs- 
neigung des Ausiandes den Erstabsatz von Wertpapieren auf dem deuischen 
Kapitalmarkt nicht zu beeinträchtigen vermocht. 



Siebentes Kapitel: Die offendichen Finanzen 

Die Enh'dclung seit 1950 

193. Die Relation der öffentlichen Einnahmen und Ausgaben zum Bmttosozial- 
produkt hat sich seit 1950 nicht stark verändert (Tabelle 50). Die Einnahmen der 
Gebietskörperschaften (ohne Verschuldung) machten 19% 24,8 vH und 1963 
27,9 vH des Bruttosozialprodukts aus; nach Abzug der Kraftfahrzeug- und 
Mineralölsteuer, die heute in hohem MaOe den Charakter von Wegekosien- 
abgaben des Kraftverkehrs haben, waren es 1950 24,4 vH und 1963 255 vH. 
Die Ausgaben der Gebietsk6rperschaften (ohne Darlehen und ohne Beteiligun- 
gen) haben ein etwa gleich groRes Gewicht: 1950 25.0 vH und 1963 275 vH 
des B~ttosozia~produkh Wie sie sich auf Bund, Lander und Gemeinden ver- 
teilen, geht aus Tabelle SO hervor. Ein eindeutiger Wandel ist hierbei nicht 
eingetreten. 

A d e r  durch seine Einnahmen und Ausgaben wirkt der Staat auch im groBen 
Mafie durch seine Darlehensgewöhrung auf die Dispositionen der privaten 
Wirtschaft ein und mobilisiert darüber hinaus durch Zinszuschüsse und durch 
die Obernahme von Bürgschaften Kredite außerhalb des Haushalts. 

194 In der Struktur der Einnahmen hat das Gewicht der Steuern und skuer- 
ähnlichen Einnahmen seit 1950 zugenommen, und zwar von 84,7 vH 1950 auf 
88,O vH 1963 (Tabelle 49); dabei ist ihr Anteil am Brultosozialprodukt von rund 
21 vH 1950 auf N n d  24 vH in der Gegenwart gestiegen. 

Tabelle 49 

Einnahmen der Gebietskörpenchden') 
(ohne Veränderung der Verbindlichkeiten) 

Einnahmeart 1950 1956 ISS 1 WI.DM M M i Y  DU1 VH MiII.DMI rH 

IOQ Bund.ii.blii eiiuchl.. 1- und 1- Ohna Suiland und Berlln [WisU. 

Steuern') .............. 
GebOhren, Entgelte') ... 
Erwerbs- und VermB- 

genseinkommen ...... 
Sonstige Obertragungen 

und Erlöse.) ......... 

'1 Emebn1s.e dsi Volt.wirtsshPltllch.n Oe~.mtnshnunoin. 
9 ElnKhl. Lii~nausglsishubpiben und ~tiuidhnli iher Einnahmen. 
') Eln.chl. VerUuie i n  dli Sozlalwenichiruno. 
9 Einishl. Obertiaounoin von dar &rldrinkheruno. 

20 530 84.7 4 i  450 846 92560 üü,O 
2150 8,9 3440 7P 8090 7,6 

1010 4 2  2690 5,s 3990 9,8 

550 2,3 1390 2,8 610 0 8  

Inwieweit Enlwicklung und Struktur der Steuereinnahmen vom wirtschaftlichen 
Wachstum beeinflußt werden, ist für die zurückliegende Zeit nicht unmittelbar 
festzustellen, da die Steuerbemessungsg~ndlagen, aber auch die Steuersätze 
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Insgesamt ............. I W 240 100 48970 100 105190 100 
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Tobelle 50 

Einnahmen und Ausgaben der Gebiebkörpenchoften') 
lohne Veränderuna der Verbindlidikeiten und Forderunoenl 

Ausgabena) 
Jahr Einnahmen.) 

vH des 1 Bruttosozialprodukts 
vH der Gesamtausgaben 

der Gebietsklrperschafien 

- - P - P  

Ab 1- Bundeaoeblet elnrchl.. r ohw  (und zum Vuoielch iür 1W ohne Saarland und üerlln (West). 
'1 Erpebnisw der Volbwlrt.chanllchen E4~mtmchnunoin. 
3 OnschL der vom Staat oezahnen Indlrektan Steuern. der Obertraounoen von der Solbbmkherunn 

m i l e  der Einnahmn aus VaUulen an die Sozlnlvenkbiuno. 
9 Elnrshl. dar von den GebM.kbipuichalwn nezahtim Indlnkten Steuern und Obartraounoen an dle 

SozlbhirsIcherung. 
'I Vori&ufloe Emebnlw. 
o) Ohne Ban Mlll. üM Darbhensuminedlunn zununden dei ERP-Sond~rvermOoeni. 



Die Enhvidrlungre8 1950 

(und Zölle) mehrfach geändert worden sind. Wandlungen der Ennahmest~ktur 
ergeben s i 3 i  in erster Linie aus dem überproportionalen Anstieg der Einkommen- 
steuer und der Gewerbesteuer sowie der Kraftfahrzeug- und Mineraldlsteuer. 
Der Anteil der Umsatzsteuer am gesamten Steueraufkommen ist ungefdhr kon- 
stant geblieben (Tabelle 51). 

Jobelle 51 

KassenmäBige Steuereinnahmen der Gebietskörperschaften 1) 

Steuerart 1855 1- 
!Mill.;;iH F(iI1.D. VH I f l . D M /  M 

Umsatzsteuer einschl. 
Umsatzausgleichsieuer 474ü PP3 11118 263 19854 2l,8 B150 PP,1 

Einkommensteuefl .... 5683 26.9 13410 91.7 36146 39.7 41WS 10.0 
Gewerbeertragsteuer').. KU 4;s 2850 6;7 7940 8;l 83% 8;0 
Kraftiahneugsteuer und 

Mineralalsteuer ...... 422 2.0 1864 4.4 6P72 6.9 9800 9 2  
Alle iibrigen Steuern ...I 9i38 41;; 1~074  S O i  21 470 Pi3  21 850 90;7 
Steuern insgesamt ..... 1 21 089 100 42316 100 91 C@ 100 IW 700 IW 

. -. 
') Elnachl. Lamnauapldshu~iben und .t.wnhnllsh.r Elnnahmn 
9 LohnBauer. vrranlinle Elnlommmilewr. nlcM wranlanle Sieum warn Mn.. Notoofer Borlln Ub -. 

gab. der ~rb.ltnehmr,der Voran1ioi.n und d n  ~ ~ ~ r e c i ü t b n ) .  
3 bnchnatila Antoll von W.7 VH d n  9i.imhn AuRarnnuns der B l r rbnbuer iua  M m p  und IiwlUL 

D l m r  Antell wurde b.1 der Gmrb.Nu.n(itlstR 101 da. Jahr 1 9 8  rmlüan. 
Quelle: Bundamlnirirrlurn der nnannn. 

Jobelle 52 

Ausgaben der Gebietskörperschaiten l) 

(ohne Verändeiung der Forderungen) 

l S 3  BundeWl.1 elnsthl.. lDSO und 1sU ohne Jurlind und h d l n  (WeN. 
') Emebnlsie der Volbwlrtrhaffllchen Gemmtmchnungen. 
3 Onachl. der vom Sind oexihlbn Indkibn Slowrn. 
'I OnnchL Wohnung8b.u und Gwndmnrh 

Ausgabeart 

Kaufe von Waren und Dienst- 
lelstungen sowie Lahne 
und Gehalter 

Ziviler Bereich.) .......... 
Verteidigung ............. 

Investitionen') ............... 
Zinsen auf die Effentliche 

Schuld .................... 
Laufende und Vermogens- 

Obertragungen an andere 
SeMaren ................... 

Insgesamt ................... 

1950 
Mill. DM I vH I Mill. DM I vH I Mill. DM ( vH 

8870 362 15 880 36.1 a4840 33,4 
4380 178 60511 198 16910 164 
P070 8 3  4930 11,4 16740 16.2 

550 P2 1270 P8 2 170 9,1 

8610 352 1546il S5,7 990511 31s 
24480 100 43390 100 1035iü 100 

1855 1W3 
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Tabelle i 3  

Investitionen der Gebietskörperschaften 
und ihr Anteil an den lnvestitionen der gesamten Volkswirtschaft1) 

Gesamte Wirtschaft 
Mill. DM 

13450 l2OM P0130 58630 828 
15740 15540 36400 71420 1117 
17810 17880 414W 81 450 1560 
l 9 i i O  M070 45380 90790 1843 ... . . . 46 300 95350 1 813') 

Gebietskörperschaften 
Mill. DM 

190 3700 680 7700 828 
238 4510 810 9390 1217 
130 5310 1040 10940 1560 
280 6430 1230 13490 1843 
300 7 a  I350 15 670 1 813') 

Anteil der Gebietskörperschaften in vH 
1,4 2B.6 2.3 13,1 100 
1 5  29,O 2,5 13.1 100 
1.3 29,7 2,5 13,4 100 
1.4 32,O 2,7 148 100 . . . . . . 2 8  16,4 100 

- 

Jahr 

Ab 1üW Bundee4eblei iinschl. Iüäü ohne Saarland und br l ln  (Wstt). 
') Emebnliae der Volkssirtschittllehen Gerurntrechnunaen. 
3 Voriauiios Ergebnisse. 
0 )  HaushmiisanruQ 

195. Kennzeichnend für den Struktumandel der Ausgaben der Gebietskörper- 
schaften ist die Verdoppelung des Anteils der (Sach-) lnvestitionen von 8 3  vH 
auf 16,2 vH (Tabelle 52). Demgegenüber sind die Anteile aller anderen großen 
Ausgabegruppen heute geringer als 1950. Die Stwktur der öffentlichen Nach- 
frage nach Anlogegütem sowie deren Gewicht i m  Rahmen der Gesamtwirt- 
schaft zeigt Tabelle 53 für den Zeitraum von 1959 bis 1963. Der Anteil der 
öffentlichen Anlageinvestitionen einschlie0lich Verteidigungsbauten hat ununter- 
brochen zugenommen. Hervorstechend ist die Bedeutung der öffentlichen Hand 
für die Baunachfrage (Ziffer 51). 

1%. Die Gesamtverschuldung der Gebiekkörperschaften (ohne Kassenkredite) 
hat sich von 467 Mrd. D M  am Ende des Rechnungsjahres 1957158 auf 67,9 Mrd. 

Zivile Bauinvestitionen 
Anlage- 
investi- 
tionen 

undver- 
teidi- 

gungs- 
bauten 

Zivile 
Aus- 

riistun- 
Oen 

Sonstige 

Bauten 

Straßen, 
Wasser- 
straßen, 
Brücken 

nungen 

Investi- 
tionen 
Ins- 

gesamt 

Ver- 
teidi- 

gungs- 
bauten 
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DM Ende 1963 erhöht (Tabelle 54, und zwar ausschlie0lich durch Zunahme der 
langfristigen Verschuldung. Die Verschuldung wuchs also langsamer, als die 
öffentlichen Einnahmen und Ausgaben zunahmen, und belief sich 1963 auf 
knapp 55vH des Haushaltsvolumens,was im internatianalenVergleich als niedrig 
gilt. Auch gemessen an der Vermögensbildung der öffentlichen Hand - von 
1958 bis 1963 82 Mrd. DM - ist die Zunahme der Verschuldung gering. Die 
gesamte Zinslast machte 1962 2,25 Mrd. DM aus, das sind 2,O vH der öffentlichen 
Ausgaben. Der Verschuldung stehen zugleich hohe Forderungen aus Darlehen 
der Gebietskörperschaften gegenüber, die 1962 720 Mill. DM Zinserträge brach- 
ten. Netto nahmen daher die Zinszahlungen nur 1,3 vH des Ausgabenvolumens 
in Anspruch. Unter diesen Umständen haben die Gebietskörperschaften ins- 
gesamt für die Zukunft noch einen großen Verxhuldungsspielraum. 

Tabelle 54 

Kredit- und Ka~italmarktschulden der Gebietskör~erschaften') 

'I b e b n  r8e der Flnanimatimic bl. 1- einschl. ERP-Undda. 
? Am Ende dir Rechnun0sl.hre: ohne Uurenkredite. 
? Z.nran 1961 und 1965 vom BUF mach Tiil.m.bnl3r.n oe.ch.Wl 

Rech- 
nungs- 
jahr 

'I Dir Gesamfausoaben. 
01 Aus Ansatuahbn errechn.t 

197. Dies gilt vor allem für Bund und Länder, weniger allgemein für die G e  
meinden. Die Verschuldung des Bundes nahm von Ende des Rechnungsiahres 
1957158 bis Ende 1962 um 95 Mrd. DM auf 33,9 Mrd. DM - das sind 70 vH seines 
Haushaltsvolumens 1962 - zu. In den Ländern ging die Verschuldung sogar 
zurück, wenn man Schulden gegenüber anderen Gebietskörperschaften außer 
Betracht IäRt. Sowohl absolut als auch gemessen am Haushaltsvolumen ist hier 
die Kredit- und Kapitalmarkberschuldung am geringsten (1962 42 vH der un- 
mittelbaren Ausgaben). Die Gemeinden haben on der Zunahme der Gesamt- 
verschuldung der Gebietskörperschaften den gleichen Anteil wie der Bund. Ihre 
Schuldenlast, gemessen am Haushaltsvolumen, stieg merklich an. Ohne Schulden 
gegenüber anderen Gebietskörperschaften betrugen die Schulden der Gemein- 
den am Ende des Rechnungsiahres 15'57158 50 vH, Ende 1962 dagegen 55 vH 
der unmittelbaren Ausgaben. Wegen der Abhängigkeit von den Länderzuwei- 
sungen ist vor allem bei den Gemeinden die Unterscheidung zwischen rentier- 
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Die öffentlichen Finanzen 

lichen und unrenherlichen Schulden wichtig. Die Schulden zu Lasten von kom- 
munalen Wirtschafkunternehmen und von Verwaltungszweigen, deren Schulden- 
dienst im Prinzip durch kostendeckende Einnahmen oder durch Verpflichtungen 
Dritter gesichert ist, machten 1958 und 1963 57 vH der Verschuldung der Ge- 
meinden (einschließlich Schulden gegenüber anderen Gebietskörperschaften) aus. 

1% Zur Beurteilung der koniunkturellen Einflüsse, die von der Finanzgebamng 
der Mentiichen Hand ausaehen. sind die Einnahmen- und Ausaabenströme nur 
von Bedeuiung, soweit sieauf den inländischen ~inkornmenskFeislauf expansiv 
oder kontraktiv wirken. Die gesamten Einnahmen - ohne Schuldenaufnahme, 
iedoch einschlie8lich Einnahmen der Sozialversiche~ng - stammen fast voll- 
ständig aus dem Inland und führen inwweit zu einer Kontraktion des inneren 
Einkommenskreislaufs. Von diesen Einnahmen flieBt indes nur der Teil wieder 
in den inländischen Kreislauf zurück, der für Käufe von Waren und Dienst- 
leistungen auf den Inlandsmärkten, für Einkommens- und Vermögensübertra- 
aunaen sowie als Darlehen im Inland ausaeaeben wird. Da die öffentliche Hand 
neben diesen inlandswirksamen ~ u s g a 6 e i  umfangreiche Zahlungen an das 
Ausland leistet - insbesondere für die Einfuhr von Rüstungsgütern und für 
Wiedergutmachungen - und außerdem- hauptsächlich im Rahmen der Sozial- 
venichewng - ständig Oberschüsse bildet, sind in der Bundesrepublik die 
von den Staatseinnahmen ausgehenden kontraktiven Einflüsse durchweg stärker 
gewesen als die von den Staakausgaben ausgehenden expansiven Einflüsse. 

199. Die Inlandseinnahmen des Staates (Gebietskörperschaften und Sozialver- 
sicherung) enhvickelten sich annähernd parallel zur Gesamtnachfrage (Schau- 
bild 37). Der Gleichlauf beruhte nicht auf einer bewußt antizyklischen Steuer- 
politik, sondern darauf, da8 wichtige Steuertarife von selbst antizyklisch wirken, 
weil sie das Steueraufkommen mit der Einkommensenhvicklung progressiv ver- 
binden. Allerdings gibt es hier bei den gewinnabhängigen Steuern eine gewisse 
Verzögewng. Xndeningen des Steuerrechts hatten nur selten den Zweck, un- 
mittelbar die Koniunktur zu beeinflussen, meistem spielten andere Beweggründe 
die entscheidende Rolle. 

200. Bei der Gestultung ihrer inlandswirksamen Ausgaben waren die öffent- 
lichen Haushalte erst neuerdings bemüht, dem Koniunkturverlauf entgegen- 
zuwirken. Insbesondere die staatlichen Investitionen haben in der Regel die 
Koniunktursdmankungen nicht gedämpft, sondern verstärkt, weil sie gerade 
dann besonders kröftig waren, wenn die private Investitionstätigkeit lebhaft 
war, und weil sie umgekehrt besonders dann weniger stark zunahmen, wenn 
auch die private Investitionstätigkeit sich langsamer ausweitete. 

1 Da die Mentiichen Haushalte mit ihren Ausgaben aber der Entwicklung 
ihrer Einnahmen stets in zeitlicher V e r z ö g e ~ n ~  gefolgt sind, ergaben sich - 
wenn man den Saldo der Einnahmen und der inlandswirksamen Ausgaben des 
Staates zugrunde legt - in den meisten Jahren seit 1W unabsichtlich anti- 
zyklische Wirkungen. In Jahren verlangsamter Konj~nkturen~cklung reichten 
nämlich die Einnahmen zumeist nicht zur Deckung der beschlossenen Ausgaben 
aus, w6hrend in Jahren der Hochkoniunktur zum Teil erhebliche Oberschüsre 
anfielen. Je nach der koniunkturellen Situation hat alw der Staat Reserven ein- 
gesetzt und sich verschuldet oder Reserven gebildet und Schulden zurückgezahlt. 
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Die Enfwicklung 1964 

202. Wie immer in Zeiten einer Beschleunigung des Wachstums nehmen auch 
1964 die öffentlichen Einnahmen verstärkt zu. So haben sich die Einnahmen 
an Bundes- und Landessteuern bis September gegenüber dem entsprechenden 
Vorjahreszeitraum um 10 vH erhöht, während sie im ganzen Jahr 1963 nur um 
6,4 vH zugenommen hatten. Die gemeindlichen Steuereinnahmen haben sich im 
ersten Halbjahr 1964 um 8,8 vH gegenüber dem gleichen Zeitraum des Vor- 
iahres erhöht, während sie 1963 um 5,O vH gestiegen waren. Die Steuereinnah- 
men im ganzen Jahr 1964 werden somit vermutlich stärker steigen als das Brutto- 
sozialprodukt (etwa 95 vH). Auf der anderen Seite sind seit der Jahresmitte die 
Arbeitgeberbeiträge zu den Familienausgleichskassen weggefallen. Auch dies- 
mal wieder zeigt sich die Verzögerung des Aufkommens an veranlagter Ein- 
kommensteuer (+6,3 vH) und Körperschaftsteuer (+55 vH). 

203. Von den Mehreinnahmen des Jahres 1964 gibt der Staat verhältnismäßig 
wenig für seinen Verbrauch aus (Ziffer 68ff.). Die Einkommensübertragungen für 
Renten, Unterstützungen und Pensionen haben dagegen beschleunigt zugenom- 
men (Ziffer 134). Ebenso stellt der Staat für Investitionen im laufenden Jahr erneut 
etwa 15 bis X v H  mehr bereit als im Vorjahr; die Verschiebung in der Ausgaben- 
Struktur zugunsten der öffentlichen lnvestitionen hält also an. Die Darlehen des 
Staates, die hauptsächlich als Nachfrage nach Wohnbauten wirksam werden, 
dürften zwar höher sein als 1963, doch bleibt die Zunahme voraussichtlich weit 
geringer als bei den eigenen Ausgaben für Investirionszwecke. In der ersten 
Jahreshälfte 1964 ainaen von den öffentlichen Haushalten insaesamt exoansive 
Einflüsse aus. Im dritten Vierteliahr hat das Verhalten des Gaates kontraktiv 
gewirkt. 

Die voravssiditliche Enh'dclung 1965 

204. Die Einnahmen der öffentlichen Hand (Gebietskörperschaften und Sozial- 
versicherung) werden 1965 voraussichtlich prozentual weniger zunehmen als 
1964: zunächst als Folge des Steueränderungsgesetzes, dann wegen des Weg- 
falls der Arbeitgeberzahlungen zu den Familienausgleichskauen, der sich erst- 
mals ganzjährig auswirken wird, und schließlich wegen des Abbaus der Zölle 
im Rahmen der EWG. Das Bundesfinanzministerium rechnete beim Haushalts- 
voranschlag für 1965 mit einer Wachstumsrate des Bruttosozialprodukts von 
8,O vH und gab auf Grund dessen und der übrigen Bestimmungsgräßen' eine 
erwartete Zunahme der Steuereinnahmen (einschließlich Lastenausgleichsabga- 
ben) von nur 6 vH an (gegenüber 85  vH 1964). 

205. Auf der Ausgabenseite werden die Aufwendungen für den Staatsverbrauch 
voraussichtlich etwas stärker zunehmen als 1964, die Ausgaben für Einkommens- 
Übertragungen dagegen eiwas weniger. Wesentlich verlangsamt werden die 
Investitionsausgaben ansteigen, soweit dies avf G ~ n d  der Haushaltspläne be- 
urteilt werden kann. 

206 Der Voranschlag des Bundeshaushalts für 1965 sieht eine VergröOerung 
des Volumens auf 63,9 Mrd. DM gegenüber 60,3 Mrd. DM 1964 vor; das sind 
rund 6 vH mehr. Nach Angaben des Bundesministeriums der Finanzen erhöhen 
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sich die Inlandsausgaben innerhalb des Etats nur um 5 vH. Die Bundesregierung 
ist damit zunächst den Empfehlungen des Ministerrats der EWG gefolgt, die 
nominalen inlandswirksamen Kassenausgaben auf 105 vH des Voiahres zu 
begrenzen. Wie schwierig es letztlich sein wird, den Haushalt innerhalb dieser 
Grenze zu halten, wird deutlich, wenn man sich vergegenwärtigt, da0 die Be- 
schränkung auf 63,9 Mrd. DM nur unter Ausnutzung einiger haushalktechnischer 
Möglichkeiten zu erreichen war und daß der Voranschlag - allerdings ent- 
sprechend den Gepflogenheiten der Haushaitsaufstellung - die dem Bund aus 
der Anhebung der Tariflöhne und Tarifgehälter im offentlichen Dienst erwach- 
senden Mehrausgaben nicht berücksichtigt, weil sie in ihrer Höhe noch nicht 
festliegen. Im einzelnen sind nicht nur 651 Mill. DM Glabalkürzungen bei den 
verschiedenen Haushaltsplänen vorgesehen - dies war var allem aus Deckungs- 
gründen nötig, weil der Bund auf Grund gesetzlicher und rechtlicher Verpflich- 
tungen gehalten war, Mehrausgaben in Höhe von 4,9 Mrd. DM einzustellen -, 
sondern man hat vielfach Leertitel auch in solchen Fällen eingesetzt, bei denen 
heute schon feststeht, daß dem Bund takächliche Aufwendungen erwachsen 
werden. So besteht Z:B. auf Grund eines Gerichkurteils die ~ei~fl ichtung, den 
öffentlichen Verkehrsbetrieben die unentgeltliche Befärdewng von Kriegs- und 
Wehrdienstbeschädiaten im Nahverkehr ab 1. A ~ r i i  1950 in der GrÖOenordnuna 
von rund 200 Mill. DM zu erstatten. Darüber hinaus ist das Volumen des Bunde; 
haushalk dadurch verkleinert worden, daß die Gewinnabliefewng der Deut- 
schen Bundesbank und die daraus vorzunehmende Tilgung der Avfwertungs- 
schuld (1964 100 Mill. DM) in Einnahme und Ausgabe weggelassen wurde; ferner 
sind mit Sicherheit zu erwartende Betriebsverluste bei Bundesbahn und Bundes- 
post, die der Bund tragen muß, nicht im Haushalt berücksichtigt. Deren Ren- 
tabilitätslage hat sich bereits im laufenden Jahr erheblich vedlechtert. Unter 
diesen Umständen könnte sich der Anstieg der inlandswirksamen Ausgaben nur 
in der Grenze von 5 vH halten, wenn 1965 erheblich mehr Auslandszahlungen 
geleisiet werden als 1964. 
2üi. Bei den Ländern, an die sich die Empfehlung des Ministerrak der Euro- 
päischen Wirtschafisgemeinschaft ebenfalls richtet, werden die Schwierigkeiten, 
die Grenze für die Zunahme der Ausgaben von 5 vH einzuhalten, ahnlich groß 
sein wie beim Bund. Zwar haben die Haushaltsrerte in einigen Ländern erheb- 
lich abgenommen, so da0 die Ausgaben durch den Abbau solcher Ausgaben- 
reste nicht mehr sa viel über die Haushaltsansätze hinausgehen werden wie 
1964, doch werden - ebenso wie beim Bund -die Voranschläge durch die im 
Laufe des Jahres zu erwartenden Lohn- und Gehaltserhöhungen Überschriwn 
werden. Bisher vorliegende Haushaltspläne von sedis Ländern, auf die etwa 
zwei Drittel des Ausgabevolumens aller Länder entfallen, lassen bereits eine 
Erhöhung der Ausgaben von 9 vH gegenüber den Ansätzen des Voriahres 
erwarten. 

208. Ober die Haushalte der Gemeinden und Gemeindeverbände liegen für 
1965 keine ausreichenden Informationen vor. Es ist jedoch kaum damit zu rech- 
nen, daß im kommunalen Bereich die Ausgaben um nicht mehr als 5 vH zuneh- 
men werden. Sollten die Länder bei ihren Schlüsselzuweisungen -wie 1964 - 
Zurückhaltung üben, könnten die Gemeinden sicherlich zum großen Teil erneut 
in die Schuldenahahme ausweichen. 
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Gwndsätriiche Bemerkungen 

109. Die Empfehlung des Ministerrats der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
Schaft, in allen Mitgliedsländem bei der Ausweiiung der Staatsausgaben nicht 
über einen bestimmten Prozentsatz hinauszugehen, hat sicherlich mitgeholfen, 
in diesen Ländern den Widerstand gegen ein inflatorisch wirkendes Verhalten 
der öffentlichen Hand zu stärken. In der koniunkturellen Situation, in der diese 
Empfehlung gegeben wurde, erschien wohl auch der gewählte Satz von 5 vH 
angemessen; zudem war die Empfehlung Ausdruck einer gewissen Bereitschaft 
zur Koordinierung der Koniunkturpolitik. Sollte iedoch daran gedacht werden, 
die Vorgabe eines solchen Satzes durch den EWG-Ministerrat zur Regel zu 
machen, so ist zu bedenken, daß die Ausgabenpolitik der öffentlichen Hand, 
auch was das Volumen der Ausgaben angeht, nicht allein dem Gesichtspunkt 
einer mehr oder weniger gemeinschaftlichen Koniunkturpolitik unterworfen wer- 
den kann, es sei denn auf Kosten anderer Ziele der Wirtschaftspolitik, insbeson- 
dere eines angemessenen Wachstums. Im Hinblick ouf die Versorgung der Be- 
völkerung mit öffentlichen Gütern und die Erfordernisse einer langfristigen Vor- 
sorge in den Bereichen des Bildungswesens, des Gesundheitswesens und des 
Straßenbaus kann es sehr wohl nötig sein, daß der Zuwachs der öffentlichen 
Ausgaben einmal für einige Jahre über dem gesamiwirkchaftlichen Durchschnitt 
der Nachfrageexpansion liegt und der Anteil der Staahausgaben am Sozial- 
produkt damit steigt. Unter anderen Umständen mag das Gegenteil angeraten 
sein. Da iedoch die hier angesprochenen Bedarfsgntppen nicht in allen Mit- 
gliedsländern der Europäischen Wirtschaftsgerneinschaft gleich dringlich sind 
oder die zuständigen nationolen Instanzen diese Dringlichkeit nicht einheitlich 
beurteilen, kann die Vorgabe einer einheitlichen Expansionsrate für die Stoats- 
ausgabenaller Lönder nur in Ausnahmeföllen überwiegend vorteilhaft sein, so 
sehr auch aerade diese Einheitlichkeit die koniunktur~oiitische Kw~erat ion - 

erleichtern mag. Dabei sollte nicht übersehen werden, daß auch eine'~uswei- 
tung der Staatsausgaben, die von Mitgliedsland zu Mitgliedsland unterschiedlich 
is t  oder vom ieweiligen Wachmim des Sozialprodukts abweicht, unter dem 
Gesichts~unkt einer harmonisierten und koniunkiurgerechten Fiskalpolitik durch- 
aus unb;denklich ist. wenn zugleich die Steuer- und Venchuldungspolitik der 
%ahn einer mengen koniunkturpolitirchen Disziplin unterworfen würde. 

210. Die Bundesregierung hat sich in der Vergangenheit zu wiederholten Malen 
um konjunklurgerechtes Verhalten auch im Bereich der öffentlichen Finanzen 
bemüht. Ihren Maßnahmen waren iedoch vielfach nur Teilerfolge beschieden. 
Das tag vor allem daran, da0 es eine erhebliche Zeit zu dauern pflegt, bis die 
von der Regierung beschlossenen Maßnahmen vom Parloment genehmigt und - 
ins Werk gesetzt werden können, SO daß sie oft erst in einem Zeitpunkt wirk- 
som werden, zu dem sich die konjunkturelle Lage bereits wieder gewandelt hat. 
Hinzu kommt, da0 der Bund nur etwa die Hälfte der Staatsausgaben zu beein- 
flussen vermag und daß das finanzielle Verholten der Länder und Gemeinden 
den koniunkturpolitirchen Absichten der Bundesregierung unter Umständen 
zuwiderl6uft (Ziffer 54). Auch erschwert die zeitliche Verzögerung des Auf- 
kommens der gewinnabhängigen Steuern eine konjunkturgerechte Firkalpolitik 
von Bund und Ltindern. 



Grundsäfzlidie Bemerkungen 

211. Die Bundesregierung ist im Nachtrag zum Wirkchaftsbericht vom 8. Juni 
1964 auf diese Schwierigkeiten ausführlich eingegangen und hat in dem Ab- 
schnitt .Erweiterung des koniunkturpolitischen Instrumentariums' Möglichkeiten 
einer antizyklischen Finanzpolitik beschrieben, von denen wir einige nodi ein- 
mal hervorheben und ergänzen möchten. 

n2 Dem Vorschlag, die zeitliche Verzögerung des Aufkommens der gewinn- 
abhängigen Steuern abzukürzen, kommt deshalb besondere Bedeutung zu, weil 
dies in iedem Fall konjunkturausgleichend wirken würde. Die Bundesregierung 
spricht hier die Möglichkeit eines Systems der zeitnahen Selbstveranlagung an. 
Daneben ist auch daran zu denken, daß die Vorauszahlungen von Gewinn- 
steuern - auf Grund der Umsotzsteueworanmeidungen - rascher, stärker und 
allgemeiner an die mit dem Koniunktuwedauf wechselnde Gewinnlage der 
Unternehmen angepai3t werden könnten. Dabei dürfte man von einer - nicht 
zu geringen - Verzinsung sowohl der .Steuerschulden' als auch überhöhter 
Vorauszahlungen erwarten, dai3 sie Steuerpflichtige und Fiskus dahin drängen, 
wegen des eigenen Vorteils auf eine möglichst weitgehende Obereinstimmung 
von Gewinnentwicklung und SteuerfiuB zu achten. 

n3 Dagegen erscheint uns die im Nachtragsbericht der Bundesregierung 
erwähnte Manipulierung der steuerlich zulässigen Anlageabschreibungen zur 
Kaniunktuntabilisierung weniger geeignet. Einmalige und zeitlich befristete 
Sonderabschreibungen auf lnvestitionen während einer Rezession sowie zeitlich 
befristete Prämien für die Vertagung bestimmter lnvestitionen in der Hochkon- 
iunktur sind, kurrfristig gewährt, sicherlich zweckmaig, und eine weitergehende 
Ermächtigung der Bundesregierung, hier gegebenenfalls rasch selbständig zu 
handeln, wäre kanjunkturpolitisch vorteilhaft. Im allgemeinen ist iedodi eine 
antizyklische Abschreibungspolitik mit der Gefahr eines unerwünschten An- 
kündigungseffektes verbunden. Diese Gefahr ließe sich nur vermeiden, wenn 
die Bundesregierung im Rahmen eines ausreichenden Ermessensspieiraum ihre 
~nkcheidun~en ohne Rücksicht auf die besondere Lage in einzelnen Bereichen 
träfe. insbesondere also ohne Verhandlunaen mit den Veriretern koniunktur- 
schwacher Branchen, denen sie ihre ~bsichten vorzeitig enthüllen mü0k 

214. Die Steuerprogression sowie die Notwendigkeit, das bestehende Steuer- 
System zu verbessern, lassen immer wieder Steueränderungen nötig werden; 
diese Anderungen könnten zeitlich so gelegt werden, da0 ihre expansiven oder 
kontraktiven Wirkungen den koniunkturpolitischen Erfordernissen entsprechen 
Praktisch würde dies bedeuten, dai3 Steuenenkungen, die den Verbrauch an- 
regen und über die Netto-Rentabilität der Unternehmen die Investitiansbereit- 
Schaft erhöhen, vornehmlich in Zeiten verlangsamten Wachstums der Gesamt- 
nachfrage durchgeführt werden. Im Falle einer ernsthaften Rezession werden 
Bundestag, Bundesrat und Bundesregierung sicherlich nicht zögern, auch darüber 
hinous kräftige Steuersenkungen für begrenzte Zeit vorzunehmen. Auf die 
rechtzeitige und gegebenenfalls kurzfristige Durchführung kommt es bei jeder 
koniunkturwirksumen Steueränderung ent&eidend an. Die Bundesregierung 
hat in ihrem Nachtragsbericht für 1964 dargelegt, da0 sie prüfen lassen wolle, 

~ - 

ob eine Ermächtigung in Betracht kommen könne, die der Bundesregiemng 
aewisse Steuerändemnaen durch Rechtsverordnuna erlauben würde. Wir unter- 
streichen die ~edeutungdieser Frage und sind der-~einung, daß - abgesehen 
von den rechtlichen Problemen, die wir nicht erörtern können- inöglicherweire 
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schon eine Regelung befriedigen würde, die es in das koniunkturpolitische Er- 
messen der Bundesregierung stellt, den Zeitpunkt für das Inkrafttreten be. 
schlossener Steueränderungsgesetze - vielleicht im Einvernehmen mit dem 
Steuerauachuß des Bundestages - zu bestimmen. 

215. Die Ausgaben der öffentlichen Hand lassen sich weniger stark beeinflussen 
als das Steueraufkommen. Stärkere Schwunkungen der Staatsausgaben sind 
wachstumspolitisch nicht unbedenklich, weil sie unter Umständen die Erfüllung 
der staatlichen Aufgaben beeinträchtigen. Ein stetiges Wachstum der Staats- 
ausgaben wirkt im übrigen allein schon durch den großen Anteil dieser Aus- 
gaben an der Gesamtnachfrage konjunktuntabilisierend. Eine zeitliche Tiefen- 
staffelung der öffentlichen Investitionen mag notwendig sein, damit dem Ge- 
sichtspunkt der Dringlichkeit einzelner Vorhaben ebenso Rechnung getragen 
werden kann wie dem gesamhvirtschaftlichen Erfordernis der Stetigkeit. Was die 
Koordination der öffentlichen Haushalte - insbesondere für den Bereich der 
Nachfrage nach Bauleistungen - anlangt, so könnte möglicherweise eine KIä- 
rung der verfassungsrechtlichen Probleme, die hier liegen, dazu beitragen, daß 
Fehlentwicklungen in diesem Bereich vermieden werden können. 

216. Ein stetiges Wachstum der Staatsausgaben hätte zur Folge, daß im Kon- 
iunkturaufschwung Obenchüsse entstünden, die es erlaubten, Schulden bei der 
Bundesbank zurückzuzahlen und Guthaben für spätere Zeit anzusammeln; bei 
verlangsamtem Wachstum des Sozialprodukts könnten diese Guthaben und 
darüber hinaus Kredite der Bundesbank in Anspruch genommen werden. Der 
Grundsatz, da0 die Yaatsausgoben sich moglichst stetig entwickeln sollen, 
schließt nicht aus, daß öffentliche Investitionsvorhaben beschleunigt ausgeführt 
werden, wenn in Zeiten verlongsornter Nachfrageexpansion freie Kapazitäten 
vorhanden sind. Koniunktur- und wachshimspolitisch wäre es wünschenswe~, 
daß die Ausnutzung solcher Möglichkeiten dann nicht an einem Mangel an 
gut vorbereiteten Proiekten im Bereich Mentlicher Baworhaben und - nicht 
zuletzt - der Bundesbahn und Bundespost scheitert. 



Achtes Kapitel: Die voraussehbare Entwicklung 

217. Entgegen manchen Vorstellungen, die da und dort bestehen mögen, kann 
man nicht erwarten, daO irgendiemand, auch nicht ein Gremium, in der Lage 
ist, die künftige wirtschaftliche Entwicklung vorherzusehen. Was wir verant- 
worten können, ist sehr viel weniger: Wir können nur die Entwicklungen, die 
unsere Wirtschaft in der Zukunft nehmen könnte, der Reihe nach überprüfen, 
um aus dem weiten Bereich der Möglichkeiten jene Zukunfhhypothese heraus- 
zufinden, die nach unserer Auffassung am besten mit den uns bekannten Tat- 
sachen und Theoremen in Einklang steht und die wir deshalb als'unsere beste 
.Setzungm ansehen. Sie ist eine Proiektion, der wir zwar eine größere Wahr- 
scheinlichkeit beimessen als allen anderen, aber sie braucht nach nicht einmal 
eine hohe Wahrscheinlichkeit zu besitzen. In manchen Fällen würden wir es 
sogar begrüflen, wenn die Ereignisse unsere Vorhersagen nicht bestatigten. Das 
gilt vor allem für die Fehlentwicklungen, die sich durch ein vorbeugendes Ver- 
halten des Staates und aII derer, die auDer ihm gesamtwirtschaftliche Verant- 
wortung tragen, vermeiden lassen. 

218. Der Sochverständigenrat hat seine Vorausschau auf Grund der Infor- 
mationen aufgestellt, die ihm in der ersten Novemberhälfte 1964 zur Verfügung 
standen. Die letzten statistischen Angaben beziehen sich daher in den meisten 
Fällen auf September 1964. Die Vorausschau beschränkt sich auf das ente Halb 
iahr 1965, da die Auftragsbestände einigermahn sichere Hypothesen über die 
wahrscheinliche Entwicklung von Investition und Ausfuhr nur fOr einen relativ 
kurzen Zeitraum zulassen. Die Nachteile gegenüber einer Vorausschau auf ein 
volles Jahr liegen vor allem darin, daB einige Informationen, wie z. B. die 
Voranschläge der öffentlichen Haushalte, sich auf das ganze Jahr beziehen. 
Unsicherheiten, die mit der Zuordnung solcher Daten auf eine Jahreshölfte ver- 
bunden sind, glauben wir in Kauf nehmen zu können. Der tatsächliche Prognose. 
Zeitraum - vom Monat der letzten Information aus gerechnet - beträgt in 
diesem Bericht immer nach neun Monate. 

219. Auf Grund der Auftragseingänge aus dem In- und Ausland redinen wir 
mit einer anhaltenden Vollbeschäftigung der Produktionsanlagen und des 
Arbeihkräftepotentials bis tief hinein in das Jahr 1965. Die Invesiitionsneigung 
der Unternehmer, die unter dem Einfluß der adenwirtschaftlichen Entwicklung 
seit Mitte 1963 kräftige Impulse empfangen hat, ist groO genug, um die Gefahr 
einer Unterbeschäftigung der Investitionsgüterindustrien auch für den Fall eines 
stärkeren Rückgangs der Auslandsauiträge auszuschlie0en. Die fJr den 1. Januar 
1965 vorgesehene Steuersenkung wird ebenfalls die Binnenkaniunktur anregen. 
Die Konsumgüterindustrien können sich zudem vor allem von den Lohn- und 
Gehaltserhöhungen, die bereits eingetreten und bis zum Frühiahr zu erwarkn 
sind, eine Absatzausweitung versprechen. SchlieOlich ist damit zu rechnen, da0 
die zuständigen Instanzen gerade im Wahliahr die koniunktur- und fiskalpoli- 
tischen Bremsen lockern werden, sobald ihnen dies irgend veriretbar erscheint. 

220. Was die adenwirtschaftlichen Beziehungen anlangt, so sprechen die bis 
November 1964 verfügbaren Informationen zugunsten der Annahme, d d  sich 
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unsere Zahlungsbilanz während der nächrten Monate in der Nähe des Gleich- 
aewichk (unoefähr ausaealichene G~ndbiianz) halten wird. falls es in wichtiaen 
Parirerländ&n nicht z;p&tisch bedingten St6rungen kommt. Die Importe wer- 
den vorerst wohl weiter schneller zunehmen als die Exporte, die vor allem wegen 
der doch recht wirksamen Stabilisie~ngsbemühungen in Italien und Frankreich 
und der handelspolitischen MaOnahmen GroObritanniens verlangsamt wachsen 
werden. Auch is t  damit zu rechnen, daO die Tendenz zur Passivierung unserer 
Dienstleishingsbilonz, wenn ouch abgeschwächt, anhält. Unter diesen Umständen 
wird sich der LeistunasbilanzÜberschvO in den nächsten Monaten eher vermin- 
dern als vergröOern.-~ie terms of trade werden sich 1965 im Vergleich zu 1964 
erneut verbessern. 

221. Wegen der geringen Elastizität des Arbeitskräfteangebots und der Ar- 
beikzeiiverkürzungen wird das Arbeibolumen im ersten Halbjahr 1965 nicht 
g d e r  sein als 1964; es mvR sogar mit einem leichten Rückgang gerechnet wer- 
den. Die Zuwachsrate des realen Bruttosozialprodukts wird daher ousschlieOlich 
bestimmt sein durch die Zunahme des Produktionsergebnisses ie Stunde, die 
ihrerseits abhängig ist von dem - früheren - Investitionsvolumen, das im Pro- 
gnosezeitraum zur Produktionskopozität ausreift, von der i h d e ~ n g  der Be- 
schäftigtenstruktur zugunsten von Industriezweigen und Betrieben mit über- 
durchschnittlich hoher Produktivität (Struktureffekt), von Verbesserungen in der 
Eetriebsorganisation und von einer etwaigen Zunahme der Arbeitsintensität 
je geleistete Arbeikstunde. Gegeben und bekannt sind hiervon nur die früher 
getätigten Investitionen; sie waren 1964 verhältnismäßig hoch. Von dieser Seite 
kann alw durchaus wieder mit beachtlichen Produktivitätsfartschritten im ersten 
Halbjahr 1965 gerechnet werden, obwohl freie Kapazitäten gegenwärtig nicht 
mehr in größerem Umfang vorhanden sind. Die anderen Faktoren, die die Rate 
der durchschnittlichen Produktivitätssteigerung bestimmen, sind weitgehend ab- 
hängig von der Nachfrogeentwid<lung. Behält die Nachfrageexpansion ihr 
gegenwärtiges Tempo bei, rechnen wir mit einer durchschnittlichen Produk- 
tivitätssteigerung von 5 bis 55 vH; beschleunigt sich die Nachfrageexpansion 
kräftig, so könnte dies RationalisierungseEekte erzwingen, die die Rate der 
Produktivitäksteigewng möglichemeise bis auf etwa 6 vH erhöhen würden, 
allerdings unter den gegebenen Umständen nur mit beschleunigtem Preisanstieg; 
stagnierte die Nachfrage, so wäre eine sehr viel geringere Produktivitäksteige- 
rung zu erwarten. Bei den Annahmen, die wir der Vorausschau im einzelnen 
zugrundegelegt haben, ergibt sich eine Produktivitätssteigerung von ~ n d  5 vH 
und eine Zunahme des realen Bruttosazialprodukts um etwa 45 vH. 

222 Da die nominale Gesamtnodrfrage nach unserer Vorausschätzung weiter- 
hin so stark zunehmen wird, da13 das Angebot sie trotz steigender Importe zu 
den bisherigen Preisen nicht decken wird, mvO mit einem zumindest ebenso 
starken Preisanstieg wie im zweiten Halbiahr 1964 gerechnet werden, immer 
verglichen mit dem gleichen Zeitraum des Voriahres. Sollte die Nachfrage stär- 
ker zunehmen, so würde sich der Spielraum für die Oberwälzung von Kosten- 
erhöhungen noch vergröoern. 

223. Die Ergebnisse der Vorausschau, die sich auf die wichtigsten Daten der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen beschränken, sind in Tabelle 55 zusam- 
mengestellt. Die Zahlenangaben sind nur rechnerische Anhaltspunkte für die 
voraussichtliche Entwicklung und Struktur der Nachfrage und des Angebots. 
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Tabelle 5ä 

Die wichtigsten Daten der Volkswirtrchaftlichen Geramhechnung 
Verbnderung gegenober dem entsprechenden Voriohreueitmum in vH 

L Komponenten 
der Nachfrage 
Auduhr.. . . . . . . . 
Bruttoanlagen- 
lnvestitlonen . . . 
Bauten . . . . . . . . 
AusrOstungen.. 

Staatsverbrauch . 
Privater . . . . -. -. 
Verbrauch .....I + 8,5 + 9,8 + 9,2 + 5,4 + 8,O + 8,O + 7,5 + 9,O 

Endnachfrageh) ..I +12,8 + 9,3 + 9,O + 6,4 + 9,s +10.5 + 9,0 + 6 5  

11. Gesamtangebot 
Bruttosorial- 
produkt ....... . 

Elnfuhr ........ . 
III. Komponenten 
des Angebots 
Erwerbstlltlge . . . 
Geleistete Stun- 
den je Erwerbs- 
tetigen.).) ..... 

Arbeitsvolumen . 
Arbeitspmduk- 
tivitat (reales 
Produktions- 
ergebnis je 
Arbeitsstunde) . 

Bruiioinlands- 
produkl, real . .. 

+11,5 + 9,s + 8,7 + 6,2 + 9-5 +10,5 + 8,s + 8,O 
+18,7 + 5,8 +10,6 + 7.2 + 9,s + 9,O +10,0 + 8,O 

+ 1.8 + 1,4 + 0,7 + O,4 + 0.5 + 0.6 + 0.4 + 0,3 

- 0.1 - 1.2 - 1,s - 14 + 0,2 + O,4 & 0 - 47 

+ 1.7 + 4 2  - 12 - 1,l + 0,7 + 1,O + 0,4 - 0,4 

+ 6,9 + 5,3 + 5,3 + 4 3  + 5,8 + 7.5 + 5,O + 5.0 

+ 8,7 + SC + 4,l + 3 2  + 6.5 + 8.5 + 5,s + 4.6 

IV. Preisent- 
wlckiung 
des Bruttosozial- 
produkts ....... 

des Privaten 
Verbrauchs .... 

Preislndex fPr 
die Lebens- 
haltung*] .. . . . . 

+ 2,6 + 4,3 + 4,4 + 2,9 + 2,s + 2.0 + 3,O + 3,s 

+ 1,3 + 2,8 + 3,l + 2.6 + 3,O + 2,s + 3,O + 3,s 

+ 1,4 + 2.3 + 3.0 + 3,O + 2.5 + 2.0 + 2,5 + S,ü 

Ab 1 S I  B~ndwgeb1.t ilnuhl.. 1m ohne Siarland und Biilin ( W d .  
') Vorilvrige Ervebnislo. 
3 Eigene ScMuungon. 
3 Qusllo: ü o u t u b  Bundosbnlr 
1 InUndissh. Vomndunp plus Auduhr. 
3 ElnachL Vifänderuno d.r Zahl d.i Arbenrtaga 
3 Mltlbm Vorbnucbrpruppq 1m - lm 
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224 Damit die Annahmen, die der Vorausschau zugwnde liegen, Oberprüft 
werden können, werden sie in zusammengefaßter Form hier dargelegt. Einzel- 
heiten sind aus den im Anhang III wiedergegebenen Arbeitsunterlagen zu 
ersehen. 

225, Die Vorausschau der Auduhrenhvicklung beruht auf Proiektionen des 
voraussichtlichen Koniunkturverlaufs in den elf wichtigsten Partnerländem und 
auf Funktionen, die die Entwicklung der deutschen Exporte in diese Länder mit 
dejenigen des nominalen Bruttosozialprodukts in diesen Ländern während der 
letzten zehn Jahre in Beziehung setzen. Für das erste Halbiahr 1965 kann mit 
einiger Sicherheit angenommen werden, doß sich das gegenwärtig vorherr. 
schende internationale Koniunkturklima nicht wesentlich ändern wird. Zugunsten 
dieservermvtung spricht die anhaltend lebhafte wirtschaftliche Aktivität und die 
Zunahme der Auftragseingänge in den Vereinigten Staaten, in Usterreich, in 
den skandinavischen Ländern und wohl auch in Frankreich. Zwar ist in  den 
Benelux-Ländern in absehbarer Zeit mit einer Koniunkturdämpfung zu rechnen, 
aber in Italien stehen expansive MaOnahmen unmittelbar bevor. In GroObritan- 
nien wird der zusätzliche Zoll von 15 vH auf Fertigerzeugnisse eine gewisse 
Expansionspolitik ermöglichen, ohne daO die Handelsbilanz auf der lmportseite 
belastet wird. Von Zöllen auf Fertigerzeugnisse wird aber die Bundesrepublik 
verhältnismaßig stark betroffen. So rechnen wir insgesamt für das erste Halb- 
jahr 1965 mit einer geringeren Zuwachsrate unserer Ausfuhr (5.0 vH) als für die 
zweite Hälfte 1964 (65 vH). Für eine derartig ruhige Exportenhvicklung spricht 
auch der Anstieg unserer Ausfuhrpreise in den letzten Monaten (Ziffer 32), der 
die internationalen Preisunterschiede in ähnlicher Weise verringert hat wie 1961 
die Aufwertung. 

226. Mit ziemlicher Sicherheit kann ausgeschlossen werden, daß diese Ausfuhr- 
enhvicklung die Investitionstätigkeit beeinträchtigen wird. Für eine anhaltend 
große lnvestitionsbereitschaft spricht vor allem die Zunahme der inländischen 
Bestellungen bei den Investitionsgüterproduzenten. der Bestand an unerledigten 
Aufträgen und der hahe Auslastungsgrad der Industriekapazitäten. Diese Ten- 
denzen in Zuwachsraten auszudrücken, ist nur innerhalb eines gewissen Spiel- 
raums vertretbar. Die angenammene Zuwachsrate der Ausrüstungsinvestitionen 
von 10vH im ersten Halbjahr 1965 ist deshalb nicht mehr als eine Rechengröße. 

W. Weder beim Wohnungsbau noch bei den Bauvorhaben der gewerblichen 
Wirtxhaft oder der öffentlichen Hand gibt es Anzeichen fOr einen gwndlegen- 
den Wandel der Nachfrage gegenüber der zweiten Hälfte 1964. Die Oberhänge 
sind immer nach beträchtlich. Für den Bereich des Tiefbaus wird dabei voraus- 
gereizt, daO die in den öffentlichen Haushalten für den StraOenbau veran- 
schlagten Beträge zu einem verhältnism6ßig großen Teil schon in der ersten 
Hälfte 1965 ausgegeben werden. Diese Annahme erscheint um so eher gerecht- 
fertigt, als im Tiefbau genügend Kapazitäten vorhanden sind. 

228. Beim zivilen Staatsverbrauch kann man davon ausgehen, daO die Aus- 
gaben 1965 mehr steigen werden als 1964, da die Bearntengehälter zum 1.0k- 
tober 1964 aufgebessert wurden und Lohn- und Gehaltserhöhungen für die 
Angestellten und Arbeiter im öffentlichen Dienst zu erwarten sind. Für die künf- 
tige Entwicklung der Verteidigungsausgaben liegen Anhaltspunkte kaum vor. 
Wir verlassen uns deshalb hier auf Schätzungen von Stellen, die über Absichten 
und Vorstellungen der Bundesregierung besser unterrichtet sind. 
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229. ~ r u n d l a ~ e  für die Schähung des Privaten Verbrauchs ist die voraussicht- 
liche Entwicklung des verfügbaren Einkommens. Was die Einkommen aus un- 
selbständiger Arbeit anlangt, so kann davon ausgegangen werden, daß die Zahl 
der Arbeitnehmer noch langsamer, die tariflichen Löhne und Gehälter dagegen - nach den wirksam werdenden Tarifabschlüssen und den angemeldeten Lohn- 
forderungen zu urteilen - rascher steigen werden als bisher. Die Steigerung 
der Bruttolohn- und -gehaltssumme wird sich doher im ersten Halbjahr 1965 
etwas beschleunigen. Da die zum Jahresbeginn 1965 in Kraft tretende Steuer- 
Senkung die privaten Haushalte um fast 2 Mrd. DM entlasten dürfte, wird sich 
das Nettoeinkommen aus unselbständiger Arbeit voraussichtlich rascher erhdhen 
als im zweiten Halbiahr 1964. 

230. Bei den übertragenen Einkommen kann für 1965 eine etwa gleich g r o k  
Zuwachsrate wie im Jahr 1964 angesetzt werden; zwar werden die sogenannten 
Bestandsrenten der Sozialversicherung 1965 stärker angehoben werden (9,4 vHl 
als 1964 (82 vH); dagegen ist für die übrigen ~inkommensübertragungen insge- 
samt mit einer geringeren Zuwachsrate als 1964zu rechnen. 

231. Im ganzen kann man davon ausgehen, d d  das verfügbare Einkommen 
der privaten Haushalte im ersten Halbjahr 1965 um 9 bis 93 vH hdher sein wird 
als im ersten Halbiahr 1964. Dabei is t  angenommen, da0 die Einkommen der 
privaten Haushalte aus Unternehmertütigkeit und Vermögen ebenso rasch zu- 
nehmen werden wie bisher. Mit 9 bis 9 3  vH dürfte die Obergrenze für die Zu- 
nahme des Privaten Verbrauchs aufgezeigt sein. Sollte indessen die Sparquote 
weiter steigen - was durchaus wahrscheinlich ist -, so würde der Private Ver- 
brauch entsprechend weniger zunehmen. Eine Zuwachsrate von 8 vH fJr den 
Privaten Verbrauch dürfte die Untergrenze sein; ihr entspräche eine durch- 
schnittliche Sparquote von 113 vH. 

232 Bei der Vorausschau der Produktion gehen wir davon aus, daß der Spiel- 
raum für eine Erhöhung des Angebots an Arbeitskräften sehr eng begrenzt ist. 
Vom Wonderungsgew&n und aus der Arbeitslosenreserve wird man keine zu- 
sätzlichen Arbeitskräfte erwarten können. Aus der natürlichen Bevölkerunas- 
bewegung wird sich ein Abgang von Arbeitskräften ergeben, den auch ehe 
Steigerung der Erwerbsquoten nicht voll ausgleichen wird. Als einzige Quelle 
bleibt die vermehrte Einstellung ausländischer Arbeitskräfte. Aber auch hier 
zeichnen sich die Grenzen bereits ab. Es erscheint daher angebracht, die ZU- 
wanderung zusätzlicher Gastarbeiter für das Jahr 1965 nicht häher zu veran- 
schlagen, als sie 1964 war. Dies ergibt zusammen für das Jahr 1965 einen 
voraussichtlichen Zugang von rund 1WOOO Ewerbstätigen. Die Steigerungsrate 
gegenüber dem Vojahr wäre damit w iede~m etwas geringer als in den vor- 
angegangenen Jahren.') 

233. Die bisher von den Tarifpartnern getroffenen Vereinbarungen lassen er- 
kennen, da6 sich das Tempo der Arbeitszeiiverkürrungen nodimals verlang- 
samen wird. Selbst diese Arbeitszeiiverkürrungen werden nicht voll durch 
Oberstunden ausgeglichen werden. Der Einfluß der Witterung auf die Arbe'm- 
reit und auf das Arbeitsvolumen blieb außer Ansatz, weil der Winter 1963164 

11 Der Vomuo&ou abani. Ge dar hnk l lunm d n  hlln des Aibihmiüa Riilsr U%.) Inaen die ~ - ~ ~ ~ -  ~~ ~~~ ~ 

~ i o b ~ i s u  iner  g d n d l i h r  unlenuhung Üba-di. n iongm. und zukUnRig. Enhi&lvng dar Embc 
b.rbl*rvng wgn>n&, die das S lo i id id r  Bund-nt für d.n b h l 4 n d i g e n r o t  mgenonnen hol. Du 
SdwamYndigmrot n r d  od dies. Unknvhvng in einen r p ü k m  brihl nodi luriidlrommn. 
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nur wenig kalterwar als normai und deshalb Abweichungen in der einen wie in 
der anderen Richtung gleich wahrscheinlich sind. 

234. Ein zunehmender Teil der zusätzlichen Gesamtnachfrage dürfte auch in 
den nächsten Monaten durch Importe gedeckt werden. Die kommerzielle Fertig- 
wareneinfuhr, die reichlich 40 vH der gesamten Wareneinfuhr ausmacht, wird 
verindich in demselben Tempo wie bisher steigen oder sich noch beschleunigen. 
Die Preissteigerungen in einigen Paherländern haben sich gegenüber dem Vor- 
jahr zum Teil erheblich vermindert. Es ist doher zu erwarten, da6 etwaige Eng- 
pässe auf dem lnlandsmarkt durch Rückgriff auf das ausländische Angebot 
beseitigt oder gemildert werden. Die Zunahme der Rohstoff- und Halbwaren- 
einfuhr wird vermutlich weniger g r d  sein als bisher, da auch die industrielle 
Produktion mit etwas geringerer Rote steigen wird. Ferner ist damit zu rechnen, 
daß die Preissteigerungen auf den Weltrohstohär!+en ihren Höhepunkt über- 
schritten haben oder bald überschreiten werden, so daß zu spekulativen Vorrats- 
kaufen kein Anreiz mehr vorhanden sein dürfte. Die Dienstleistungsausgaben 
werden wohl ihre bisherige Entwiddungsrichtung beibehalten. 

235. Die Rate des Produktivitätsfortschritk war 1964 mit 6 vH höher als 1963. 
Wir setzen für das erste Halbiahr 1965 nur eine Steigeningsmte von 5 vH ein 
(Ziffer 221); dennein Mehr an Kapazitöisauslastung, wie es 1964 erreichbar war, 
sieht nicht zur Verfügung, obwohl die relativ hohen Investitionen, die 1964 
getätigt wurden, zum Teil schon im ersten Halbiahr 1965 einen beachtlichen 
Kapazitätszuwachs bringen dürften. Bei der erwarteten Nachfrageentwicklung 
werden sich auch im Vorausschätzungszeitraum Wandlungen in der Beschof- 
tigtenstruktur durchsetzen, deren Wirkung auf das durchschnittliche Produktionr- 
ergebnis ie Stunde wir positiv veranschlagen, und zwar mit 05 vH. Dieser Zu- 
nahme der Produktivität entspricht wohl eine Erhöhung des durchschnittlichen 
Arbeitseinkommens ie Stunde in ähnlichem Ausmaß, da der Obergang in pro- 
duktivere Bereiche zumeist durch Lohnuntenchiede ausgel6st wird. Insoweit ist 
der ProduktiviMtsfortschriFi bereits in Form höherer Löhne verteilt. Demnach 
bliebe ein noch verteilbarer Produktivitäkfortschritt von 45 vH. Auf der anderen 
Seife rechnen wir mit einer lohnpolitisch ebenfalls bedeutsamen Verbesserung 
der terms of trade. Auf das gesamte Realeinkommen und damit auch auf das 
Realeinkommen ie Beschäfiigtenstunde bezogen, dürfte diese Verbesserung 
05 vH betragen, so daß ein realer Einkommenszwachs von 5 vH zur Ver- 
teilung veifugbar bleibt. 



Neuntes Kapitel: 

Varaussihtliche Fehlentwicklungen und mögliche Gegenmittel 

236. Von den Zielen, die der Sachverstöndiaenrat seinem Gutachten zuarunde 
zu legen hat, ist das der Pr&&dität das äm meisten  gefährdete.^ 

Wir erwarten, daß das Preisniveau des Privaten Verbrauchs und damit auch 
der Preisindex für die Lebenshaltuna im kommendenHalbiahr - aufJahresmten 

~ ~ -~ ~ ~ 

bezogen - um etwa 3 v~steiaen wird. Unserer ~einuna'nach ist dies mehr. als 
sich mit dem Ziel der ~eldwe&tabilität vereinbaren lä6t, zumal nun schon'seit 
e f Jahren der Preisindex für die Lebenshaltung fad ständig gestiegen und selbst 
in Jahren ruhiger Koniunkturentwicklung nicht mehr gesunken ist. 

237. So besorgniserregend diese Entwicklung ist, so wenig überrascht sie, wenn 
man die Geldentwertung in den meisten anderen Ländern zum Vergleich her- 
anzieht und bedenkt, da0 bei festen Wechselkursen ein so stark in die inter. 
nationale Wirtschaft integriertes Land wie die B~ndesre~ubliknurvorübergehend 
geringere Raten der Geldentwertung haben oder gor eine Insel der Geldwert- 
stabilitöt bilden kann. Wenn wir in der Preisentwicklung wesentlich nachhinken, 
.leidenm wir unter einem Obermafi an Exportüberschüssen. Dieses Zwiel an 
Exporten, das den Preisauftrieb im Ausland dämpft, erzeugt bei uns eine Ober- 
nachfrage und einen entsprechend großen Preiserhöhungsspielraum der Unter- 
nehmen. Wenn unsere Preise dann tatsächlich steigen und damit viele unserer 
Erzeugnisse ihren Konkurrenzvorsprung auf den inländischen Markten wieder 
verlieren, tendiert auch die Zahlungsbilanz zum Gleichgewicht, bis wir abermals 
in der Geldentwertung zurückbleiben. In einer solchen Zwischenphase des Auf- 
holen~ bei den Preisen und der Rückkehr zum außenwirtschaftlichen Gleich- 
gewicht scheinen wir uns in diesen Monaten zu befinden, und man kann nur 
hoffen, daß unsere Partnerlönder, die unter dem Dnick ihrer Zahlungsbilanz 
und der internationalen Zusammenarbeit gebremst haben, nicht schon nach 
kurzer Zeit wieder die Zügel schieDen lassen. 

238. Auch auf mittlere und längere Sicht besteht wenig Grund zum Optimismus. 
Dies ergibt sich nicht nur aus den bisherigen Erfahrungen, sondern auch aus 
grundsätzlichen Erwägungen. Es besteht nämlich unter Bedingungen, wie sie 
heute in vielen Ländern gegeben sind, ein schwer Iiberbrückbarer Gegensatz 
zwischen dem Ziel der Vollbeschäftigung und der Geldwertstabilität, der in der 
Praxis der meisten Länder zugunsten von Vollbeschäftigung und kräftigem 
Wachstum und auf Kosten der Geldwertstabilität entschieden zu werden pflegt. 

Wenn auch in Zukunft in der Bundesrepublik die binnenwirhchaftlichen 
Kräfte, die bei Vollbeschäftigung das Preisniveau nach oben drücken, schwacher 
sind oder mehr zum MaOhalten bewogen werden können, als dies im Ausland 
der Fall ist, und erst recht, wenn wir aderdem noch als Folge dieser Umstände 
verhälhismimig hohe Raten der Produktivitötsrteigerung und des Reallohn- 
wachstums erzielen sollten (Ziffer 35). ist mit einer an GewiDheit grenzenden 
Wahrscheinlichkeit damit zu rechnen, da0 unsere Zahlungsbilanz [Grundbilanz) 
immer wieder Obenchüsse zeigen wird, die bei konstanten Wediselkursen nur 
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im Zuge einer Anhebung unseres binnenwirtschoftlichen Preisniveaus abgebaut 
werden können. 

239. Solange diese Gefahr des Inflationsimporh nicht gebannt ist - und sie 
IoOt sich bei festen Wechselkursen und freier Konvertibilität auf längere Sicht 
allenfalls bei weltweiter monetärer Disziplin bannen -, kann der Geldwert in 
der Bundesrepublik auf die Dauer nicht stabil gehalten werden. Wenn trotzdem 
von der öffentlichen Hand und den Sozialpartnern immer wieder iene Zurück- 
haltung gefordert wird, die der Geldwertstabilität an sich gemäß ist, so ist dies 
also nicht mehr als ein Versuch mit unzureichenden Mitteln. Zudem sind solche 
Appelle unter solchen Bedingungen auch deshalb fragwürdig, weil dadurch die- 
jenigen enttäuscht werden, die sich im Interesse der Geldwertstabilität tatsäch- 
lich zurückhalten und daher erwarten, daO ihre Zurückhaltung durch Geldwert- 
stabilität honoriert wird. Mit der Zurückhaltung, die die Sozialpartner im Inter- 
esse der Geldwertstabilität nicht selten geübt haben, ist über unsere Exporiüber- 
schüue die Expansion in Ländern mit weniger disziplinierter Wirtschaftspolitik 
ungewollt real miffinanziert warden; monetär gesehen hat die Bundesrepublik 
dadurch, daß sie internationale Liquidität an sich wg, dazu beigetragen, daß die 
schleichende Inflation in der Welt wenigstens in Grenzen gehalten wurde. 

240. Als im Frühsommer 1964 die Gefahr der imporfierten Inflation besonders 
akut war, hat sich der Sachverständigenrd intensiv mit der Frage befaßt, wie 
man eine solche Fehlentwicklung vermeiden kann. Einige Formulierungen, die 
wir damals einstimmig beschlossen haben, möchten wir wegen ihrer grundsätz- 
lichen Bedeutung in etwas erweiterter Form auch in diesen Bericht aufnehmen. 
Während es uns damals ratsam erschien, von einer Ver6ffenHichung abzusehen, 
bestehen diese Bedenken im Zeitpunkt der Abfassung dieses Berichts (Herbst 
1964) nicht mehr, nachdem seit einigen Monaten die Gefahr eines sich verstär- 
kenden außenwirtschaftlichen Ungleichgewichts gebannt zu sein scheint. 

o) Selbst wenn es gelänge, so sagten wir damals unter anderem, die interne 
finanzielle Stabilität in den Defizitländern wiederherruskllen, w6re es 
nach oller Erfahmng so gut wie ausgeschlassen, daß deren Preisniveau 
iemals wieder auf den niedrigeren Stand der vorhergegangenen Jahre 
zuri)ckeeführt werden kann. Wir befürchten daher, daO der Weg zur Wie- 
derherstellung des internationalen Preisgleichgewichts bei den ietzigen 
Wechselkursen nur über eine erneute Aushöhlung der Binnenkaufkroft der 
DM führt. Eine solche Fehlentwicklung kann durch nichts anderes - auch 
nicht durch Vorgriffe auf später ohnehin fällige Zollsenkungen - vermie- 
den werden als durch MaOnahmen, die auf eine Xnderung der effektiven 
Wechselkursrelationen hinauslaufen. 

bl Nach dem Prinzia daß die Kranken und nicht die Gesunden der Heilunn 
' bedürfen, kännte.die Bundesregierung den Parinerländern, die unterein; 

defizitdren Zahlungsbilanz leiden, mit Nachdmck die Notwendigkeit vor 
Auaen führen. da0 sie mit dem AvOenwert ihrer Währuna nachholen. was 
siemit dem Binnenwert bereits geschehen ließen. ~t i ihun~skredih 
Ddzitländer und Maßnahmen zur Verhinderung eines fluchtartigen Kapi- 
talzustroms aus Gebieten des Währungsverfalls lassen sich mit dem Ziel 
der Geldwertstabilität in der Bundesrepublik, der unsere Sorge gilt, nur 
vereinbaren, wenn sie an die Bedingung geknüpft sind, daß das funda- 
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mentale Ungleichgewicht der Zahlungsbilanz dieser Länder unverzüglich 
behoben wird. 

C) Falls die Defizitländer nicht abwerten, läge es im Bereich des Möglichen, 
den Preiserhöhungsspielraum der Unternehmen in der Bundesrepublik 
durch lineare Senkung der steuerlichen Abgaben und Rückerstattungen im 
grenzüberschreitenden Verkehr einzuengen. Hiervon würde jedodi nur 
ein Teil der außenwirtschaftlichen Beziehungen berührt. Für einzelne Be- 
reiche des Warenhandels, den ganzen Dienstleistungsverkehr und das 
System der internationalen Kreditbeziehungen bliebe es bei den iehiigen 
Verhältnissen. Aderdem stünde eine Senkung der Ausgleichssätze dem 
geplanten Obergang zu einem System der Mehrwerkteuer im Wege. 

d) EineA&ertung,wie sie 1961 durchgeführt wurde, kann ein fundamentales 
Ungleichgewicht der Zahlungsbilanz beseitigen. Sie hat iedoch vor allem 
den Mangel, da0 man nicht genau vorausbestimmen kann, um wieviel 
aufgewertet werden muß, und man daher aus Furcht vor deflatorischen 
Wirkungen im Inland eher zu wenig als zu viel aufwertet. Die Fein- 
abstimmung vollzieht sich dann wieder über das Preisniveau, und zwar in 
inflaton'scher Richtung. Für die Erhaltung des Binnenwertes der Gelder in 
einer Welhvirtschaft, in der die Preisniveaus der Partnerländer mehr oder 
weniger kontirwierlich steigen, ist das System der Stufenflexibilität - in 
unserem Falle also wiederholte Auhvertungen - wedir in der vom Welt- 
währungsfonds nach Artikel 4 des Abkommens von Bretton Woods vor- 
gesehenen post festum-form noch bei präventiv« Anwendung ausrei- 
chend. Wenn die Währungsrelationen im In- und Ausland ieweils erst 
verändert werden, nachdem sich ein fundamentales Ungleichgewicht der 
Zahlungsbilanz herausgebildet hat, dann sind in der Regel im Inland schon 
Preissteiaerunaen einaetreten. die erfohrunasaemäß einen irreversiblen 
~eldwe&hwÜnd bediuten. Mit der ~tvfenfl~x&ilität kann also der Import 
von Inflation nicht unterbundan, sondern nur gehemmt werden; wollte man 
diesen Manael vermeiden. dann müßte man mit den Auhvertunaen aleich- 
Sam vorhalt&, oder es müßte post festum, um die bereitr eingetretenen 
Preissteigerungen wieder rückgängig zu machen, mehr aufgewertet wer- 
den, als zur Wiederherstellung des Zahlungsbilanzgleichgewichts nötig ist. 
Beide Möglichkeiten kommen praktisch nicht in Frage, da sie auf Defla- 
tionsdruk im Inland hinauslaufen. 

e) Einen Fortschritt gegenüber dem System der Stufenflexibilität würde es 
schon bedeuten, wenn man zur besseren Wahrung der Geldwertstabilitat 
in der Bunderrepublik der Bundesbank einen grofieren Aktionsspielraum 
in der Form gewährte, daß man die Punkte, an denen sie zur Intervention 
auf den Devisenmärlrten verpflichtet ist, weiter auseinander setzt. Wahr- 
scheinlich würe dabei zunachd mit einer Bandbreite auszukommen, die bei 
den am internationalen Wirtschaftsverkehr beteiligten Kreisen noch nicht 
das Gefühl eines unzumutbar großen WBhrungsrisikos aufkommen \ieße. 
Auf der anderen Seite liefern die Erfahrungen des letzten Jahrzehnts ge- 
nügend Grund zu der Annahme, daß die Obergrenze der gröi3eren Band- 
breite um so schneller zum neuen Festkun wird, je stlirker die inflatorischen 
Tendenzen im Ausland sind und ie energischer die Bundesregierung ihnen 
entgegenwirkt. Dies bedeutet, dai3 bei einer zu geringen Ausweitung der 
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Bandbreite das adenwirkchuftliche Gleichgewicht teilweise wieder auf 
Kosten der inneren Geldwertstabilitöt zustande kommt; will man dies ver- 
meiden, müßte man die lnterventionspunkte gegebenenfalls erneut ousein- 
ander setzen oder im Niveau verlagern. 

f) Ein System flexibler Kassa- und Terminkurse würde sich von der Stufen- 
flexibilität dadurch abheben, daß man keine neue Parität zu fixieren 
brauchte unddaßdas Risiko eines Zuwenig oder Zuviel und einer zu frühen 
oder zu späten Aufwertung damit wegfiele. Die volle Flexibilität des Wech- 
selkurses gibt erst die Freiheit, eine wirksame Politik der Geldwertstabilität 
zu heiben, ohne daß von Zeit zu Zeit ein Deflationsdruck ausgeübt zu 
werden brauchte. AuRerdem brauchten in einem System flexibler Wechsel- 
kune unvorhenehbare Paritätsänderungen nicht mehr befürchtet zu wer- 
den. Die Gefahr starker Ausschläge des Wechselkunes halten wir für 
gering, wenn wir und unsere Partnerländer eine Politik der internen finan- 
ziellen Stabilität treiben; politisch bedingteSpekulationenaufdemDevisen- 
markt würde es nicht mehr und nicht weniger geben als spekulative Kapi- 
talbewegungen im gegenwcirtigen System. Gegen solche Wechselkun- 
Schwankungen konnte die Bundesbank die deutsche Wirtschaft jederzeit 
schützen, indem sie auf den Devisenmärkten ebenso interveniert, wie sie 
es heute muß. 

g) Gegen das erhöhte Kursrisiko irn laufenden Auslandsgeschäft könnten, 
sich Importeure und Exporteure unschwer sichern. Die lmporteure haben 
schon immer ihre Devisenverpflichtungen am Devisenterminmarkt kun- 
gesichert. Die Exporteure werden durch einen flexiblen Wechselkurs über- 
haupt nicht berührt, wenn sie in D-Mark fakturieren; ist dies nicht möglich, 
so mÜRten sie bei langen Zahlungszielen in ausländischer Währung -vor- 
nehmlich also im langfristigen Anlagegeschäft - die Kosten einer wieder- 
holten Kurssicherung in den Preis einkalkulieren. Bei Exportgeschäften von 
besonderer gesamtwirtschaftlicher Bedeutung konnte der Bund jederzeit 
das Kursrisiko in seine E~~ortbürgschaften einbeziehen. 

h) Die alternative Moglichkeit, die Ziele der Geldwerktabilität und des 
außenwirkchaftlichen Gleichgewichts gleichzeitig zu erreichen, besteht 
darin, d d  die wichtigsten Partnerländer im Rahmen dafür geeigneter 
internationaler Organisationen ihre Konlunktur- und Fiskalpolitiken wirk- 
sam aufeinander abstimmen. Geldwerktabilität durch Koordinierung der 
Wirtschaftspolitik setzt aber voraus, doß sich die beteiligten Ldnder in ihrer 
überwiegenden Mehrheit vom Ziel der Geldwerktabilität ernsthaft leiten 
lassen. Wir glauben allerdings befürchten zu müssen, da13 in diesem Punkt 
auch in Zukunft im wesentlichen die gleichen Unterschiede in der Rang- 
ordnung bestehen werden wie bisher. Unter solchen Umständen eröffnet 
das System freibeweglicher Wechselkurse die Möglichkeit, daß in ihr iedes 
beteiligte und sogar auch ein Land allein die wirtschaftspolitischen Ziele 
verwirklichen kann, die seinen wirtschafk- und gesellschuftspolitisdian 
Vorstellungen entsprechen. 

241. Ob solche Befürchtungen zu Recht bestehen, können letztlich nur die an 
der internationalen Zusammenarbeit unmittelbar beteiligten politischen Instan- 
zen beurteilen. Es ist auch eine überwiegend politische Frage, ob die internatio- 
nale Kooperation und darüber hinaus die Art der internationalen Integration, 
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wie sie in der EWG verwirklicht werden soll, faste Wechselkurse erfordern; eine 
ausschließlich ~olitische Fraae ist es. ob die lnteamtion bei festen Wechselkursen 
das Opfer rechtfertigt, die Geldwehstabilität zu vernachlässigen. Sie zu beant- 
worten, ist nicht ~ufeabe des Sachventändigenrates, zumal das Gesetz, das die 
Grundlaae seiner Arbeit bildet. nur die Ziele Stabilität des Preisniveaus. hoher - - -. 
Beschäft~ungsstand und au0er;wirtschaftliches ~leichgewicht bei stetigem und 
angemessenem Wachstum nennt, nicht aber Integration und feste Wechselkurse. 

242 Sind die außenwirtschaftlichen Vorbedingungen für eine Politik der Geld- 
wertstabilität erfüllt. so kommt es darauf an, eine inflatorische Obernachfrage 
aus dem Inland zu vermeiden. 

Für die öffentlichen Haushalte bedeutet dies zunächst, daß bei der Voraus- 
schätzung der Steuereinnahmen für die B~d~etauistellung, im Gegensatz zur bis- 
herigen Obung. eine Inflationsrate nicht mehr einkalkuliert werden dürfte. Ein 
solcher geldwertneutraler Haushaltworanschlag würde enhprechend niedrigere 
Staahausgaben oder eine größere Anleiheahahme am Kapitalmarkt oder 
höhere Steuenätze bedingen. Wenn die Preise dann gleichwohl steigen und die 
Steuereinnahmen infolgedessen über den Voranschlägen liegen, wären die inAa. 
tionsbedingten Mehreinnahmen bei der Bundesbank festzulegen. Dagegen 
widerspräche es den Prinzipien einer sbbilisierenden Haushaltsgebarung, wollte 
man die überplanmä0igen Einnahmen wieder dem Wirtschaftskreislauf zuführen, 
sei es durch Mehrausgaben, sei es durch zusätzliche Tilgung von Anleihen, die 
sich irn Besitze der Banken und des Publikums befinden, sei es durch Verzicht auf 
die Emission im Budget vorgesehener Anleihen; alles dies würde den antiinfloto- 
rischen Effekt aufheben. Da0 die Ausaabenvoransch äae bei aeldwerheutralem 
Haushalt nicht reihen, um den StaGsbedarf zu erhghten h i sen  zu decken, 
zwingt die öffentliche Hand, sich mit ihrem ganzen Gewicht als Nachfrager nach 
Gütern und Leistungen gegen höhere Preisforderungen zu wehren. Bleibt da- 
gegen das Wachstum des Nominaleinkommens und der Steuereinnahmen aus 
konjunkturellen Gründen hinter den Vorausschätzungen zurgck, so entrtehen 
beim Vollzug des Haushalts Kassendefizite, die nun in expansiver Richtung wir- 
ken und so zu einem stetigen Wachstum beitrogen. 

243. Außenwirtschaftlicher Gleichgewicht und koniunkturgerechtes Verhalten 
der öffentlichen Hand verringern die Gefahr einer Obernachfrage von seiten der 
Unternehmen, einer darauf beruhenden Aufblähung der Gewinnquote und einer 
shließlich einsetzenden Preis-Lohn-Spirale. Soweit dennoch eine Obernochfrage 
der Unternehmen entsteht, könnte ihr die Bundesbank bei Aexiblem Wechral- 
kurs wirksam begegnen, indem sie den Kredit verknappt und verteuert. Je mehr 
Auslandskapital der erhöhte Zins anzieht, desto mehr erhöht sich der A h n -  
wert der Wdhrung mit der Folge, daß die Importe verbilligt und die Exporte, in 
erster Linie die zusätzlichen Exporte, zugunsien der lnlandsversorgung gedampft 
werden. Die Kredit- und Zinspolitik kann damit bei Aexiblen Wechselkursen einen 
Grad der konjunkturpoliiischen Wirksamkeit erreichen, wie sie ihn bisher nicht 
hatte; dies ist um so wichtiger, als sich die Kreditpolitik gegenüber ollen anderen 
Mitteln durch ihre Flexibilität auszeichnet. 

Diese Flexibilität könnte sich auch bewähren, wenn in der Bundesrepublik ein- 
mal rezessive Tendenzen vorherrschen sollten. Die Bundesbank hätte dann die 
Möglichkeit, durch Mittel der Geld- und Kreditpolitik das Zinrniveau zu senken 
und auf diese Weise den Geld- und Kapitalexport anzuregen, der den Außen- 
wert der Währung herabsetzen würde. Auch hier träte auf diese Weise zu dem 
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Voraussichtliche FeNentwi&Iungen und möglidre Gegenmittel 

unmittelbaren Einflvß auf die Investitionsneigung (hier: Senkung der Kapital- 
kosten) ein konjunkturpolitisch emiinschter auOenwirkchaftlicher Effekt hinzu 
(hier: Fördewng der Exporte, Behindewng der Importe). 

144. Als wirksames Mittel der Koniunktur- und Geldwerktabilisierung könnte 
die Kombinotion von Zins- und Wechselkurspolitik zugleich der Vermeidung von 
lnflationsgewinnen dienen. Sie wäre damit ein Instwment der kurz- und mittel- 
fristigen Einkommenspolitik für den Bereich der .Einkommen ous Unternehmer- 
tätigkeit und Vermögen'. 

245. Nun ist allerdings nicht ausgeschlossen, daß sich in der Bundesrepublik ein 
Konflikt zwischen Geldwertstabilität auf der einen und Vollbeschöftigung und 
anaemessenem Wochstum auf der anderen Seite herausstellt, wenn die ausländi- 
sdGn und inlondischen Quellen der Obernachfrage zum versiegen gebracht sind. 
Die Erfahwngen in einer Reihe von Industrieländem bestätigen die Möglichkeit 
eines derartigen Konflikk. 

246. Ein Grund dafür, da0 auch ohne Obernachfrage das Preisniveau steigen 
kann, liegt in der unzureichenden Flexibilität der Preise nach unten. Daß Preis- 
Senkungen für Erzeugnisse, deren Produktionskosten gesunken sind und für die 
keine Obemachfrage besteht, unterlassen werden, beschränkt die Möglichkeit, 
material- und lohnkostenbedingte Preissteigerungen in anderen Bereichen aus- 
zugleichen und so das Preisniveau stabil zu halten, ohne da0 es eines Deflations- 
dwcks bedorf, der den hohen Besch8tigungsstand gefährdet. Hier vermag nur 
eine dur&gpifende Wettbewerbspolitik des Staates zu helfen; ebenso kann 
man auch Preiserhöhungen, die monopolistisch bedingt sind, wohl nur mit weit- 
bewerbspolitischen Mitteln vermeiden. Denn unmitielbare Preiseingriffe haben 
- ganz obgesehen von grundsätzlichen Einwänden, die gegen sie vorgebracht 
werden können - dieselbe unerwünschte Nebenwirkung wie eine Mobilisierung 
der Mentlichen Meinung gegen Preiserhöhungen: sie schwächen allgemein die 
Bereikchoft, die Preise zu senken. 

247. Die Takache, daß Nominallöhne heute praktisch kaum mehr gesenkt wer- 
den können, hat zur Folge, daß der Mechanismus der Lohnrelationen, der die 
wachstumsbedingte Wanderung der Arbeitskräfte herbeiführen muß, wenn Voll- 
beschäftigung herrscht und erholten bleiben soll, nur bei mehr oder weniger 
stark steiaendem Niveau der Nominallöhne arbeiten kann. Ein noch kräftigerer 
Anstieg des Lohnniveaus ergibt sich, wenn Branchen mit überdurchschnittl&en 
Produktivitätsforkchriiien manacls wirksamer Konkurrenz die Preise nicht 
senken, sondern stattdessen die Löhne im vollen ~ u s m a i  ihrer~roduktivitbtr- 
Steigerung erhöhen, ohne da8 dies vom Arbeitskräftebedarf her erforderlich 
Mre, und wenn die institutionellen und soziologischen Bedingungen auf dem 
Arbeitsmarkt dahin wirken, daß die Löhne in den anderen Branchen in kurzer 
Zeit nachziehen. Er sind natürlich auch noch andere Konstellationen und Ver- 
haltensweisen möglich, die bei Vollbeschäftigung und bei einer de facto-Voll- 
beschäftigungsgorantie der Regie~ng dazu führen kennen, daß das Niveau der 
Nominallöhne starker steigt, als es mit den Zielen der Geldwertstabilität und 
eines angemessenen Wachdums - der Pr~duktiansanla~en, des Kapitoleinsatzes 
ie Arbeikplatz, der Produktivität und damit der Reallohne -vereinbar ist. 

248 Wenn sich bei Vollbeschäftigung von der Preis-, Lohn- und Kostenreite her 
Gefahren der beschriebenen Art zeigen, kann die Geldwertstabilität zwar ver- 
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teidigt werden, aber kurzfristig und ohne unmittelbare Eingriffe in die Preis- und 
Lohnbildung nur mit Mitteln, die zu sinkendeninvestitionen und zunehmender 
Arbeitslosigkeit führen. Der Standpunkt, da0 alle, die mehr für ihre Arbeit 
und ihre Erzeugnisse fordern, als der Markt zu zahlen bereit ist, es selbst zu 
verantworten haben, wenn sie aus dem Markt gedrängt werden, ist so m i t  ent- 
fernt von den im Gesetz über den Sachventändigenrat niedergelegten Zielen, 
dai3 er hier ohne nähere Prüfung ausscheiden kann. Wir müssen also nach ande- 
ren Möglichkeiten suchen, die Vollbeschäftigung und die Geldwertstabilität 
gegen die Gefahren zu sichern, die nunmehr von dem Vorhaben der Sozial- 
partner ausgehen k6nnen. Die einzige, die mit unserer Wirtschofhordnung ver- 
einbar ist - eine andere sehen wir nicht -. lieat in der Aufkläruna Iiber iene . - 
lohnpolitischen Bedingungen, 'nter denen ohne Beschrdnkung der tar#politis&en 
Autonomie der Sozialpartner Geldwertstobi ität ohne Arbeitslosigkeit - oder 
Vollbeschäftigung ohne Inflation- möglich ist. 

a) Bei gegebenen Wettbewerbibedingungen spielt sich im monetären Gleich- 
gewicht ein bestimmtes Verh6ltnis zwischen Preisen und Kosten und damit 
auch zwischen Preis- und Kostenniveau ein. Das Problem der Geldwert- 
Stabilität bei Vollbeschäftigung ist daher identisch mit dem der Stabilisie- 
rung des volkswirtschaftlichen Kostenniveaus. 

b) Damit das Kostenniveau nicht steigt, dürfen die Nominallöhne, solange 
die oben genannten Annahmen und Bedingungen - insbesondere mone- 
täres und außenwirtschaftliches Gleichgewicht - gegeben sind, dem 
Grundsatz nach im Durchschnitt nicht stärker erhöht werden als um den 
Prozenkatz, um den sich in der Gesamtwirtschaft ddaProduktionsergebnis 
je Stunde - von etwaigen Struktureffekten bereinigt - erhöht. Wenn da- 
gegen der Anteil der Kopitolkosten an den Gesamtkorkn abnimmt - zum 
Beispiel wegen Zinssenkung infolge zunehmenden Kapitalreichtums oder 
wegen kapitalsparenden technischen Fortschrittes - oder wenn die .terms 
of trade' sich verbessern - niedrigere lmportpreise oder h6here Export- 
preise -, so ist für Lohnerhöhungen ein zusätzlicher Spielraum über den 
Fomchritt der gesamtwirtschaftlichen Produkt'wität hinaus gegeben, ohne 
da6 das Kostenniveau steigt - und umgekehrt. Ebenso mag es angebracht 
sein, den gesamtwirtschaftlichen Produktivitätsfortschritt optimistisch ein- 
zuschätzen, in der HoRnung, daß ein gewisser Lohndruck die Rationalirie- 
wngsbemühungen in den Unternehmen verstörkt. 

C) ZU den Lohnerhöhungen gehören im Hinblick auf die Kostenseite audi Er- 
höhungen der Sozialvenicherungsbeiträge, soweit sie den Arbeitgeber- 
anteil betreffen. Es müBte daher die Regel gelten, die Beitragssäize, soweit 
erforderlich, in kürzeren Zeitabständen und dann ieweils nur geringfügig 
anzuheben; eine sprunghafte Beitmgserhöhung würde den Spielraum der 
Sozialpartner für kortenniveau-neutrale Lohnerhohungen in dem betref- 
fenden Jahr zu sehr einengen. 

d) Die Lohnerhöhung, die im gesamtwirtschoftlichen Durchschnitt kosten- 
niveou-neutral ist, kann nur iür iene Bereiche den Ma&tab bilden, die sich 
im Gleichgewicht befinden und voraussichtlich im Gleichgewicht bleiben 
werden. Zeigt sich irgendwo ein zusätzlicher Bedori an Arbeitskräften, der 
nicht aus dem Neuzugang, sondern nur durch Abzug aus anderen Be- 
reichen gededd werden kann, so müssen, wie dies in der effektiven Lohn- 
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bemessung in der Regel schon geschieht,die Löhne in denMongelbereichen 
starker erhöht werden, und zwar um sa mehr, je größer die Friktionen und 
der Widerstand sind, die der Lohnanreiz überwinden soll. 

e) Auf der anderen Seite ist es erforderlich, daR Überall dort die Löhne long- 
samer steigen, wo Arbeitskräfte nicht mehr so dringend benötigt werden, 
weil der Absatz schrumpft oder der technische Fortschritt Einsparungen er- 
möglicht; sonst fehlt für die Arbeitnehmer der Anreiz, von sich aus den 
Arbeitsplatz zu wechseln. Wenn die Unternehmen zögern, nicht mehr be- 
nötigte Arbeitskräfte zu entlossen, und sogar erhebliche Lohnzugeständ- 
nisse machen-vielleicht auch weil sie mit entsprechender staotlicher Hilfe 
rechnen, die aus politischen Gründen gerechtfertigt sein mag -, so wird 
in solchen Bereichen ein Beschäftigungsstand aufrechterhalten, der die an 
sich mögliche Steigerung der gesamtwirtschaftlichen Produktivität und da- 
mit letzten Endes auch der Reallöhne verringert. 

f) Da die Knappheitsbedingungen in den verschiedenen Gebieten, lndustne 
Zweigen und Berufsparten am besten in kollektiven Verhandlungen er. 
mittelt werden können, macht die gesamtwirtschaftliche Leitregel den Lohn- 
findungsprozet3 durch die Tarifparteien nicht entbehrlich. Die Leitregel 
zeigt nur den Richtpunkt an, bei dem die Ziele der Geldwerktobilität, der 
Vollbeschäftigung und des gesamhm'rtschaftlichen Wachstums zum Wohle 
aller am wenigsten miteinander in Konflikt stehen. 

249. Mit den flexiblen Mitteln der Kredit- und Wechselkurspolitik und einer 
konjunktur- und wachstumspolitisch orientierten Haushaltspolitik kann es - von 
kurzen Ausnahmepenoden abgesehen -gelingen, sowohl das binnen- als auch 
das aufjenwirtschdtliche Gleichgewicht annähernd zu erreichen. G mvR zu 
diesem Zweck die in- und ausländische Nachfrage so auf unser Angebokpoten- 
tial obgestimmt werden, dafi wir es weitgehend ausschöpfen - hoher Beschäfti- 
gungsstond - und daR wir, von unentgeltlichen Leistungen abgesehen, so viel 
an ausländischen Gütern, Diensten und Kapitaltiteln importieren, wie unsere 
Gesamterlöse aus der Ausfuhr von Gütern, Diensten und Kapitaltiteln beim- 
gen - adenwirtschaftliches Gleichgewicht. Damit es zur Erhaltung der Geld- 
wertstabilitdt - stabiles Preisniveau - nicht ab und zu deflatorischer Eingriffe 
bedarf und erst recht natürlich keines ständigen Deflationsdrucks, müssen die 
Anbieter und Anbieterorganisationen auf den Güter- und Arbeitsmärkten darauf 
verzichten, den bei hoher Gesamtnachfrage fast immer vorhandenen Preis- und 
Lohnerhöhungsspielraum voll auszunutzen, Durch solche Zurückhaltung erleich- 
tern sie es den für die Geldwertstabilität verantwortlichen Instanzen, eine Politik 
zu betreiben, die das Risiko einer leichten Obernachfroge nicht mehr scheut als 
die Gefahren des Nachfragemangels und der nochfragebedingten Wachstums- 
verlanasamuna. Den Unternehmen und den Gewerkschaften in der Bundesre~u- 
blik isfein derartiges Verhalten nicht fremd. Es hat wesent ich dazu beigetragen, 
dafl unsere Wirtschaft auch nach Erreichen der Vollbeschäftigung noch verhält- 
nismäßia hohe Wachstumsraten erzielen konnte. Weder die Gewinne noch die 
~eallöhne sind infolge dieser Zurückhaltung weniger gestiegen; eher ist das 
Gegenteil der Fall. 

W). Nicht in der Preiskoniunktvr, sondern in der Mengenkonjunktur liegt t3r 
die Unternehmen die gräflere Chance für höhere Gewinne auf lange Sicht. Durch 
Preiszurückhaltung - nach der immer noch gliltigen Regel .kleiner Nutzen- 
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großer Umsatz' - sichern sich die Unternehmen selbst die Nachfrage, die ihnen 
Erweiterungs- und Rationalisieningsinvestitionen ermöglicht und damit die Vor- 
teile der Grokerienproduktion und der Automatisierung verschafft, 

251. Zurückhaltende Lohn~olitik. wie sie die deutschen Gewerkschaften - 
mindestens im Vergleich mit denen anderer Länder - relativ häufig betrieben 
haben, belohnt der Markt zunächst mit der Sicherheit des Arbeitsplatzes, die die 
Vollbeschäftiauna aewährt. Eine leichte Obernachfraoe macht den freiwilliasn 
Stellenwechsd z i r  Üegel und den erzwungenen Stelle~wechsel durch ~ntlassÜn~ 
zur Ausnahme. Daraus ergibt sich -vor allem bei wachstumsbedingten Strukiur- 
Wandlungen - ein wesentlicher Produktivitätseffekt: Wer seinen Arbeitsplatz 
aufgibt, weil er an anderer Stelle mehr verdienen kann, erhöht damit in der Regel 
auch seinen Beitrag zum Sozialprodukt; bei Entlassungen dagegen kommt der 
volkswirtschaftliche Gesichtspunkt der produktiven Verwendung an anderer 
Stelle in der Regel nicht zum Tragen. Deshalb kann bei sinkender Nachfrage am 
Arbeitsmarkt ziemlich schnell eine beträchtliche .Reibungsarbeitslosigkeit' ent- 
stehen, bedingt durch den Rückgang des freiwilligen Stellenwechsels und die 
Zunahme der Entlassungen, vor allem von Kräften, die andernorts nicht oder nur 
schwer wieder verwendbar sind. Der Produktivitätsvorteil der leichten Obernach- 
frage am Arbeikmarkt und die gröikren Produktivitätsfortschritte, die die Unter- 
nehmen in der Mengenkoniunktur erzielen, erweitern den Spielraum, innerhalb 
dessen der Mechanismus der Lohnrelation, auf den es bei Vollbeschäftigung auch 
mehr ankommt 01s bei Unterbeschäitigung, funktionieren kann, ohne da0 er das 
Kastenniveau erhöht. 

252 Dies sind die Bedingungen, unter denen angemessene, ja scgar hohe 
Wachstumsraten auch dann noch erzielt werden können, wenn die Währungs- 
~ol i t ik  au0enwirtschaftliche Oberxhüsse - oder Im~artdefizite - nicht mehr 
zuläßt, unsere Wirtschaft gegenüber den preissteigernden Einflüssen aus dem 
Ausland isoliert ist und der Geldwerktabilitat damit jener Rang gegeben ist, den 
die Bevölkerung ihr zuerkennt. 

253. Was dem Wachstum und der Geldwerhtabilität zugleich förderlich irt, 
dient mittelbar auch dem Ziel stärkerer Vermögensbildung bei den breiten 
Schichten. Denn ie größer der wachstumsbedingte Produktivitätrforhchritt ist, 
um so mehr steigen das Niveau der Reallöhne und die Fähigkeit zum Sparen; 
den Willen zum Sparen ober erhöht ein stabiler Geldwert, weil er den breiten 
Cchichten, die in d w  Regel Geld~ermä~ensanlogen bevorzugen, die Gewahr 
gibt, da0 der zeihveilige Konsumverzicht sich am Ende nicht teilweise als end- 
gültig herausstellt. Vermehrte Vermögensbildung - als Folge kräftigen Wachs- 
?ums und stabilen Geldwertes - ist seinerseits geeignet, Wachstum und Ver- 
mägensbildung zu fördern: der Kapitaleinsatz ie Arbeitsplatz kann schneller 
zunehmen, mit ihm die Arbeitsproduktivität, mit dieser das Niveau der Real- 
löhne und mit diesem wiederum die Fähigkeit zur Vermögensbildung. Soweit das 
höhere Niveau der Arbeikproduktivität und der Reallöhne, das von gröoerem 
Kopk le insh ie Arbeikplah: zu erwarten ist, nicht auf stärkerem technixhem 
Fortschritt beruht, drJ& es allerdings auf die Gewinnrateh Die Invertitions- 
bereitschaft der Unternehmer braucht dies nicht wesentlich zu beeinträchtigen, 
da dann mit der Vermehrung des Kapitals auch das Zinsniveau sinkt, abgesehen 
davon. daO eine Politik stetiaer und ausreichend kräftiaer Nachfraaeex~onsian - - .  
das iniändische lnveslitionsri;;'ko in Grenzen hält. 

139 



Voraussichtliche Fehlentwidrlungen und mögliche Gegenmiitel 

254. Da0 wachstumsfordernde Bedingungen, wenn sie zusammentreffen, sich 
gegenseitig verstärken, gehärt zu den wirtschaftspolitisch wichtigsten Einsichten 
der äkonomischen Wachstumsfonchung; gleiches gilt für Wachstumshemmnisse. 
Im Gegensatz zu manchen anderen Ländern hat sich die Bundesrepublik in den 
vergangenen fünfzehn Jahren günstiger Wochstumsbedingungen erfreut; des- 
halb konnte das Wachstumsziel in der öffentlichen Diskussion, aber ouch in die. 
sem Bericht ekas im Hintergrund bleiben. Wenn Regiening, Sozialpartner und 
Bwölkeruog es wollen und ihr Verhalten danach einrichten, kann zu den gün- 
stigen Wochstumsbedingungen auch noch die Geldwertstobilität hinzutreten. 
Ohne ein solches Verholten jedoch ist Geldwertstobilitöt - jedenfalls in der 
marktwirkchoftlichen Ordnung - nur um den Preis einer Hemmung des Wachs- 
tums erreichbor. 

156 Nun ist allerdings zu bedenken, daO die Wirtschaftspolitik aus einem 
Guß, die erforderlich erscheint, um die im Gesetz über den Sachverständigenrat 
niedergelegtenziele gleichzeitig zu erreichen,möglichemeise wegen zahlreicher 
innen- und avßenpolitischer Rücksichten und Bindungen nicht oder nur auf 
längere Sicht realisierbar ist. Der Sachverständigenrot hat Grund zu der An- 
nahme, d d  das Haupthemmnis zunächst nicht so sehr in der Fiskalpolitik oder 
in der Lohn- und Preispolitik der Sozialpartner liegen dürfte, sondern im Bereich 
der Wöhrungspolitik. Wir hoben uns daher auch die Frage vorgelegt, wie es 
möglich gemacht werden konnte, daO auch bei festen Wechselkursen - und bei 
den gegenwärtigen - die Stabilitöt des Preisn~eow in der Bundesrepublik 
gewährleistet werden kann,ohne daO die onderen Ziele - hoherBeschäfiigungs- 
stand und außenwirtschuitliches Gleichgewicht bei stetigem und angemessenem 
Wachstum - beriihrt werden, immer unter der Annahme, daO die Defizitländer 
nicht dazu gezwungen werden können, rechtzeitig ihre Währung abzuwerten 
oder den Preisauftrieb durch Deflotionsdruck zu verhindern oder gar rückgängig 
zu machen. 

?56. Kommt die Bundesrepublik den Defizitländern nicht dodurch entgegen, 
da8 sie entweder die Preise ihrer Güter oder den Preis ihrer Währung steigen 
IäRt, so trägt sie dazu bei, daß Länder mit Zahlungsbilanzschwierigkeiten ihr 
reales Wachstum bremsen oder die Währung abwerten oder die Ein- und Aus- 
fuhren regulieren: mit Zollen, Steuern, Subventionen, Kontingenten und onderen 
Eingriffen in die kommerziellen Hondelsbeziehungen, bei denen das Prinzip der 
Nicht-Diskriminierung dann de fado nicht immer beachtet wird oder gewahr. 
leistet werden kann. Ob dies der internationalen Wirtschoftsintegrotion förder- 
lich ist, mag bezweifelt werden; ia, man kann sich sogar fragen, ob es den Inter- 
essen der deutschen Exportwirtschaft wirklich dient. Integration ist iedenfalls 
nicht das Ergebnis fester Wechselkurse, sondern das Ergebnis einer Harmonisie- 
rung der nationalen Wirkchaftspolitiken, die feste Wechselkurse zu Gleich- 
gewichtskursen macht und flexible Wechselkurse zu konstanten - oder zu stetig 
sich ändernden - Wechselkursen. 

7 .  Die Stabilität des Preisniveaus im lnnern IäOt sich trotz inflatorischer Ent- 
wicklungen im Ausland auch bei festen Wechselkursen für eine Weile oufrecht- 
erholten, wenn man mengenmäßige Einfuhrhemmnisse- auch solche auf Grund 
privater Absprachen - beseitigt, lmportabgaben herabseht, Importsubventio- 
nen einführt oderlund die Exporte mit steuerlichen - oder gar administrativen - 
Mitteln drosselt. Auch für den Bereich des Geld- und Kapitolverkehrs mit dem 
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Ausland gibt es Mittel, die ähnlich wie eine Aufwertung wirken oder wie eine 
Devisenbewirtschaftung mit umgekehrtem Vorzeichen. Bis zu einem gewissen 
Grade mögen diese Mittel mit einer marktwirtschaftlichen Ordnung noch ver- 
einbar sein; doch gibt es wohl auch hier einen Punkt, an dem die Quantitdt in 
Qualität umschlägt. 

258. Eine wirksame Stabilisierung der Binnenkoniunktur - stetiges Wochs- 
tum - läßt sich. wenn die oben beschriebene Kombination von Wechselkun- und 
Kreditpolitik ni&t in Betracht kommen soll, bei Konvertibilität nur noch erreichen, 
wenn die Fiskalpolitik ganz in den Dienst dieses Zieles gestellt wird. Sie mü0te 
dann den Charakter einer antizyklischen Fiskalpolitik haben und eine Flexibilitdt 
aufweisen, die mit den traditionellen Prinzipien eines ordnungsmät3igen Haus- 
haltsvollzuges in Obereinstimmung mit den parlamentarischen Bewilligungs- 
instanzen kaum mehr vereinbar ist. Ob eine solche Flexibilität jemals in einer 
Demokratie erreichbar ist, erscheint sehr zweifelhaft. Zudem kann die Fiskal- 
politik bei voller Konvertibilität und festen Wechselkursen die Binnenkonjunktur 
wirksam nur dann stabilisieren, wenn sie nicht so sehr Liquiditdkpoliik ist als 
eine Politik zur Beeinflussung der Auftragslage und der Rentabilität der Unter- 
nehmen. Ihr Schwergewicht m& zu diesem Zweck entweder bei den Bffentlichen 
Aufträgen liegen, was haupts6chlich die Bauindustrie trifft. oder bei steuerlichen 
Mitteln zur Fördening oder Hemmung der Investitionen im Inland, z. B. bei anti- 
zyklischen - und daher häufigen - Verändemngen der steuerlichen Abschrei- 
bungsmöglichkeiten und bei einer Besteuerung oder Subventioniervng der Privat- 
investitionen ie nach der Koniunkturlage. Auch hier erfordert die Flexibilität des 
Mitteleinsatzes sehr wahrscheinlich eine Verlagerung von Kompetenzen vom 
Parlament zur Reaieruna. Ob flexible Abschreibungssätze und Invesiitionssteuern 
und eine flexible ~ e s 6 l t u n ~  der öffentlichen ~Üs~aben  der langfristigen In- 
vestitionsbereikchaft und damit dem Wachstum der Wirtschaft. der marktwirt- 
schaftlichen Ordnung und der internationalen Wirhchafisintegration zvträg- 
licher sind als flexible Wechselkurse, kann hier und ietzt nicht entschieden 
werden. 
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